
Jahre hinweg „an vorderster
Front“ als Stadt- und Kreisrat,
Bürgermeister von Schongau

und Landrat von
Weilheim-Schongau
ausgezeichnet hat,
teilhaben zu können.
Kein Zweifel: Die
Messlatte, die Luit-
pold Braun vorgege-
ben hat, liegt hoch.

Erfolgreiche
Jahre

Der scheidendeVor-
sitzende sprach in ei-
nem kurzen Rück-
blick von „guten und
erfolgreichen Jah-
ren“, in denen die
KPV „erweitert und
nach vorne gebracht“
werden konnte. Als
zentrale politische
Punkte, mit denen die
KPV während Brauns

Amtszeit konfrontiert worden
sei, nannte dieser die Einführung
des Bürgerentscheids auf kom-
munaler Ebene und die Bezirks-
reform, zudem die zuletzt auch
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Finanzkrisen entstehen,
wenn es den Leuten nicht
mehr reicht, durch Pro-
duktivitätsfortschritt, In-
novation oder Substanz-
vermehrung den Wohl-
stand zu steigern. Der Rat
der Vorzimmerperle: Die
Menschen sollen sich wie-
der auf die Basis nachhal-
tigen Wirtschaftens be-
sinnen! Seite 15
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KPV-Landesversammlung in Aschheim:

Abschied und
Neubeginn

Stefan Rößle folgt Luitpold Braun als Landesvorsitzender
Mit einer neuen Führungsriege macht sich die Kom-
munalpolitische Vereinigung der CSU für die nächs-
ten Jahre zukunftsfest. Nach 14 höchst erfolgreichen
Jahren im Amt des Landesvorsitzenden verabschie-
dete sich Luitpold Braun in Aschheim bei München
von den etwa 200 Teilnehmern und übergab den Stab
an seinen Nachfolger Stefan Rößle, Landrat des
Landkreises Donau-Ries.

Ende einer Ära: Luitpold Braun
hat die KPV in entscheidendem
Maße mit seiner kommunalpoli-

aufgrund heftiger Interventionen
der KPV nicht erfolgte Zwangs-
fusion bayerischer Sparkassen
sowie die Beibehaltung der kom-
munalen Planungsverbände.

Selbstbewusstsein
in den Kommunen

„Wir sind kein kommunaler
Spitzenverband und wir haben
nicht nur die Aufgabe, uns zu
kommunalen Problemen zu
äußern“, machte Braun deutlich.
Aufgabe der KPV sei es immer
auch gewesen, sich darum zu
kümmern, die Kommunalwah-
len in Bayern bestmöglich vor-
zubereiten. „Das war nicht im-
mer ganz einfach“, räumte der
scheidende Vorsitzende ein, ins-
besondere vor sechs Jahren, als
eine völlig neue Werbelinie auf
den Weg gebracht und der Lan-
desvorstand sehr gefordert wor-
den sei.

„Wir haben immer auch ein
Postulat vertreten, das ein Stück
Selbstbewusstsein in den Kom-
munen nach sich zieht“, fuhr
Braun fort. In der KPV sei nie

(Fortsetzung auf Seite 4)

Einigung im öffentlichen Dienst:

Hart an der Schmerzgrenze
Städtetagspräsident Schaidinger: Erhebliche Mehrkosten für die Kommunen

Im Tarifkonflikt des öffentlichen Dienstes haben sich Bund und
Kommunen nach monatelangen Verhandlungen mit den Ge-
werkschaften in letzter Minute geeinigt. Die Arbeitgeber sind
nun bereit, mehr zu zahlen als die Schlichter vorgeschlagen ha-
ben. Im Gegenzug sollen bestimmte Berufsgruppen wie Ange-
stellte der Verwaltungen länger arbeiten.

„Wir haben nach überaus har-
ten Verhandlungen einen schmerz-
haften Kompromiss akzeptieren
müssen. Die Einigung geht fi-
nanziell über den Schlichter-
spruch, der bereits erhebliche
Belastungen bedeutet hätte, hin-
aus. In der Arbeitszeitfrage ha-
ben wir uns durchsetzen kön-
nen, auch wenn wir
uns mehr als die er-

reichten 39 Stunden erhofft ha-
ben. Gleichwohl ist dies ein wich-
tiger Schritt nach vorne, zumal
es im Tarifgebiet Ost bei der 40
Stundenwoche bleibt“, erklärte
der Präsident der Vereinigung
der Kommunalen Arbeitgeber-

verbände, Dr. Thomas
Böhle. „Zu rechtfertigen
war dieses Ergebnis für

die kommunalen

Arbeitgeber letztlich nur, um ei-
nen Streik mit all seinen wirt-
schaftlichen und sozialen Beein-
trächtigungen zu vermeiden.“
Ausgangspunkt der Verhandlun-
gen war eine Forderung von acht
Prozent und einem Mindestbe-
trag von 200 Euro monatlich für
zwölf Monate. Hiervon sei der
Abschluss, der eine Mindestlauf-
zeit von 24 Monaten hat, weit
entfernt, betonte Böhle.

Eckpunkte

Konkret einigten sich die Ver-
handlungspartner auf folgende
Eckpunkte: Die Bezüge für die
1,3 Millionen Beschäftigten von
Bund und Kommunen steigen in
diesem Jahr um 3,1 Prozent. Zu-
dem wird ein Sockelbetrag von
50 Euro aufs Gehalt aufgeschla-
gen. Im Westen gilt die Er-
höhung rückwirkend zum 1. Ja-
nuar, im Osten seit dem 1. April.
Am 1. Januar 2009 steigen die
Gehälter um weitere 2,8 Prozent.
Außerdem erhalten die Tarifbe-
schäftigten eine Einmalzahlung
von 225 Euro. Die Arbeitszeit

(Fortsetzung auf Seite 4)

Angeführt vom neuen KPV-Landesvorsitzenden Landrat Stefan Rößle (l.) bedankten sich alle Be-
zirksverbände beim scheidenden Vorsitzenden Landrat Luitpold Braun (am Rednerpult) für sein
unermüdliches Engagement während seiner 14-jährigen Amtszeit. ��

Der Neue: Landrat Stefan Rößle genießt
das Vertrauen der Kommunalpolitischen
Vereinigung der CSU. ��

tischen Kompetenz geprägt. Für
die kommunale Familie war es
ein Glücksfall, an der Erfahrung,
dem Wissen und der Tatkraft, die
Luitpold Braun über so viele

FW-Landesdelegiertenversammlung in Landshut:

Neue politische Kultur
Als die „ideale Lösung für das Desaster in der bayerischen Poli-
tik” betrachtet der FW-Landesvorsitzende Hubert Aiwanger
seine „Partei“. Wie er bei der Landesdelegiertenversammlung in
Landshut erläuterte, seien die Freien Wähler „eine bewährte
Kraft“, die mit ihrer bürgernahen Politik bei der zurückliegen-
den Kommunalwahl das Vertrauen der Wähler bekommen habe
und den Stimmenanteil von 15,6% auf 19% steigern konnte.

Die derzeitigen Probleme in
Bayern bezeichnete Aiwanger
als eine Folge der „Politik von
oben herab, ohne oder gegen den
Bürger”. Probleme seien jahre-
lang geleugnet worden, jetzt
werde kurz vor den Landtags-
wahlen alles versprochen, was
bisher abgelehnt worden sei.

„Zickzackkurs“

Dies gelte u. a. für das bisheri-
ge Desinteresse am Wegbrechen
der Hausarztversorgung, das sys-
tematische Abhängen des ländli-
chen Raumes oder den „Zick-
zackkurs“ bei der grünen Gen-
technik. Auch Rauchergesetz,
Transrapid und Landesbank
stellten nicht gerade Beweise für
großes politisches Können der
Alleinregierung dar. Der Vorsit-
zende: „Bayern braucht dringend
eine neue politische Kultur mit

gesundem Menschenverstand.
Die Politik muss den Willen der
Bevölkerung umsetzen und darf
nicht ständig versuchen, aus
fragwürdigen Interessen heraus
die Öffentlichkeit mit falschen

(Fortsetzung auf Seite 4)

Kinder fit machen
Vorschulische Bildungsqualität soll verbessert werden

Die Kinder fit zu machen für die Wissensgesellschaft von mor-
gen, bleibt Leitlinie auch für die Kindertagesbetreuung: Das hat
Bayerns Sozialministerin Christa Stewens bestätigt. Gemeinsam
mit den kommunalen Spitzenverbänden soll die vorschulische
Bildungsqualität in Verbindung mit der Quantität der Einrich-
tungen und der Fachkräfte verbessert werden. Standard soll ein
Anstellungsschlüssel für das Fachpersonal von 1 : 10 sein.

Zum Ausbau der Betreuungs-
plätze für die Unterdreijährigen
erklärte die Ministerin, der Be-
darf bleibe Dreh- und Angel-
punkt. Die Versorgungsquote
werde auch künftig von Ort zu
Ort unterschiedlich sein. Bayern
gehe von einem Bedarf von über
30% aus. Die Maßstäbe seien im
Bayerischen Kinderbildungs-
und Betreuungsgesetz (BayKi-
BiG) gesetzt.

SPD-Vizefraktionschefin Jo-

hanna Werner-Muggendorfer
hatte beanstandet, der jetzige
Versorgungsgrad von durch-
schnittlich 12% bei den Unter-
dreijährigen komme nur zustan-
de, weil in einigen Städten weit
höhere Werte erreicht werden.
Auf dem Land „schaut es sehr
schlecht aus“. Bis 2013 müsste
die Zahl der Betreuungsplätze
auf 35% eines Jahrganges ange-
hoben werden. Sie forderte ein

(Fortsetzung auf Seite 2)

Aus der Traum!
Das bayerische Transrapid-Projekt ist gestorben. Weil die Industrie
die Preise in die H he getrieben hat , h rt man. Die Bahn ist
schuld , sagt die Wirtschaft. Sie hat handfeste Beweise und fordert
deshalb Konsequenzen. Beim Unternehmertag des Bayerischen
Bauindustrieverbandes erl uterten Pr sident Prof. Thomas Bauer
und Hauptgesch ftsf hrer Gerhard Hess die knallharten
Fakten. Jetzt ist die Politik gefordert. Seite 5
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ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Thomas Müller

87561 Oberstdorf
am 24.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Karlheinz Niebler
91236 Alfeld

am 15.4.

Bürgermeister
Josef Daffner

84183 Niederviehbach
am 17.4.

Bürgermeister Georg Els
85659 Forstern

am 27.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Reimund Voß

97647 Willmars
am 17.4.

Bürgermeister
Werner Schießl

84307 Eggenfelden
am 25.4.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wilhelm Schmitt
91077 Neunkirchen am Brand

am 16.4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister
Dieter Thalhammer

85350 Freising
am 18.4.

Bürgermeister Herbert Zauhar
94100 Tittling

am 19.4.

Oberbürgermeister
Hans-Jürgen Weigl

89407 Dillingen a. d. Donau
am 20.4.

Bürgermeister Günther Stegner
96161 Gerach

am 24.4.

Bürgermeister Michael Mayer
89365 Röfingen

am 28.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Angela Gläßel

91080 Marloffstein
am 18.4.

Wir gratulieren

AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!
Buchen Sie Last-Minute-Schn ppchen

direkt im Internet unter
www.1a-preisvergleichreisen.de

AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!

Hinweis in eigener Sache:

Bitte Geburtstage und
neue Aboadressen melden
Liebe Leserinnen und Leser,

an dieser Stelle veröffentlichen wir seit vielen
Jahren die runden Geburtstage der bayerischen
Bürgermeister, Oberbürgermeister und Landräte.
Nach den Kommunalwahlen stimmen viele unse-
rer Daten nicht mehr. Bitte geben Sie uns umge-
hend die Änderungen bekannt.

Auch zahlreiche Bezieher, die als ehrenamtliche
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger die
Bayerische Gemeindezeitung von ihren jeweiligen
Gebietskörperschaften erstattet bekommen, müs-
sen umgemeldet werden. Bitte denken Sie auch
daran, bei Ihren konstituierenden Sitzungen abzu-
fragen, wer künftig die Bayerische Gemeindezei-
tung beziehen möchte. Nutzen Sie unsere günsti-
gen Konditionen bei Sammelbestellungen!

Kommunale Entscheidungsträger sind auf quali-
fizierte Fachinformationen angewiesen. Die Bayeri-
sche Gemeindezeitung unterstützt sie dabei. �!

Kinder fit machen ...
(Fortsetzung von Seite 1)
anderes Finanzierungsmodell.
Die jetzt vorgesehenen rund 850
Mio. Euro Staatsmittel, die den
Trägern der Kindertagesstätten
in den nächsten Jahren zufließen
sollen, müssten um 200 bis 300
Mio. Euro erhöht werden. Nur so
könne man kleinere Gruppen bil-
den und genug qualifiziertes Per-
sonal anstellen.

Entschieden wandte sich Wer-
ner-Muggendorfer dagegen, pri-
vate Träger zu bezuschussen, al-
so die Kinderbetreuung zu kom-
merzialisieren, wie von Bundes-
familienministerin Ursula von
der Leyen vorgeschlagen. Diese
Aufgabe bleibe Sache der Kom-
munen mit staatlicher Hilfe. rm

Landesbank soll abgesichert werden
Huber kündigt Konzept an - Opposition erneuert Rücktrittsforderung

Untersuchungsausschuss geht ans Werk
Die am 3. April veröffentlichte Bilanz 2007 der Bayerischen
Landesbank (BLB) hat im Landtag zu einem erneuten scharfen
Schlagabtausch geführt. Während Finanzminister Erwin Huber
und die CSU darauf verwiesen, niemand habe die Krise am
amerikanischen Immobilienkreditmarkt vorausgesehen, sah die
Opposition die Unfähigkeit des Ministers als stellvertretender
Verwaltungsratsvorsitzender sowie des Ministerpräsidenten Dr.
Günther Beckstein als langjähriges Verwaltungsratsmitglied er-
wiesen und forderte Hubers Rücktritt vom Ministeramt.

Die Debatte wurde ausgelöst
durch eine Erklärung Hubers,
der am Vorabend im Verwal-
tungsrat vom BayernLB-Vor-
stand über die „belastbaren“
Zahlen der Bilanz 2007 unter-
richtet worden war. Zunächst
hatte nur die Einsetzung des von
SPD und Grünen gemeinsam
beantragten Untersuchungsaus-
schusses auf der Tagesordnung
des Landtagsplenums gestanden,
in dem die Opposition nachwei-
sen möchte, dass Huber das Par-
lament noch im Februar über die
Verluste falsch unterrichtet bzw.
schlichtweg belogen habe.

Der Minister war bemüht, die
Vorwürfe durch Tatsachen zu

widerlegen. Das Zentralinstitut
der bayerischen Sparkassen habe
trotz der Finanzmarktkrise mit
einem operativen Ergebnis (vor
Steuern) von 255 Mio. Euro und
einer unveränderten Dividende
von 7 % (126 Mio. Euro) ein po-
sitives Ergebnis erreicht.

Festlegungen
trifft der Landtag

Die Marktwertminderung von
bislang 2,3 Mrd. Euro und vor-
aussichtlich heuer weiterer 2,0
Mrd. Euro sei schmerzlich. Ob
und in welchem Umfang tatsäch-
lich aus Marktwertminderung
Verluste werden, könne aus den

Zahlen noch nicht abgelesen
werden. Niemand könne voraus-
sagen, wie sich der Markt ent-
wickle. Ebenso habe 2002 nie-
mand, auch keine Ratingagentur,
geahnt, dass der amerikanische
Immobilienkreditmarkt zusam-
menbrechen werde.

Entsprechend dem Rat aller
Fachleute könne die BayernLB
nur versuchen, die Risiken aus
ihrem Portfolio durch Garantien
oder Auslagerung abzuschirmen.
Diesen Weg wollen der Freistaat
und der Sparkassenverband als
Anteilseigner gehen. Ziel sei es,
die Zukunfts- und Handlungs-
fähigkeit der Bank zu stärken, um
ihr mittelfristig alle Optionen of-
fen zu halten. Der Opposition
warf der Minister vor, die
Schwierigkeiten parteipolitisch
auszuschlachten und so dem Ver-
trauen in die Bank und ins Parla-
ment zu schaden.

Strategisches Konzept

Finanzsprecher Werner Schie-
der (SPD) bezeichnete Hubers
Bericht als Spiegelfechterei. In
Wahrheit müssten Bank und
Steuerzahler die Unfähigkeit des
Bankvorstands und des Verwal-
tungsrats bezahlen.

Gebraucht werde ein strategi-
sches Konzept zur Neuausrich-
tung der BayernLB. Sie dürfe
sich nicht mehr im internationa-
len Bankgeschäft tummeln son-
dern müsste sich auf ihre Aufga-
be konzentrieren, der bayeri-
schen Wirtschaft und insbeson-
dere dem Mittelstand zu dienen.
Auf diese Fragen sei Huber „ver-
antwortungslos und unfähig“ die
Antwort erneut schuldig geblie-
ben. Er müsse zurücktreten.

Mittelstandsorientierung

Grünen-Fraktionschef Dr.
Sepp Dürr war gleicher Mei-
nung. Huber und Beckstein hät-
ten bei der Kontrolle der Bank
versagt und jede Glaubwürdig-
keit verloren. Ein vernünftiges,
mittelstandsorientiertes Ge-
schäftsbild für die BayernLB sei
von ihnen nicht zu erwarten. Es
sei an der Opposition, die Ver-
trauenswürdigkeit in die Politik
und in die Bank wiederherzustel-
len. Ein neues Geschäftsmodell
sei aber erst nach Abschluss des
Untersuchungsausschusses zu
erarbeiten.

Thomas Kreuzer (CSU) warf
der Opposition vor, das Ergebnis
des Untersuchungsausschusses
vorwegzunehmen. Das schade
der Glaubwürdigkeit des Parla-
ments und der Bank. Der Unter-
suchungsausschuss wurde ein-
stimmig eingesetzt. Zum Vorsit-
zenden wurde einhellig Peter
Welnhofer (CSU) gewählt. Stell-
vertreterin ist Adelheid Rupp
(SPD). Insgesamt stellt die CSU
sechs Mitglieder und die SPD
zwei; die Grünen sind mit einem
Abgeordneten vertreten. Laut ge-
meinsam formuliertem Auftrag
sollen mögliche Versäumnisse

Pressekonferenz der BayernLB:

„Rettungsschirm“ für zukünftige Risiken
Attraktive Wachstumsfelder / Kommunalkundengeschäft gestiegen

München. „Was sich bisher konkret als Aus-
fälle abzeichnet, liegt bei rund 100 Millionen
Euro“, erklärte der Vorsitzende des Vor-
stands der Bayerischen Landesbank (Bayern-
LB), Dr. Michael Kemmer, bei der Bilanz-
pressekonferenz des Instituts in München.
Die öffentliche Diskussion zu diesem Thema
sei für ihn nicht nachvollziehbar; Finanzmi-
nister Erwin Huber habe - soweit er, Kem-
mer, den Sachstand beurteilen könne, zu kei-
nem Zeitpunkt dem Bayerischen Landtag die
Unwahrheit gesagt.

Mit großer Sorgfalt erläuterte Kemmer den
außergewöhnlich zahlreich erschienenen Jour-
nalisten das umfangreiche Zahlenwerk. Festzu-
halten sei, dass zu dem im Februar 2008 präzise
veröffentlichten Portfolio der BayernLB in
strukturierten Anlageprodukten seit Sommer
2007 nichts hinzugekommen sei. Deshalb gäbe
es auch nichts Neues zu entdecken. Diese struk-
turierten Anlagen setzten sich aus Anlagen erster
Bonität zusammen. Das Problem, das die Bay-
ernLB mit allen Banken teilt, die in solche Pa-
piere investiert haben, bestünde darin, dass in
der aktuellen Marktsituation in solchen Papieren
kein Handel stattfinde und es deshalb auch kei-
nen Marktpreis gäbe, mit dem man sie bewerten
kann. Zudem habe sich die Bank auf kein Feld
begeben, auf dem sie nichts verloren hat. Ziel sei
es gewesen, vorhandene Liquidität anzulegen
und durch den Erwerb von ABS Papieren erster
Bonität stabile Erträge zu generieren.

Wegen der Milliardenlasten ist der Profit, der
im Vorjahr bei knapp einer Milliarde Euro lag,
auf 175 Millionen Euro geschmolzen. Trotz des
drastischen Gewinnrückgangs will die Bank ei-
ne unveränderte Dividende ausschütten.

Um ihre Bilanz vor weiteren Risiken zu schüt-
zen, beabsichtigt die Landesbank nach Kemmer
nun riskante Wertpapiere im Wert von 24 Milli-
arden Euro in eine neu zu gründende Zweckge-
sellschaft auszulagern. Diese brauche eine „Ri-
sikoabschirmung“ von sechs Milliarden Euro.
Dabei will die Bank selbst 1,2 Milliarden Euro
tragen. Für eventuelle darüber hinausgehende
Schäden von bis zu 4,8 Milliarden Euro sucht
Kemmer Ausfallgarantien von externer Seite.
Falls sich die Spirale weiter nach unten dreht,
müssten notfalls der Bayerische Staat und die
bayerischen Sparkassen als Teilhaber einsprin-
gen. Da die Bürgschaft des Landes als Staatsbei-
hilfe aufgefasst werden könnte, steht die Kon-
struktion unter dem Vorbehalt der EU-Kommis-
sion. Diese könnte das Ganze als Wettbewerbs-
verzerrung werten und untersagen.

Unabhängig davon müssen sich die rund
19.230 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der
Bank auf einen Sparkurs einstellen. Kemmer
will den Verwaltungsaufwand um 150 Millionen

Euro oder knapp zehn Prozent senken. Im Vor-
dergrund stünde die Reduzierung des Sachauf-
wands, aber auch der Abbau von Stellen könne
nicht ausgeschlossen werden.

Der Konzernabschluss 2007 wurde besonders
durch die erstmalige Konsolidierung der Hypo
Group Alpe Adria (HGAA) geprägt. So hat sich
die Bilanzsumme um gut 20 Prozent auf 415,6
Milliarden Euro erhöht. Die HGAA hat mit einer
Bilanzsumme von 39,4 Milliarden Euro den
größten Anteil an diesem Zuwachs.

Die Eigenmittel haben sich von 17,5 auf 21,5
Milliarden Euro erhöht und damit diese Quote
von 10,7 auf 11,4 Prozent verbessert. Ebenfalls
gestiegen ist das Kernkapital und zwar von 10,7
auf 11,9 Milliarden Euro. Die Position Zinsüber-
schuss hat 2007 um 19 Prozent gegenüber der
Vergleichszahl des Vorjahres auf 2,17 Milliarden
Euro zugenommen. Der Provisionsüberschuss
als zweite nennenswerte Ertragssäule liegt mit
380 Millionen Euro um sechs Prozent unter dem
Vorjahreswert und ist damit vergleichsweise sta-
bil geblieben.

Aufgrund der Einbeziehung der HGAA stieg
der Verwaltungsaufwand um rund ein Fünftel
auf 1,77 Milliarden Euro.

Die Zusammenarbeit mit den bayerischen
Kommunalkunden hat sich auch 2007 erfolg-
reich weiterentwickelt. So konnte das Geschäfts-
volumen im Kommunalkreditbereich gemein-
sam mit den bayerischen Sparkassen um gut 20
Prozent auf rund eine Milliarde Euro gesteigert
werden. In diesem Bereich nimmt auch die
Nachfrage nach innovativen Produkten und
Dienstleistungen stetig zu.

Wie der Vorstandsvorsitzende abschließend
erklärte, hat sich die Führungsspitze der Bank
auf ein Vier-Punkte-Programm verständigt, in
dem die kurzfristigen Ziele des Geldinstituts
festgelegt wurden. Höchste Priorität hat dabei
die proaktive Abschirmung des ABS-Portfolios.

Als attraktive Wachstumsfelder kommen in
Betracht der Geschäftsausbau in Ost- und Süd-
osteuropa, die Intensivierung des Geschäfts mit
dem bayerischen und deutschen Mittelstand, der
Ausbau DKB und Retailbanking. Ferner ist die
Effizienzsteigerung zur Erhöhung der Wettbe-
werbsfähigkeit geplant sowie die Weiterent-
wicklung der BayernLB-Unternehmenskultur.

Kemmer stärkte auf Nachfrage Finanzminister
Erwin Huber, der stellvertretender Verwaltungs-
ratsvorsitzender der Bank ist, den Rücken. Die
Landtagsopposition wirft ihm vor, er habe das
Parlament über dasAusmaß der Schäden belogen.
Er, Kemmer, habe keinerlei Anhaltspunkte, dass
Huber dem Landtag die Unwahrheit gesagt haben
könnte, sagte Kemmer. Er wird voraussichtlich
vom jetzt eingesetzten parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss als Zeuge gehört. E. Scholl

von Kabinettsmitgliedern als Ver-
waltungsräte geprüft werden.

Neben dem Verhalten von Hu-
ber und Beckstein wird auch das
Vorgehen des neuen Innenminis-
ters Joachim Herrmann und des
einstigen Staatssekretärs Georg
Schmid, - jetzt CSU-Fraktions-
vorsitzender, untersucht.

Dienende Funktion

In einer von der SPD kurzfris-
tig einberufenen Anhörung zur
Zukunft der Landesbank, u.a.
mit Sparkassenverbandspräsi-
dent Dr. Siegfried Naser und
BayernLB-Vorstandsvorsitzen-
dem Dr. Michael Kemmer ging
es um die Absicherung des auf
24 Mrd. veranschlagten Risiko-
volumens. Davon müssten die
Eigentümer, also Freistaat und
Sparkassenverband, 4,8 Mrd.
Euro absichern, wie Maget der
Presse mitteilte. Der Sparkassen-
verband sei zur Übernahme von
2,4 Mrd. Euro bereit. Die staatli-
che Hälfte solle wohl im Nach-
tragshaushalt 2008 verbucht
werden. Dem werde die SPD
nicht zustimmen. Zuvor sei die
Zukunft der Landesbank zu
klären. Sie müsse im Sinne ihrer
dienenden Funktion für Sparkas-
sen, Kommunen und heimische
Wirtschaft so definiert werden,
dass weltweite Risikogeschäfte
ausgeschlossen sind. Die Lan-
desbank wolle offenbar eine Fu-
sion mit der Landesbank Baden-
Württemberg. Darüber sei zu re-
den. Die Absicherung des Risi-
kovolumens durch Auslagerung
in eine Zweckgesellschaft lehne
die SPD ab, betonte Maget. rm

Bayern will Transrapid-
Millionen retten

Nach dem Scheitern des Münchner Transrapidprojekts bemüht
sich die bayerische Landespolitik, von den zweckgebunden in
Aussicht gestellten 925 Mio. Euro Bundesmittel für den Ver-
kehrsausbau soviel wie möglich zu retten. Im Landtag wurde ein
CSU-Dringlichkeitsantrag angenommen, die Staatsregierung
möge beim Bund darauf hinwirken, das Geld aus Berlin, soweit
noch verfügbar, für den Schienenverkehr von München zum
Flughafen im Erdinger Moos zu verwenden.

Ministerpräsident Dr. Günther
Beckstein, Wirtschaftsministerin
Emilia Müller und Finanzminis-
ter Erwin Huber hatten die
Transrapidgegner bislang immer
darauf hingewiesen, dass die
Bundesmittel nur für das Schwe-
bebahnprojekt zur Verfügung
stünden. Andererseits wurde ver-
sichert, dass die 490 Mio. Euro,
die der Freistaat aus dem Grund-
stockvermögen zur Verfügung
stellen wollte, nach dem Aus für
den Transrapid anderen rechtlich
möglichen Projekten gegeben
werden sollten.

Die Opposition stellte dem
CSU-Antrag eigene Dringlich-
keitsanträge entgegen, in denen
es vorrangig um die Feststellung
der Verantwortung der Staatsre-
gierung für die unrealistische
Kostenschätzung des Transra-
pidprojekts durch die Wirtschaft
sowie um die Offenlegung ver-
geudeter Planungskosten ging.
Die SPD forderte darüber hinaus
binnen Monatsfrist ein Investi-
tionsprogramm für die freige-
wordenen bayerischen Gelder.
Damit müssten vordringliche
Maßnahmen in den Bereichen
Schule und Bildung, Soziales

und Verbesserung des öffentli-
chen Personennahverkehrs - ins-
besondere in den ländlichen
Räumen aller Regionen, finan-
ziert werden.

Franz Maget (SPD) und Dr.
Martin Runge (Grüne) wieder-
holten ihre Vorwürfe gegen die
Staatsregierung. Sie habe durch
ihr Beharren auf falschen Zahlen
schweren Schaden angerichtet
und hätte rechtzeitig Alternativen
planen müssen.

Die Wirtschaftsministerin so-
wie die CSU-Abgeordneten En-
gelbert Kupka und Eberhard Rot-
ter wiesen die Vorwürfe zurück.
Sie erinnerten daran, dass anfangs
auch die SPD und insbesondere
Münchens OB Christian Ude für
den Transrapid gewesen seien. Er
sei nun bei der geforderten Pla-
nung einer Express-S-Bahn in der
Pflicht. Die Stadt müsse sich an
den Kosten von geschätzt 860
Mio. Euro angemessen beteili-
gen. Einigkeit zwischen den Par-
teien bestand darin, auch Ver-
kehrsprojekte für die bessere An-
bindung Ostbayerns an den Flug-
hafen voranzubringen. Die Oppo-
sitionsanträge wurden von der
CSU abgelehnt. rm
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über viele Jahre fanden Sie
an dieser Stelle die Kolumnen
von Luitpold Braun, Hanns
Dorfner, Maximilian Gaul und
Gerhard Weber. Nachdem die
Kommunalpolitische Vereini-
gung neu gewählt hat, wird
sich auch für die Bayerische
Gemeindezeitung einiges än-
dern. Darüber werden wir Sie
in den nächsten Ausgaben unterrichten.

Zunächst ist aber unserem langjährigen
Herausgeber und Kolumnisten sowie seinen
drei Stellvertretern herzlich zu danken.

Diese vier Männer haben mutig und offen
jene Themen angeschnitten, die der kommuna-
len Familie am Herzen lagen. Nicht immer er-
fuhren sie damit von allen Seiten uneinge-
schränkte Zustimmung. Es gab jedoch weder

Tabus noch einen Maulkorb - von keiner Seite.
So gelang es, den berechtigten kommunalen
Anliegen eine Stimme zu verleihen und Gehör
zu verschaffen.

Genau dafür wurde die Bayerische Gemein-
dezeitung vor fast 60 Jahren gegründet. Dass
sie in dieser Tradition bis heute stehen kann,
ist zu einem Großteil der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung und ihren Repräsentanten
zu verdanken. Die klare Zielsetzung dieses
Blattes war und bleibt die seriöse Fachbe-
richterstattung über alle wichtigen Themen

und Ereignisse, die für die
bayerische - ja die bayerische!
- Kommunalpolitik von Rele-
vanz sind. Dabei spielen par-
teipolitsche Kabalen aus-
drücklich keine Rolle. Wer sich
in der Kommunalpolitik ehr-
lich engagiert, muss über alle
Facetten eines Problems glei-
chermaßen sorgsam informiert
sein. Gemeinsam haben wir
uns einen sehr guten Namen
damit gemacht, dass wir uns
niemals für parteipolitische

Grabenkämpfe missbrauchen ließen.
In dieser langen Zeit, die die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter der Bayerischen Gemein-
dezeitung mit Luitpold Braun beruflich ver-
bunden waren, entstand aus der verlässlichen
dienstlichen Beziehung eine herzliche Freund-
schaft.

Landrat Braun hat sich - ebenso wie seine
drei Stellvertreter - jederzeit als politisch hoch
kompetenter Partner bewiesen. Davon profi-
tierten nicht zuletzt Sie als Leserinnen und Le-
ser unseres Fachblattes. Sie können sich dar-
auf verlassen, dass die hohe Qualität dieser
Kolumnen Maßstab bleibt für künftige Veröf-
fentlichungen an dieser Stelle.

Mit dem Dank für eine jederzeit zuverlässige
Zusammenarbeit, viele interessante Kolumnen
und hervorragende Ratschläge verbinde ich
alle guten Wünsche für persönliches Wohler-
gehen. Ich hoffe, dass künftig die Zeit bleibt,
die in der Vergangenheit zu knapp war, um all
jene Pläne zu realisieren, die auf der „To-do-
List“ offen geblieben sind.

Ein herzliches „auf Wiedersehen“!

KolumneGZ Anne-Marie von Hassel

Der kommunalen Familie
eine Stimme verleihen!
Der kommunalen Familie
eine Stimme verleihen!

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Profunde Wahlanalyse
Klare Linie, klarer Kurs

Appelle zur Geschlossenheit zogen sich wie ein roter Faden
durch die jüngste Sitzung des KPV-Landesvorstandes und
Hauptausschusses in München. CSU-Generalsekretärin Chris-
tine Haderthauer und der CSU-Fraktionsvorsitzende im Bayeri-
schen Landtag, Georg Schmid, analysierten detailliert die Kom-
munalwahlen und gaben die Marschrichtung für die Landtags-
wahlen im kommenden Herbst vor. Zum letzten Mal leitete der
scheidende KPV-Landesvorsitzende, Landrat Luitpold Braun,
die überaus gut besuchte Versammlung.

CSU-Generalsekretärin Chri-
stine Haderthauer nahm dies
zum Anlass, der „Leuchtfigur
Luitpold Braun“ eingangs Re-
spekt und Hochachtung zu zol-
len. Mit viel Diplomatie und

geben, aus der Edmund Stoiber
als Kanzlerkandidat hervorge-
gangen sei. Die Vergangenheit
habe gezeigt, dass die CSU bei
Regierungsbeteiligung immer
besonders schlecht abgeschnit-

sie von lokalen Situationen sehr
profitiert hätten. Die Generalse-
kretärin: „Die Freien Wähler
werden sich sehr schwer tun, ein
landespolitisches Profil zu ge-
winnen. Sie haben, was die lan-
despolitische Strahlkraft anbe-
langt, eher verloren. Es gibt kei-
ne verbindenden Botschaften,
die Vorgehens- und Denkweisen
sind doch sehr unterschiedlich.“

Örtliche Themen

In punkto Wahlverhalten er-
klärten 79 % der von Infratest
DIMAP befragten bayerischen
Bürger, dass sie bei den Kom-
munalwahlen auch einmal ande-
re Parteien als bei der Landtags-
wahl wählen, fuhr Haderthauer
fort. Die Wahl entscheidenden
Gründe waren für 90 % die Kan-
didaten und für 73 % die politi-
schen Aussagen zu den örtlichen
Themen. Eine längerfristige Par-
teienbindung war für 43 % Wahl
entscheidend, für 38 % der Wahl-
kampf. Für 78 % stand die Kom-
munalpolitik im Mittelpunkt, für
12 % die Landespolitik und für
9 % die Bundespolitik. Dennoch
sei folgendes festzustellen: „Wir
verfolgen eine nachlassende
Bindungswirkung der Volkspar-
teien, die nicht ausschließlich
mit der Großen Koalition zusam-
menhängt. Die frühere Begeiste-
rung, CSU zu wählen, ist ausge-
blieben. Es wäre aber zu kurz-
sichtig, diesen Umstand an Ein-
zelthemen festzumachen.“

Besinnen
auf die eigene Stärke

Die Überlegung laute: „Ma-
chen wir Selbstmord aus Angst
vor dem Tod oder besinnen wir
uns auf unsere Kraft, Stärke und
Geschlossenheit?“ Jeder, so Ha-
derthauer, müsse bei sich selbst
beginnen. Mit dem Lamentieren
müsse jetzt endlich Schluss sein:
„Wir müssen über alles reden,
was uns beschäftigt, aber es ist
auch wichtig, zu unserer alten
Professionalität geschlossen
zurückfinden. Schließlich sind
wir immer noch die Besten für
Bayern, weshalb wir auch an un-
sere eigenen Qualitäten glauben
müssen!“

CSU-Fraktionsvorsitzender
Georg Schmid hieb in dieselbe
Kerbe. Auch er sprach von
„mangelnder Euphorie“ und da-
von, dass man um jede einzelne
Stimme habe kämpfen müssen.

Das Podium beim KPV-Landesvorstand (v. l.): Christine Ha-
derthauer, Luitpold Braun, Georg Schmid und Florian Hahn.

Bild: Ingrid Bauernschuster

großer Standfestigkeit habe sich
dieser als Vorsitzender 14 Jahre
lang „kompetent, solide und se-
riös“ für die Belange der Kom-
munalpolitik eingesetzt.

Kein Erklärungsmuster

Was den Ausgang der Kom-
munalwahlen anbelangt, sei die
Unterschiedlichkeit vieler Er-
gebnisse augenscheinlich, so die
Generalsekretärin. Es gebe kein
wirkliches Erklärungsmuster.
Tatsache sei, dass die Zahl der
CSU-Landräte gegenüber 2002
gleich geblieben ist. Freilich sei
eine „gewisse Dynamik“ nicht
von der Hand zu weisen. Die
CSU habe nunmehr einen Ober-
bürgermeister mehr in ihren Rei-
hen, die SPD wiederum ver-
zeichne ihr „historisch schlechtes-
tes Ergebnis“. Fakt sei allerdings
auch, dass die CSU im Bereich
der Gemeindeparlamente Ein-
bußen verzeichnen musste.

Christine Haderthauer machte
darauf aufmerksam, dass man
nicht nur die Kommunalwahl
2002 als Vergleichsmaßstab neh-
men sollte. Damals habe es eine
bayerische Sondersituation ge-

ten habe. Dass sie jetzt auch
Partner in der Großen Koalition
sei, mache die Sache nicht einfa-
cher. Das „noch größere Pro-
blem mit dem eigenen Profil“
habe sich stets nachteilig auf die
Kommunalwahlen ausgewirkt.

In ihrer Analyse stellte die
„Generalin“ zudem fest, dass es
bei Kommunalwahlen noch nie
so viele Bewerber und Listen
gab wie dieses Mal. Nicht selten
hätten es Amtsinhaber mit sechs
oder sieben Gegenkandidaten zu
tun gehabt. Von den Verlusten
der Volksparteien hätten in erster
Linie die Grünen, FDP und lo-
kale Wählergruppen profitiert.
Letztere - „oft Fleisch vom eige-
nen Fleisch“ - schlossen sich nicht
selten aufgrund einer „eigenen
problematischen lokalen Situati-
on“ zusammen. Die Folge: Feh-
lende Prozente für die CSU.

Die zum Landesverband der
Freien Wähler gehörenden Kan-
didaten konnten wiederum „nicht
in der Weise hinzugewinnen, wie
das möglicherweise viele ge-
glaubt haben“, so Haderthauer.
Das Thema Freie Wähler brau-
che man „nicht zu hoch hängen“,
es sei zu berücksichtigen, dass

Mehr Lehrer und kleinere Klassen
Staatsregierung und CSU-Fraktion setzen Bildung als Eckpunkt einer Werteoffensive

Mit 63 zusätzlichen Millionen Euro für die Verbesserung der
Schulen aller Stufen will die Bayerische Staatsregierung ihre
„Werteoffensive“ beginnen. Entsprechende Beschlüsse hat die
CSU-Landtagsfraktion vergangene Woche gefasst. Sie erhalten
voraussichtlich am 16. April mit der Verabschiedung des Nach-
tragshaushalts 2008 durch das Parlament die gesetzliche Grund-
lage. Die Bildungspolitik vom Kindergarten bis zur Hochschule
hat nach allen Erklärungen erste Priorität.

Nahezu das gesamte Kabinett
mit Ministerpräsident Dr. Gün-
ther Beckstein an der Spitze
nahm letzte Woche an der CSU-
Fraktionssitzung im Maximilia-
neum teil, in der die Bildungsfra-
gen im Mittelpunkt standen.

Alle Anträge können
genehmigt werden

Kultusminister Schneider stell-
te die zusätzlichen Millionen un-
ter das Motto, „wir investieren in
die Kinder im Bildungsland Bay-
ern“. Mit zusätzlichen 1.021 Leh-
rerstellen könne im kommenden
Schuljahr die Schülerzahl in den
Klassen zunächst in Richtung 33
und binnen fünf Jahren auf 30 ge-
senkt werden.

Allein an 175 zusätzlichen
Hauptschulstandorten würden ab

Herbst „gebundene“ Ganztags-
klassen eingerichtet, ferner an 30
Förderschulen. Alle vorliegen-
den Anträge könnten genehmigt
werden. An anderen Schulen
werde die Mittagsbetreuung
merklich ausgeweitet. Mit den
zusätzlichen Lehrkräften werde
es auch ermöglicht, Fachkräfte
aus den Grundschulen an weiter-
führenden Schulen zur Beratung
und „begabungsgerechten“ Be-
treuung der aus der 4. bzw. 5.
Klasse übertretenden Kindern zu
delegieren.

Aus Sicht der Opposition han-
delt es sich um eine Mogel-
packung, wie Hans-Ulrich Pfaff-
mann (SPD) sagte; die CSU be-
sitze kein Konzept für eine zu-
kunftsweisende Bildungspolitik
in Bayern. Simone Tolle (Grüne)
erachtete die CSU-Bildungspläne

als Panikattacke vor der Land-
tagswahl. Sie stützte sich u.a. auf
eine Stellungnahme des Bayeri-
schen Lehrer- und Lehrerinnen-
verbandes (BLLV), der zwar die
zusätzlichen Lehrerstellen be-
grüßte, aber beanstandete, es wer-
de nur an einzelnen Schwach-
punkten herumgedoktert.

Herausragendes
Markenzeichen

Für die CSU sprach Prof. Dr.
Gerhard Waschler von einem
sehr kraftvollen Signal zur Her-
absetzung der Klassenhöchst-
stärken. Die Fraktion stehe ein-
stimmig zum Konzept. Partei-
vorsitzender und Finanzminister
Huber nannte die Bildungspoli-
tik ein herausragendes Marken-
zeichen bayerischer Politik. Das
zusätzliche Geld werde zunächst
dem Programm „Bayern 2020“
entnommen. In späteren Haus-
haltsjahren werde das Ganze aus
Steuereinnahmen refinanziert, so
dass an keiner anderen Stelle
gekürzt oder gespart werden
müsse. rm

Die Stimmung sei in der Tat
schon einmal besser gewesen.

Das eigentliche Dilemma sei,
„dass die Menschen in schwieri-
gen Zeiten Einschnitte hinge-
nommen haben, es jetzt wieder
mit Deutschland aufwärts geht,
die Bürger aber nicht davon
profitieren“, betonte Schmid.
Während die Löhne stagnierten,
erhöhten sich die Lebenshal-
tungskosten. Ziel müsse es des-
halb sein, dem Land zu wirt-
schaftlicher Prosperität zu ver-
helfen und gleichzeitig den so-
zialen Ausgleich zu schaffen.
„Ansonsten verlieren wir jede
Wahl“, prognostizierte der Frak-
tionschef. Steuersenkungen sei-
en unumgänglich.

Zentrale Projekte

„Die Entscheidung gegen den
Transrapid ist für den Wirt-
schaftsstandort äußerst bedauer-
lich“, bemerkte Schmid, der be-
fürchtet, „dass sich dies auch auf
andere Leitprojekte wie zum
Beispiel die 3. Startbahn ausdeh-
nen wird“. Die CSU dürfe sich
diese zentralen Projekte nicht
aus der Hand nehmen lassen.
Schmid: „Die Leute wollen
Führung, selbst wenn der Wind
rau weht.“ Irgendwann müsse
ein Schnitt gemacht werden und
dann gelte nur noch der Blick
nach vorn. Die Vergangenheit sei
ad acta zu legen und der politi-
sche Gegner zu bekämpfen. Die-
ser dürfe nicht in den eigenen
Reihen gesucht werden. Die
Stärke der CSU sei schon immer
die Geschlossenheit gewesen -
„gerade in Zeiten, als es eng
wurde“.

Konsultation vor
Konnexität

Erwartet würden letztlich eine
klare Linie und ein klarer Kurs,
so Schmid. Es gehe um die Fra-
ge der Glaubwürdigkeit. Die
wahren Probleme des Landes
wie der Bildungsbereich müss-
ten angesprochen werden. Die
Maxime laute: „Sauberes Kon-
zept vorlegen und sauber abar-
beiten!“ In diesem Zusammen-
hang plädierte der Fraktionsvor-
sitzende dafür, „den Begriff der
Konsultation vor die Konnexität
zu stellen“.

Schmids Fazit: „Wenn wir kla-

gen, klagen die Leute mit. Aber
wenn wir die Probleme mitein-
ander angehen, bekommt der
Bürger auch wieder Vertrauen zu
uns.“ Das Zu- und Vertrauen ha-
be in der Vergangenheit etwas
gefehlt, der Abstand zwischen
Bürger und Politik sei zu groß

geworden, räumte der Fraktions-
chef ein, und: „Vielleicht müssen
wir auch wieder ein bisschen
mehr zuhören.“ Dann ist Georg
Schmid auch nicht bange, „am
28. September wieder ein gutes
Ergebnis für die CSU zu errei-
chen“. DK

Integrierte Entwicklung
fördert Zusammenarbeit
Zukunftskonzept zur Stärkung des ländlichen Raums

Bayern setzt bei der Entwicklung seiner ländlichen Räume ver-
stärkt auf interkommunale Zusammenarbeit und unterstützt
diese mit der Integrierten Ländlichen Entwicklung. „Immer
mehr Gemeinden erkennen, dass man mit überörtlichen und
sektorübergreifendem Engagement den eigenen Lebensraum
besser gestalten kann und weiter kommt als mit Kirchturm-
Denken“, sagte Landwirtschaftsminister Josef Miller in Kirch-
dorf an der Amper.

Im Landkreis Freising haben
neun Gemeinden das erste ober-
bayerische „Integrierte Ländliche
Entwicklungskonzept“ (ILEK)
für den Kulturraum Ampertal
entwickelt. „Mit diesem Zu-
kunftskonzept wird es Ihnen ge-
lingen, die Region vital zu erhal-
ten und als Lebensraum weiter
zu entwickeln“, sagte der Minis-
ter bei der Übergabe des Kon-
zepts. Die Verwaltung für Länd-
liche Entwicklung fördere solche
interkommunale Zusammenar-
beit aktiv. So entstehen seinen
Angaben zufolge handlungsfähi-
ge Größenordnungen für vielfäl-
tige Entwicklungsprozesse. „Die
Sicherung der Zukunft unserer
ländlichen Räume ist und bleibt
eine der zentralen politischen
Aufgaben“, so der Minister.

Ideales Instrument

Mit der Integrierten Ländli-
chen Entwicklung (ILE) verfügt
der Freistaat laut Miller dazu
über ein ideales Instrument. Es
wurde aus dem Vorläufer „Re-
gionale Landentwicklung“ wei-
terentwickelt und hat inzwi-
schen europaweit Vorbildcha-
rakter. Erfolgsfaktor ist dabei
vor allem, dass gezielt auf die
Kreativität und die Eigeninitia-
tive der Gemeinden und der
dort lebenden Menschen sowie
auf die Kernkompetenzen der
Verwaltung für Ländliche Ent-
wicklung gesetzt wird: auf fach-
und gebietsübergreifende Pla-

nungsansätze, auf Bürgermit-
wirkung, den unmittelbaren
Umsetzungsbezug und das
Landmanagement mit zielge-
richteter Bodenordnung.

70 kommunale Allianzen

Bayernweit betreut die Ver-
waltung für Ländliche Entwick-
lung derzeit 70 kommunale Alli-
anzen mit rund 500 Gemeinden
– ein Viertel aller bayerischen
Kommunen. Seit 2005 sind 27
neue ILE hinzugekommen, 19
davon haben bereits ein ILEK
erarbeitet. Ein solches Konzept
ist die Strategie zur Bündelung
der Kräfte, zur Lösung gemein-
deübergreifender Herausforde-
rungen und zur Erhöhung der
Wertschöpfung. Damit werden
die Umsetzungsinstrumente und
Förderprogramme räumlich und
fachlich koordiniert.

„Die Einbindung der Bürge-
rinnen und Bürger verstärkt die
Ausrichtung an den lokalen Be-
dürfnissen und erhöht gleichzei-
tig die Identifikation mit den Er-
gebnissen“, so Miller. Die Pro-
jekte umfassen alle Lebensberei-
che: von Einrichtungen für Frei-
zeit- und Erholung über die Ver-
besserung der Infrastruktur und
des Hochwasserschutzes, die
Unterstützung der Landwirt-
schaft oder die Schaffung ge-
meindeübergreifender Biotop-
vernetzungen bis hin zur Aus-
weisung interkommunaler Ge-
werbegebiete. �
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(Fortsetzung von Seite 1)
steigt im Tarifgebiet West auf 39
Wochenstunden. Ausgenommen
hiervon ist der Bereich der Kran-
kenhäuser. Hier bleibt es mit
Ausnahme von Baden-Württem-
berg bei 38,5 Stunden.

Die Vergütungen der Auszu-
bildenden werden ab 1. Januar
2008 um 70 Euro erhöht. Für
die Versorgungsbetriebe sind er-
gänzende Regelungen vorgese-
hen, unter anderem steigt in die-
sem Bereich die Wechselschicht-
zulage auf 200 Euro und die
Schichtzulage auf 130 Euro. Für
die Krankenhäuser nehmen in
2008 die Tabellenentgelte um 50
Euro sowie zusätzlich um 1,6
Prozent zu. Zum 1. Januar 2009
steigen die Tabellenentgelte um

(Fortsetzung von Seite 1)
von Ebenen, „die letztlich Über-
und Unterordnung bedeuten“,
sondern von den vier Säulen der
CSU gesprochen worden. Jeder,
der in der KPV erfolgreich arbei-
ten will, müsse folgenden Grund-
satz beherzigen: „Die Interessen-
abwägung zwischen den vier
kommunalen Säulen – Städte,
Gemeinden, Landkreise und Be-
zirke - muss stimmen.“ Hier im
Einvernehmen zu sein, sei frei-
lich nicht immer ganz einfach,
wie u. a. die Vorgespräche zum
kommunalen Finanzausgleich
immer wieder zeigten.

(Fortsetzung von Seite 1)
Zahlen und Halbwahrheiten hin-
ters Licht zu führen. Es geht dar-
um, unvoreingenommen an
Sachfragen heranzugehen und
schnell die Weichen wieder rich-
tig zu stellen.“

Bildungspolitik

Dazu zählt auch und gerade die
Bildungspolitik, wie der Stellver-
tretende FW-Landesvorsitzende
Michael Piazolo bemerkte.
Während die CSU hier einen
Schlingerkurs fahre, hielten die
Freien Wähler Kurs. Während
vor der Wahl 2003 ein Festhalten
am G9 versprochen wurde, habe
die CSU danach hektisch und oh-
ne Vorbereitung das G8 einge-
führt und noch gleich das Bücher-
geld darauf gesetzt. Während das
eine inzwischen wieder zurück-
genommen wurde, sei das andere
„zum Pflegefall“ geworden. Der
jahrelange Sparkurs habe darüber
hinaus zu einem Lehrermangel
ohne gleichen geführt. Piazolo:
„Wer nun wie die CSU glaubt,
wenige Monate vor der Wahl
durch eine sogenannte Bildungs-
offensive die Versäumnisse von
jahrelang verfehlter Bildungspo-
litik umkehren zu können, bei
dem ist die Versetzung im Herbst
akut gefährdet!”

Der Sprecher des Arbeitskrei-
ses Bildung, Christian Kögl, er-
gänzte: „Die CSU macht Bil-

dungspolitik auf dem Rücken
der Kinder. Die Liste der Mängel
ist lang - akute Raumnot, Lehrer-
mangel, fehlende Personalpla-
nung, Unterrichtsausfall, zu
große Klassen etc. Mit Geld al-
lein lässt sich dies nicht beheben.
Tragfähige Konzepte wie mehr
Lehrer an Bayerns Schulen
(höchstens 25 Schüler pro Klas-
se und Klassenmindestgrößen
von zehn Schülern), die Aufwer-
tung des Lehrerberufs und eine
bessere Kooperation zwischen
Eltern, Schulen und Kommunal-
politikern sind gefordert!”

Werte des Gemeinwesens

Von großer Bedeutung ist für
die Freien Wähler aber auch die
Abkehr von der reinen Wissens-
akkumulation. Piazolo machte
deutlich, dass es künftig wieder
verstärkt darum gehen müsse,
den Kindern und Jugendlichen
die zentralen Werte des Gemein-
wesens zu vermitteln, um sie so
auf die Herausforderungen der
Zukunft vorzubereiten.

Grundsätzlich, so Landesvor-
sitzender Hubert Aiwanger ab-
schließend, müsse Bayern „von
unten nach oben neu aufgebaut“
werden. Der Bürger sei ernst zu
nehmen. Es müsse Schluss sein
„mit dem beklemmenden politi-
schen Klima“. Der Freistaat
brauche die Freien Wähler auch
im nächsten Landtag. DK

Neue politische ...

einen oder anderen Stadt Ge-
bührenerhöhungen wohl nicht
ausgeschlossen werden können.

Der Tarifabschluss im Öffent-
lichen Dienst kostet die Kommu-
nen 8 Milliarden Euro – „ein Be-
trag, der für viele Städte über die
Schmerzgrenze hinausgeht“,
hieb der Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes, Dr. Gerd Lands-
berg, in dieselbe Kerbe. Vielen
Kommunen werde gar nichts an-
deres übrig bleiben, als Ge-
bühren und Beiträge anzuheben.

Geld fehlt für
notwendige Investitionen

„Das Geld wird fehlen für not-
wendige Investitionen zum Bei-
spiel in Schulen und Kindergär-
ten“, kritisierte Landsberg. Die
Hoffnung der Gewerkschaften
auf flächendeckend beitragsfreie
Kindergärten rücke in ferne Zu-
kunft. Auch die Wettbewerbs-
fähigkeit des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs sei gefährdet.
Dieser könne, anders als die Pri-
vatwirtschaft, erhöhte Lohnfor-
derungen nicht aus höheren Ge-
winnen finanzieren.

Als „positiv“ bewertete der
DStGB, dass es gelungen sei, ei-
nen Einstieg in die Verlängerung
der Wochenarbeitszeit zu finden.
Insgesamt sei es ein gutes Sig-
nal, dass ein flächendeckender
Streik vermieden werden konn-
te, der die Bürger letztlich nur
belastet und bei längerer Dauer
zu einem Schaden für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland ge-
führt hätte.

Enttäuscht über die Inhalte der
Einigung zeigte sich der Deut-
sche Landkreistag. DLT-Präsi-
dent Landrat Hans Jörg Duppré
(Südwestpfalz) sagte: „Die Eini-
gung beschert den kommunalen
Haushalten neue Lasten und
könnte zu weiteren Privatisie-
rungstendenzen führen. Zudem
hätte die Leistungsorientierung
der Vergütung ausgebaut und die
Wochenarbeitszeit auf minde-
stens 40 Stunden vereinheitlicht
werden müssen.“ Im Übrigen sei
es der Verhandlungsführung auf
der kommunalen Arbeitgebersei-
te nicht förderlich, wenn dem
Tarifpartner gegenüber ein unab-
gestimmtes Verhalten erkennbar
werde. DK

4,3 Prozent. Im Tarifgebiet West
wird das Leistungsentgelt von 1
Prozent ausgesetzt und eine bis-
lang gewährte Zulage um 10 Eu-
ro monatlich reduziert.

„Die vereinbarten Entgeltstei-
gerungen einschließlich des
Sockelbetrages wird die Be-
schäftigten freuen, gerade nach
drei Jahren ohne lineare Steige-
rungen. Im Bereich der unteren
Entgeltgruppen wird dies aber
einen erneuten Druck auf Ar-
beitsplatzabbau und Privatisie-
rung geben. Auch der öffentliche
Personennahverkehr mit seinen
Arbeitsplätzen wird steigendem
Konkurrenzdruck ausgesetzt
sein“, erläuterte Böhle. „Für die
kommunalen Krankenhäuser ist
es gelungen, eine Teilentlastung
und zeitliche Streckung zu errei-
chen. Der Gesetzgeber ist nun
endlich gefordert, die finanziel-
len Rahmenbedingungen der
Krankenhäuser nachhaltig zu
verbessern. Wir werden dies mit
Nachdruck einfordern.“

Streiks abgewendet

„Die Städte sind erleichtert,
dass mit dem Kompromiss für
die Bürgerinnen und Bürger
Streiks abgewendet werden
konnten, aber die finanziellen
Auswirkungen liegen über dem,
was wir erwartet haben“, kom-
mentierte der Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Regens-
burgs Oberbürgermeister Hans
Schaidinger die Einigung in den
Tarifverhandlungen. „Der Ab-
schluss wird die kommunalen
Haushalte stark belasten, das gilt
insbesondere für Städte in struk-
turschwachen Regionen und für
Städte mit überdurchschnittli-
cher Arbeitslosigkeit und hohen
sozialen Ausgaben“, ergänzte
der Präsident des Deutschen
Städtetags, Christian Ude.

Als Erfolg wertete Schaidin-
ger, dass in der umkämpften Fra-
ge der Arbeitszeiten eine Verlän-
gerung auf 39 Stunden erreicht
werden konnten. Die Anpassung
der Arbeitszeiten sei ein Beitrag
für mehr Gleichbehandlung von
Tarifbeschäftigten und Beamten.
Allerdings, so räumte der Vorsit-
zende ein, verursachten die Ta-
riferhöhungen für die Kommu-
nen erhebliche Mehrkosten. Der
Städtetag befürchtet, dass bei der

Hart an der Schmerzgrenze ...
Auf dem Podium (v. l.): KPV-Geschäftsführer Florian Hahn, Gerhard Weber, Luitpold Braun, Peter Götz und Aschheims Bürgermeister Helmut J. Englmann. ��

Gemeinschaftsleistung

Dem KPV-Erfolg während
seiner Amtszeit liege letztlich
eine ausgeprägte Gemein-
schaftsleistung zugrunde, führ-
te Braun aus. Er schloss seine
Ausführungen mit einem Dank
an die kommunale Familie, ei-
nem „herzlichen Glückauf“,
und verabschiedete sich mit der
Botschaft „Gott mit Dir Du
Land der Bayern“.

KPV-Bundesvorsitzender Pe-
ter Götz, der es sich ebenfalls
nicht nehmen ließ, sich von sei-
nem langjährigen Stellvertreter
zu verabschieden, sprach von ei-
nem „menschlich guten Einver-
nehmen“ mit Luitpold Braun.
Dieser sei stets „ein wertvoller,
weil ehrlicher und wichtiger
Ratgeber“ gewesen.

Kommunalverantwortliche
stärken

Als „eine Reihe von Themen,
die uns in den nächsten Jahren
noch intensiv beschäftigen wer-
den“, nannte Götz u. a. die Finanz-
entwicklung der Kommunen, die
Auswirkungen europäischer Ent-
scheidungen (Stichwort EU-Richt-
linie im Konzessionsbereich), die
Versorgung des ländlichen Raums
(Stichworte Netzentgelt, schneller
Internetzgang) sowie Überlegun-
gen zur Organisationsform von
Hartz IV.

„Es wird schwieriger werden,
auch Bindungen an Parteien zu
halten“, prognostizierte der Bun-
desvorsitzende. Deshalb sei es
Aufgabe der KPV, „auch dafür
zu sorgen, dass die Kommunal-
verantwortlichen gestärkt wer-

den“, denn: „Wenn die kommu-
nale Basis funktioniert, haben
auch die anderen politischen
Ebenen im Land, im Bund und
in Europa eine bessere Aus-
gangsbasis.“ „Der Schlüssel liegt
bei Ihnen“, so Götz an die Adres-
se der zahlreichen Delegierten.

Konstruktiver Dialog

Im konstruktiven Dialog mit
der kommunalen Familie und
der Bayerischen Staatsregierung
habe die KPV die Kommunalpo-
litik in Bayern unter Brauns Vor-
sitz in den letzten 14 Jahren er-
folgreich mitgestaltet, führte
Bayerns Finanzstaatssekretär
Georg Fahrenschon in seiner
Festrede aus. Als Landrat sei es
Luitpold Braun gelungen, die
Finanzen „seines“ Landkreises
Weilheim-Schongau trotz er-
heblicher Investitionsleistungen
zu konsolidieren. „Geschult“

Mit einem kostbaren Moriskentänzer bedankte sich Staatsse-
kretär Georg Fahrenschon namens der CSU bei Landrat Luit-
pold Braun für dessen langjähriges Engagement. ��

durch diese Erfahrungen sei
dann das Bemühen um eine
sachgerechte Finanzausstattung
aller Kommunen auf Landes-

sich die Kommunen in immer an-
spruchsvollerem Maß zu stellen
haben. Hier stiegen nicht nur die
Fallzahlen, sondern wiederum

ebene und darüber hinaus
zu „seinem“ Thema geworden.

Das Miteinander von Land und
Kommunen müsse „Maxime un-
seres Handelns“ bleiben, betonte
Fahrenschon. Viele neue Heraus-
forderungen strömten auf Bür-
germeister und Landräte ein.
Zunächst sei hier an die zuneh-
mende Mobilität der Menschen
zu denken. Die Arbeitsplatzwahl
bestimme heute vielerorts die
Ortswahl, nicht mehr umgekehrt.
Hieraus resultiere eine große
Fluktuation der Bevölkerung.
Die Kommunen hätten hierauf zu
reagieren, immer wieder sei Inte-
grationsarbeit zu leisten.

Viel stärker als je zuvor be-
schäftige die Kommunen heute
zudem der stetige Wettbewerb
um neue Investoren und Arbeits-
plätze. Die Kommunalpolitik
stehe hier unter einem ständigen
Druck. Die Konkurrenzsituatio-
nen seien dabei nach den Grenz-
öffnungen und in der globalisier-
ten Wirtschaft immer vielfältiger
geworden. Die Gemeinden und
Städte stünden nicht mehr nur
mit ihren örtlichen Nachbarn im

auch Standards und Anforderun-
gen an die Aufgabenerfüllung.

Verwobenheit
von Land und Kommunen

„Wie kaum in einem anderen
Bereich zeigt sich die Verwoben-
heit von Land und Kommunen
wie bei den Kommunalfinanzen“,
fuhr Fahrenschon fort. Am Bei-
spiel des Konnexitätsprinzips zei-
ge sich besonders deutlich, „dass
Freistaat und Kommunen in ei-
nem Boot sitzen“. Beide Seiten
müssten hier fair und pragmatisch
gemeinsame Lösungen finden –
siehe Kinderbetreuung.

So soll es für Kinder unter drei
Jahren bis 2013 ein bedarfsge-
rechtes Betreuungsangebot ge-
ben, das voraussichtlich rund
60.000 zusätzliche Plätze erfor-
dert. Fahrenschon: „Die hierzu
erforderlichen Investitionen wer-
den wir mit einem umfangrei-
chen Sonderprogramm fördern.
Bundesmittel zur Investitions-
kostenförderung in Höhe von
340 Millionen Euro werden im
Rahmen des Sonderprogramms

Abschied und Neubeginn ...

Der neue KPV-Landesvorstand
Vorsitzender: Stefan Rössle
Drei Stellvertreter: Für die Landkreise Georg Huber, für die
Städte Gerhard Weber, für die Gemeinden Heinrich Lenz
Repräsentant der Bezirke: Manfred Hölzlein
Zwei Schriftführer: Dr. Klemens Gsell und Christoph Göbel
Zehn weitere Mitglieder: Gerhard Preß, Josef Loy, Gertrud
Schmidt-Podolsky, Franz Schwarz, Alois Scherer, Prof. Dr. Ul-
rich Reuter, Robert Brannekämper, Johann Stadler, Maximilian
Gaul, Heinrich Bachmann
Zehn Mitglieder im Hauptauschuss: Franz Meyer, Roswitha
Nöbauer, Ilse Weiß, Dr. Stefanie Hentschel, Josef Zimmermann,
Bernd Wanka, Rudi Janisch, Kaspar Rager, Josef Lampersdorfer,
Herbert Hofmann. �

Wettbewerb, sondern in Grenz-
nähe auch mit solchen aus Öster-
reich und Tschechien und in be-
stimmten Branchen mit Standor-
ten weltweit.

Ansprüche der Bürger

Hinzu träten die gestiegenen
Ansprüche der Bürger an eine
bedarfsgerechte Daseinsvorsor-
ge und Infrastruktur, machte der
Staatssekretär deutlich. Bei dem
Werben um die Menschen gehe
es aber zusätzlich auch um das
Angebot möglichst zeitgemäßer
und attraktiver sozialer, kulturel-
ler und sportlicher Angebote.
Letztlich sei auch an die sozialen
Problemfälle zu denken, denen

vollständig an die Kommunen
weiter geleitet.“ Zusätzlich inve-
stiere der Freistaat zur weiteren
Verbesserung des Kinderbetreu-
ungsangebots aus eigener Kraft
100 Millionen Euro in den
Platzausbau und rund 40 Millio-
nen Euro in Sprachförderung
und Qualitätsverbesserung. Laut
Staatssekretär trägt das Sonder-
programm zu einer erheblichen
Entlastung der Gemeinden bei.
Ein entsprechend großzügiges
staatliches Angebot sei derzeit
einzigartig im Vergleich zu den
anderen Bundesländern.

Was die Gewebesteuereinnah-
men anbelangt, ist Fahrenschon
zufolge für das Jahr 2008 „nicht

(Fortsetzung nächste Seite)

Glückliches Aschheim
Als Gemeinde mit besonde-

rer Strahlkraft gilt der Ta-
gungsort Aschheim bei Mün-
chen. Wie 1. Bürgermeister
Helmut Englmann in seinem
Grußwort betonte, bietet die
Einpendlergemeinde Asch-
heim mit seinen über 7.600
Einwohnern über 9.000 Ar-
beitsplätze. Aschheim baute in
den vergangenen Jahren seine
Infrastruktur intensiv aus.
Durch gezielteAnsiedlung von
Gewerbebetrieben und der
High-Tech-/Modeindustrie
(BMW-Versuchsanlage, Esca-
da) wurden neue Arbeitsplätze
geschaffen und die wirtschaft-
liche Lage gefestigt. Der Bohr-
beginn für ein Geothermiepro-
jekt steht kurz bevor.

Aschheim zeichnet sich
aber auch durch eine gute
Wohnqualität, vielfältige kul-
turelle Veranstaltungen und
zahlreiche Sport- und Freizeit-
möglichkeiten aus. Hinzu
kommt, dass die Gemeinde
außerordentlich familien-
freundlich ist. In Aschheim
wurde die Kinderbetreuung zu
einem hohen Standard ausge-
baut, was die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf er-
leichtert.

Die Zufriedenheit der Bür-
ger schlug sich erneut im
Wahlergebnis nieder: 12 Mit-
glieder gehören der CSU-
Fraktion an, fünf der SPD und
drei den Freien Wählern. Den
Ersten, den Zweiten und den
Dritten Bürgermeister stellt
die CSU - und das seit vielen
Jahren. DK



10. 04. 2008 KOMMUNALE PRAXISGZ 5

Prof. Thomas Bauer beim Unternehmertag des Bayerischen Bauindustrieverbandes:

2008 wird ein gutes
Baujahr in Bayern

(bbiv) München. „Am Bau in Bayern geht es nachhaltig auf-
wärts“ stellte Prof. Thomas Bauer, Präsident des Bayerischen
Bauindustrieverbandes, in seiner Rede beim Unternehmertag
2008 der Bayerischen Bauindustrie in München fest. Der Auf-
tragszuwachs von acht Prozent in Bayern im Jahr 2007 ist zudem
eine gute Ausgangsbasis für das laufende Jahr. Stolz ist Bauer
auch, dass die Baubeschäftigung in Bayern erhöht werden konn-
te. Allerdings hat die bessere Baukonjunktur die Gewinnmarge
der Bauunternehmen nicht verbessert. Schuld daran sind die ge-
stiegenen Baupreise aufgrund explodierter Baukosten.

Als wichtiges Zukunftsanlie-
gen der bayerischen Bauindus-
trie sieht Bauer den Ausbau des
Schienennetzes in Bayern an.
Ein international konkurrenz-
fähiger Industriestandort braucht
ein leistungsfähiges Schienen-
netz auf allen Ebenen, so Bauer.

Hochgeschwindigkeitsnetze

Leistungsfähige Hochgeschwin-
digkeitsstrecken zu den europäi-
schen Metropolen und Wachs-
tumsregionen, begradigte und
beschleunigte Verbindungen im
interregionalen Schienenverkehr
in Bayern und ebenso einen leis-
tungsfähigen Nahverkehr - Stadt-
bahnen in den Städten und einen
attraktiven Schienenverkehr als
Ergänzung und Alternative zur
Straße im Ländlichen Raum.
Um Bayern und Deutschland
herum wachsen die europäi-
schen Hochgeschwindigkeits-
Bahnnetze he-ran. „Bayern“, so
Bauer, „droht zu einem weißen
Fleck im europäischen Schnell-
bahnnetz zu werden“.

Vergabe durch die Länder

Bauer plädierte in diesem Zu-
sammenhang auch dafür, die

Verantwortung für die Bahn-
Streckenplanung den Ländern
zuzuordnen, ähnlich wie die
Auftragsverwaltung im Fern-
straßenbau, die in Bayern durch
die Oberste Baubehörde und die
Autobahndirektionen hervorra-

Das bayerische Schienennetz,
so Bauer, sei im Wesentlichen
noch so, wie es zu Zeiten König
Ludwigs I. schon war. Neu ist
lediglich die ICE-Verbindung
München-Ingolstadt-Nürnberg.
Dreißig Landkreise und kreis-
freie Städte in Bayern - mehr als
ein Drittel des Freistaats, sind so
weit weg vom ICE-Bahn-Netz,
dass die Fahrt zum nächstgelege-
nen ICE-Bahnhof mit dem Auto
mindestens eine halbe Stunde
dauere. Es gibt sogar zehn Land-
kreise, bemängelte der Präsident,
in denen es über eine Stunde
dauern würde, um in den nächst-
gelegenen ICE einsteigen zu
können. „Das macht niemand!
Das ist ein erheblicher Standort-
nachteil.“

Besonders bedauerte Bauer,
dass der Bayerische Transrapid,
der den Münchner Hauptbahn-
hof mit dem Flughafen Franz Jo-
sef Strauß verbinden sollte, jetzt
doch nicht gebaut wird: „Wir ha-
ben es nicht geschafft, ein deut-
sches Hochtechnologie-Produkt
in Deutschland zu bauen.“

Schuld ist die Bahn

Schuld an der Kostenexplosi-
on ist für Bauer eindeutig die
Bahn: „Sie konnte bereits im
Herbst 2007 abschätzen, dass
der angestrebte Kostenrahmen
von 1,85 Mrd. Euro nicht ausrei-
chen wird. Das hätte sie klar sa-
gen müssen. Dann hätte man
über andere, kostengünstigere
Lösungen diskutieren müssen.“
Die beteiligten Baufirmen haben
ihre Aufgabe, die Baukosten der

Bahn für Kostenverwirrung
beim Transrapid verantwortlich

„Die hohen Kosten sind das Resultat einer Planung, die al-
lein in den Händen der Bahn lag“, stellte Gerhard Hess,
Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverban-
des, fest. Hess: „Die Bahn ist der Herr des Planfeststellungs-
verfahrens. Nur sie bestimmt allein die Planung“.

Die Bauindustrie ist erst im Oktober/November 2007 mit Zu-
stellung der über 200 Ordner Ausschreibungsunterlagen in die
Lage versetzt worden, die Kosten dieser Planungsvorstellungen
zu berechnen. Schon zum Zeitpunkt der Realisierungsvereinba-
rung am 24. September 2007 bei Ministerpräsident Stoiber wuss-
te die Bahn - und hätte es sagen müssen -, ob die Zahl 1,85 Mrd.
Euro eine realistische Kostenberechnung ist oder aber nicht. Die
Bahn hat bis dahin selbst rund 90 Mio. Euro für die Planung aus-
gegeben. Üblicherweise entsteht im Zuge einer solchen Planung
eine Kostenberechnung, die die aus der Machbarkeitsstudie ei-
nes Münchener Ingenieurbüros stammende Kostenschätzung
(1,85 Mrd. Euro) fortschreibt und verlässlicher macht.

Die Bahn, vertreten durch ihren Vorstandsvorsitzenden, hat
die Realisierungsvereinbarung zu 1,85 Mrd. Euro aber unter-
zeichnet - ohne Vorbehalt.

Die Bauindustrie hat im nachfolgenden Ausschreibungsver-
fahren bislang rd. 5 Mio. Euro ausgegeben, um die unvollkom-
mene Planung, die technischen Fehlannahmen und völlig unan-
nehmbare Risikoüberwälzungen in ihren Kostenauswirkungen
zu berechnen. Die Öffentlichkeit sollte sich in der weiteren De-
batte einmal interessieren für die Transparenz solcher Zustän-
digkeiten, für die Sachkompetenz und den verantwortlichen
Umgang an der Spitze solcher Planungsbehörden. Die Bahn ist
in dieser hoheitlichen Aufgabe dem Bund verantwortlich und
berichtet an den Bundesverkehrsminister.

„Denjenigen, der seriös kalkuliert hat, für eine dann so ge-
nannte Kostenexplosion verantwortlich zu machen, ist nicht nur
zu einfach: Es ist vollkommen verkehrt!“ so Hess. „Es ist uner-
träglich, wie sich Politik und Wirtschaft durch den Vorstand der
Bahn an der Nase herumführen lassen. Hier ist die Zeit reif für
personelle Konsequenzen“.

Anmerkung der Redaktion: Unter dem Link http://www.
welt.de/wirtschaft/article1865720/.html#reqNL finden interes-
sierte Leser auf „Welt online“ vom 3. April den ausgezeichnet
recherchierten Artikel „Wie die Bahn den Transrapid ausge-
bremst hat“ von Nikolaus Doll und Jan Hildebrand. Offiziell hat
sich die Deutsche Bahn stets als Befürworter der Magnetschwe-
bebahn gegeben. Doch neue Unterlagen belegen: Am Scheitern
der Transrapid-Strecke in München trägt die Bahn AG mehr
Verantwortung als bisher bekannt. Weitere Infos unter http://
www.welt.de/wirtschaft/article1865725/.html#reqNL �

(Fortsetzung von Seite 4)
zuletzt bedingt durch die Aus-
wirkungen der Unternehmens-
steuerreform“ mit einer „Stabili-
sierung auf hohem Niveau“ zu
rechnen. Die Koalition hatte die
Reform zwar so konzipiert, dass
Städte und Gemeinden nicht an
der Finanzierung der Nettoent-
lastung von fünf Milliarden Eu-
ro beteiligt werden; in der kas-
senmäßigen Rechnung ergäben
sich jedoch aufgrund der Sen-
kung der Gewerbesteuermess-
zahl von maximal fünf Prozent
auf einheitlich 3,5 Prozent vorü-
bergehend Einnahmeausfälle.

Stabilisierung der Finanzen

Die Entwicklung der Steuer-
einnahmen und des Finanzie-
rungssaldos zeigten, „dass sich
die bayerischen Gemeinden nach
den schwierigen, von Steuerein-
brüchen geprägten Jahren 2001
bis 2003 erholt haben“, fuhr Fah-
renschon fort. Die Zahlen beleg-
ten aber auch, dass Bayern ins-
gesamt eine hohe wirtschaftliche
Dynamik auszeichnet. Diese Dy-
namik zahle sich aus – für Bund,
Länder, und Kommunen. „Für
unsere Wirtschafts- und Finanz-
politik, die auf Dynamik und
Wachstum setzt, können wir da-
her sagen: Die Strategie stimmt!“,
so der Staatssekretär.

Nachdem Luitpold Braun be-
reits im August des vergangenen
Jahres angekündigt hatte, dass er
für eine neue Amtsperiode nicht
mehr zur Verfügug steht, kandi-
dierte Stefan Rößle als Nachfol-
ger. Der 44-jährige Donau-Rie-
ser Landrat und schwäbische
KPV-Bezirksvorsitzende wurde
mit 96,6 Prozent der Delegier-
tenstimmen zum neuen KPV-
Landesvorsitzenden gewählt.
Der fünffache Familienvater, ur-
sprünglich der Polizei im geho-
benen Dienst angehörend, war
von 1996 bis 2002 Bürgermeister
in seiner Heimatgemeinde Obern-
dorf am Lech, ehe er zum Landrat

von Politik und Bahn gewünsch-
ten Variante zu kalkulieren, je-
denfalls sachgerecht erfüllt, stellt
Bauer fest. „Dass sie Millionen
in die Projektkalkulation ge-
steckt haben, ist ihnen hoch an-
zurechnen“ (vgl. nebenstehen-
den Kasten).

Transportproblem bleibt

Das Transportproblem, das der
Transrapid optimal gelöst hätte,
die effiziente Schienenanbin-
dung des Münchner Flughafens
an den Hauptbahnhof, besteht
fort, beklagt Bauer. „Wir stehen
jetzt wieder ganz am Anfang -
ohne Planung, ohne Finanzie-
rungskonzept. Jede denkbare
Lösung wird für Bayern und für
die Stadt München aber teuerer
werden: Sie müssen sie alleine
finanzieren - ohne den Bund“.

Hauptverkehrsträger
ist und bleibt die Straße

Der Hauptverkehrsträger ist
und bleibt die Straße, stellte Bau-
er fest. Aber unsere Straßen kön-
nen diese Lasten schon heute
nicht mehr bewältigen. Mobilität
wird zwar bei uns hoch ge-
schätzt, aber wenn es darum
geht, ihr die Wege bereitzustel-
len, dann wird „gespart“. Bauer:
„Das ist kurzsichtig, weil so die
Mobilität ihre Wachstums- und
Wohlstandsimpulse nicht liefern
kann. Gefordert ist hier haupt-
sächlich der Bund. Bauer: „Wir
brauchen endlich leistungsfähige
Ost-West-Achsen in die dynami-
schen Wirtschaftsräume nach Ost-
europa. Und wir brauchen end-
lich weitere leistungsfähige Bun-
desstraßen als Querverbindung
zu unseren Autobahnen. Haupt-
zweck ist es, die Landeshaupt-
stadt München vom Fernverkehr
zu entlasten, so wie zum Beispiel
durch die B 15 neu.“ �

von Donau-Ries gewählt wurde.
Mit 94,2 Prozent erzielte der neue
KPV-Vorsitzende bei den Kom-
munalwahlen am 2. März das be-
ste Ergebnis aller bayerischen
Landräte.

Einige Änderungen gab es
auch insbesondere bei den Wah-
len zu den stellvertretenden
KPV-Landesvorsitzenden: Wäh-
rend Regensburgs Bürgermeister
Gerhard Weber wieder antrat und
in seinem Amt bestätigt wurde,
standen Passaus Landrat Hanns
Dorfner und Roßtals Bürgermei-
ster Maximilian Gaul nicht mehr
als Stellvertreter zur Verfügung.
An ihre Stelle treten Mühldorfs
Landrat Georg Huber sowie Bür-
germeister Heinrich Lenz, Ge-
meinde Hinterschmiding, Land-
kreis Freyung-Grafenau (siehe
auch Kasten Seite 4).

Die Menschen ernst nehmen

Seine neue Aufgabe bezeich-
nete der frisch gewählte KPV-
Landesvorsitzende als äußerst
reizvoll; er wolle auf dem auf-
bauen, was Luitpold Braun als
Fundament gelegt habe. Es gelte,
die Menschen ernst zu nehmen –
Stichwort: Näher am Menschen
- und auch die Mitarbeiter zu
motivieren. Geradlinigkeit und
Ehrlichkeit stellten Maximen
seines Handels dar, sagte Rößle.
Er sei dafür bekannt, seine Linie
hartnäckig und konsequent zu
vertreten. Es habe keinen Sinn,
falsche Versprechungen zu ma-
chen. Nur so könne man langfri-
stig bestehen. Wichtig sei es als
KPV, solidarisch und geschlos-
sen aufzutreten und eine Kom-
munalpolitik „mit Herz, Ver-
stand und Leidenschaft“ zu be-
treiben. Auch müsse es ihr Anlie-
gen sein, junge Kandidaten zu
gewinnen und in ihnen die Lust
zu wecken, sich in der Kommu-
nalpolitik zu engagieren.

Dass Rössle in seinem Land-
kreis Donau-Ries bereits vieles
auf den Weg gebracht hat, um-

riss er stichpunktartig anhand ei-
niger Fakten und Zahlen: Über
20 Mio. Euro wurden in den ver-
gangenen Jahren – u. a. auch im
Rahmen des Bundesförderpro-
gramms Investition, Zukunft,
Bildung, Betreuung (IZBB) - in
den Aus- und Umbau weiter-
führender Schulen und damit in
die Bildung junger Menschen in-
vestiert, zudem wurden der
Wirtschaftsstandort Donau-Ries
durch die Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur ausgebaut und
das Technologie Centrum West-
bayern in Nördlingen weiterent-
wickelt. Auch sei ein Wirt-
schaftsreferent im Landratsamt
bestellt und das Wirtschaftsfo-
rum Donau-Ries e.V. gegründet
worden.

Erfolg im
eigenen Landkreis

Aufgrund der guten wirt-
schaftlichen Entwicklung gingen
Rössle zufolge auch die Arbeits-
losenzahlen zurück. Als Anlauf-
und Beratungsstelle für die Fa-
milien im Landkreis wurde die
Stelle eines Familienbeauftrag-
ten geschaffen. Wichtig war
auch die Einführung der Schul-
sozialarbeit an den beiden
Hauptschulen in Donauwörth
und Nördlingen. Zudem wurde
zum 1. Januar 2008 ein gemein-
sames Kommunalunternehmen
gegründet, unter dessen Dach
nunmehr die Kliniken undAlten-
und Pflegeheime des Landkrei-
ses sowie das Stiftungskranken-
haus und das Altenpflegezen-
trum Nördlingen zusammenge-
führt wurden.

Auch die touristische Entwick-
lung im Landkreis könne sich se-
hen lassen, betonte der Landrat.
Landschaftlicher Höhepunkt sei
zweifellos das Ries und mit ihm
die geologische und landschaftli-
che Einzigartigkeit des 15 Millio-
nen Jahre alten Meteoritenkraters,
der seit 2006 das Prädikat Natio-
naler Geopark trägt. DK

Abschied und Neubeginn ...

Prof. Thomas Bauer. ��

gend gemacht wird. Bauer: „Es
ist für Bayern ein Nachteil, dass
in Deutschland die Bahn zentral
von Berlin aus geplant wird.“
Die guten Erfahrungen, die Bay-
ern mit seiner Obersten Bau-
behörde gemacht hat, sollten
auch auf den Eisenbahnbau in
Bayern übertragen werden.

Für einen europagerechten
Ausbau der Verkehrswege
in Bayern

„Europa wächst zusammen. Seit dem 1. Mai 2004 liegt
Bayern mitten im neuen Zentrum der EU. Aber die
Mobilität stößt immer noch auf alte Grenzen. Doch erst
neue Mobilität macht die Osterweiterung sinnvoll.“
Senator E.h. Gerhard Hess,
Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes

„Die Verkehrswege des Freistaates brauchen die enge
Vernetzung mit denen unserer Nachbarländer. Engpässe
müssen rasch beseitigt werden.“
Prof. Thomas Bauer,
Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbandes

www.bauindustrie-bayern.de

Bayerns Verkehrswege mit Europa vernetzen:
auf der Straße, auf der Schiene, auf der Donau.

Mobilität braucht Infrastruktur
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Mit uns können Sie rechnen!

Die Einführung der doppischen
Buchungsweise in Kommunen,
die „seit Anbeginn der Zeit“ ka-
meral gebucht haben, ist eine
Riesenaufgabe. Gut, dass wir
damit Riesenerfahrung haben.

Unterhalten Sie sich mit uns.
konsequent in Doppik

Herzogspitalstraße 24

Telefon 089/5903-0
Fax 089/5903-1845

80331 München

mailbox@akdb.de
http://www.akdb.de

AKDB
PARTNER DER KOMMUNEN

Schneller und effizienter
Verwaltungen und Einwohner

profitieren von modernen IT-Lösungen
Notebook, Sicherheitspaket und Personal Digital Assistant
erleichtern die Aufgaben des Bürgermeisters. Durch Ein-
satz dieser Kommunikationsmittel sowie durch den Trend
zum Outsourcing kann er sich auf die Ausübung seiner
Kernaufgaben konzentrieren – zum Nutzen jedes einzel-
nen Bürgers. Unterstützt werden die Kommunen dabei
durch die zahlreichen Angebote der Anstalt für Kommu-
nale Datenverarbeitung in Bayern (AKDB).

Der moderne Bürgermeister braucht Kommunikationsmittel,
die ihm auch auf Dienstreisen und bei der Arbeit von zu Hause
zur Verfügung stehen. Ein dafür geeignetes Notebook sollte mit
integrierten Modulen für Wireless LAN und UMTS ausgestat-
tet sein, so dass eine problemlose Einwahl in das Internet mög-
lich ist. Mobiles Arbeiten erfordert ein effektives Sicherheitpa-
ket zum Datenschutz, da in der Regel das sicherheitskritische
Internet als Übertragungsmedium genutzt wird. Dieses Sicher-
heitspaket sollte aus mehreren Komponenten bestehen: Alle
Daten müssen verschlüsselt (über VPNs) übertragen werden.
Idealerweise setzt man hierfür ein SSL-VPN-Gateway ein.
Grundsätzlich sollten auf dem mobilen Gerät aktueller Viren-
schutz und Firewall vorhanden sein. Darüber sind Einstellun-
gen erforderlich, die nur berechtigten Benutzern Zugriff auf das
Verwaltungsnetzwerk gewähren. Hierfür bietet sich der Einsatz
von Security-Token an, eine Hardwarekomponente, die eine
Datenmanipulation verhindert. Wer von unterwegs schnelle
Entscheidungen treffen muss, für den ist selbst die Einwahl mit
einem Notebook ins Verwaltungsnetzwerk zu aufwändig. Ein
PDA in Verbindung mit so genannten Push-Diensten beschleu-
nigt den Vorgang erheblich. Hierbei werden E-Mails, Termine
und Kontakte zwischen dem Mailsystem der Verwaltung und
dem PDA des Bürgermeisters über das Internet synchronisiert.
Durch die Aktualität der Informationen sowohl in der Verwal-
tung als auch auf dem PDA des Bürgermeisters ist eine optima-
le Zusammenarbeit mit dem Sekretariat möglich.

Notebook, Sicherheitspaket und PDA erleichtern die Aufga-
ben des Bürgermeisters. Diese Kommunikationsmittel ermög-
lichen auch bei zunehmender Mobilität die nötige permanente
Bürgernähe.

Ein weiterer erfolgreicher Trend ist das Auslagern kommuna-
ler EDV-Anwendungen auf einen externen Dienstleister im
Rahmen des so genannten Outsourcing. Dabei werden Daten-
bank-Server nicht vor Ort in der Kommune installiert, sondern
in einem zentralen Dialog-Rechenzentrum wie z.B. bei der
AKDB. So müssen sich Bürgermeister und Verwaltungen weni-
ger um den Betrieb komplexer EDV-Systeme kümmern und
können mehr für ihre Kernaufgaben präsent sein. Von diesen po-
sitiven Entwicklungen profitiert am Ende jeder einzelne Bürger.

Telekomreform:

Webzugang bis in das letzte EU-Dorf
Paneuropäische Dienste und neue Angebote in allen Mitgliedsstaaten

Die von EU-Kommissarin Viviane Reding vorgestellten Pläne
für den Telekommarkt (http://ec.europa.eu/information_society)
sollen zu einem härteren Wettbewerb führen. Die Kunden wür-
den dies vor allem an günstigeren Tarifen und schnelleren Breit-
bandinternetzugängen merken. Ein wichtiger Punkt dabei ist
die Ausnutzung der digitalen Dividende, also die Öffnung von
ehemals analogen TV-Frequenzen für Webservices.

„Der Übergang zum digitalen
Fernsehen bietet uns die einzig-
artige Chance eine breitbandige
Versorgung bis in den letzten Ort
Europas zu realisieren“, erläutert
Rudolf Strohmeier, Kabinetts-
chef von Kommissarin Reding,
in Wien gegenüber pressetext.

Mehr Transparenz und
mehr Rechte für Kunden

„Bereits bei der Diskussion
um die Roaminggebühren wur-
den vom EU-Parlament mehr
Transparenz bei den Tarifen und
mehr Rechte für die Kunden ge-
fordert. Mit dem aktuellen Re-
formpaket wollen wir das nun
umsetzten“, sagt Strohmeier. Die
Bürger würden dies an neuen
Angeboten merken, die den Te-
lekommarkt beleben und für
mehr Wettbewerb sorgen. Der
Wechsel des Telekomanbieters
soll künftig von einem Tag auf
den anderen möglich sein.

Angedacht sind paneuropäi-
sche Dienste, vergleichbar mit
der Versorgung mit Satelliten-
fernsehen. „Der Trend geht hin
zur All-IP-Kommunikation, wo-
bei die Übertragung losgelöst
von der Technologie ist. Wir
wollen ein Umfeld schaffen, in
der die Auslieferung von Dien-
sten unabhängig von der jeweili-
gen technischen Anbindung des
Kunden funktioniert“, führt Stroh-

meier auf Nachfrage aus. Ein
weiterer Schritt ist, dass Gratis-
Rufnummern von allen Mit-
gliedsländern aus erreicht wer-
den können. Die Notrufnummer
112 soll ebenfalls europaweit
und einheitlich funktionieren.

Trennung
von Netz und Dienst

Kern von Redings Vorschlä-
gen ist die Trennung von Netz
und Dienst im Telekomsektor.
Diese funktionale Trennung sei
allerdings als ein „zusätzliches
Instrument zu sehen, das die na-
tionalen Regulierungsbehörden
einsetzen können, wenn bereits
umgesetzte Maßnahmen nicht
fruchten und fairer Wettbewerb
anders nicht herzustellen ist“, er-
klärt Strohmeier. Eine generelle
Abkopplung der Netze, wie sie
auf dem Energiesektor ange-
dacht ist, sei für den Telekom-
markt definitiv nicht geplant.
„Wir werden uns hier um die
Engpässe kümmern. Es ergibt
natürlich keinen Sinn in Groß-
städten mit drei verschiedenen
Anbietern einzugreifen. In den
ländlichen Gebieten mit einem
einzigen Versorger jedoch schon“,
sagte Strohmeier.

Kritik der Überregulierung

Die Kritik der Überregulierung

durch Brüssel lässt der Kabinetts-
chef nicht gelten: „Wir wollen
weniger, dafür eine effizientere
Regulierung schaffen.“ Dafür
zuständig ist die EU-Aufsichts-
behörde European Regulators
Group (ERG), die übergeordnet
zu den nationalen Regulierern
installiert wird. Sie soll eine eu-

Bereits zum 13. Mal veranstaltete der „Runde Tisch GIS e.V.“
unter der Leitung von Prof. Dr. Matthäus Schilcher in den Räu-
men der TU das Münchner Fortbildungsseminar Geoinformati-
onssysteme. Vorträge über Entwicklungen und Trends aus Wirt-
schaft, Verwaltung und Wissenschaft sowie eine Ausstellung von
mehr als einem Dutzend namhafter Firmen bildeten den Mittel-
punkt des mit 350 Teilnehmern hervorragend besuchten und
erstmalig auf zwei Tage konzentrierten Seminars.

Nach dem Schwerpunktthema
der Earth-Viewer im letzten Jahr
standen dieses Mal europäische
und deutsche Geodateninitiati-
ven im Vordergrund. Wie eini-
gen Vorträgen zu entnehmen
war, ist mit der Verabschiedung
der INSPIRE-Richtlinie in Euro-
pa erstmalig ein Gesetz verab-
schiedet worden, das Geoinfor-
mationen in den Mittelpunkt
stellt. Mit dem Schwerpunkt
Umweltpolitik beschreibt die
Richtlinie die Rahmenbedingun-
gen und notwendigen Kompo-
nenten einer europäischen Geo-
dateninfrastruktur. Damit defi-
niert sie die Regeln für Geoda-
ten, Geodienste, Metadaten und
interoperable Netzdienste.

Offene Fragen

Trotz des definierten Zeitplans
(bereits 2010 sollen europaweit
Metadaten für einen Großteil der
Geodaten vorliegen) stehen noch
einige offene Fragen im Raum.
So verläuft die Definition der
Standards schleppend, die The-
men Authentifizierung, Auto-
risierung und Bezahlsysteme
stecken noch in den Kinder-
schuhen, die Performance aller

Dienste ist noch unzureichend
nachgewiesen und es fehlen Be-
weise für eine Effizienzsteige-
rung. Die Experten waren sich
darin einig, dass es jetzt an der
Zeit ist, die Geodaten, die Geo-
dienste und die Portale für IN-
SPIRE vorzubereiten. Es gelte,
den Schwung, der den Geoinfor-
mationsmarkt erreicht hat, zu
nutzen, um die Themen GIS und
Geodatennutzung spätestens ab
2011 den Bürgern zugänglich zu
machen.

Outsourcing in Schwaben
Als erste Gemeinde im Landkreis Augsburg

lagert Aystetten alle Fachverfahren aus

Kurz vor der Übergabe der Amtsgeschäfte hat sich Bürger-
meister Max Rindle dazu entschieden, sämtliche Fachverfahren
der AKDB (darunter auch die Hauptverfahren Personalwesen,
Finanzwesen, Einwohnerwesen) in das Outsourcing-Rechen-
zentrum der AKDB in Würzburg auszulagern. Bürgermeister
Rindle hinterlässt damit im EDV-Bereich seinem Nachfolger ein
wohl bestelltes Feld. Durch die Auslagerung kann das geschulte
Verwaltungspersonal, allesamt keine IT-Spezialisten, sich wie-
der voll auf seine Kernanliegen konzentrieren. Notwendige Pfle-
gearbeiten, Programmaktualisierungen wie auch die Datensi-
cherung werden zukünftig zentral von den Mitarbeitern des Out-
sourcing- Rechenzentrums in Würzburg erledigt. �

Im Zeichen der Praxis stand
Tag 2 des Münchner Fortbil-
dungsseminars. Virtuelle 3D-
Stadtmodelle haben sich mittler-
weile zu einem wichtigen Instru-
ment der Stadt- und Regional-
planung entwickelt. Thomas
Kolbe, TU Berlin, berichtete
über die Standards, die heutzuta-
ge zur Modellierung virtueller
3D-Stadtmodelle eingesetzt wer-
den. Weitere Vorträge beschäf-
tigten sich mit der automatischen
Texturierung von Gebäuden
durch Infrarotaufnahmen zur
thermographischen Inspektion
und mit der kartographischen
Sicht für die Darstellung dieser
thermalen Informationen.

Standort-Analysen

GIS-gestütztes Umweltmana-
gement, GIS-Daten der Europäi-
schen Umweltagentur und das
Geomanagement der Bayeri-
schen Vermessungsverwaltung
waren Themen, die in Vorträgen
die Sicht der Datenanbieter wie-
der gaben. Den Schluss bildeten
Anwendervorträge über die Be-
messung von Biogaspotenzialen
und die Standort-Analyse für
Photovoltaikanlagen, in denen
die Nutzung von Geoinforma-
tionssystemen für die Planung
und Optimierung dieser Anwen-
dungen herausgestellt wurde. DK

ropaweite Koordination über-
nehmen und die nationalen Be-
hörden stärken. Diese wehren
sich zwar gegen die übergeord-
nete Stelle, allerdings hätten sie
„bereits selbst erkannt, dass die
Befugnisse an das eigene natio-
nale Umfeld gebunden sind. All
das, was über die eigenen Lan-
desgrenzen hinaus geht, entzieht
sich ihrer Kompetenz“, so Stroh-
meier. Hier sei es notwendig ei-
nen Rahmen sowie Prinzipien zu
setzen, um die Mitgliedsländer
auf eine Ebene zu bringen. �

Speicherung von Vorratsdaten erlaubt:

Verfassungsgericht
schränkt Verwendung ein

Behördliche Abfrage nur bei schweren Straftaten
Karlsruhe/Berlin (pte). Das deutsche Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) in Karlsruhe hat das Gesetz zur Speicherung von Tele-
fonverbindungsdaten zum Teil außer Kraft gesetzt. Die Informa-
tionen sollen zwar weiterhin gespeichert werden, ein Zugriff auf
diese Daten ist jedoch nur in Verbindung mit Ermittlungen bei
schweren Straftaten zulässig, urteilen die Verfassungsschützer.

Laut der Anordnung des Ver-
fassungsgerichts darf der Staat
nur dann auf Verbindungsdaten
zugreifen, wenn eine schwerwie-
gende Straftat vorliegt. Der Ver-
dacht müsse zudem durch Tatsa-
chen begründet und die Erfor-
schung des Sachverhalts auf an-
dere Weise wesentlich erschwert
oder gar aussichtslos sein, heißt
es in Karlsruhe. Einen Datenab-
ruf bei Taten wie dem illegalen
Herunterladen von Inhalten
schloss das Gericht aus. Die
Speicherung der Daten an sich
bleibt jedoch derzeit weiter
zulässig, denn erst der Abruf die-
ser Informationen sei ein Ein-
griff in die Freiheit der Bürger,
heißt es in der einstweiligen An-
ordnung des BVerfG. Die Ver-

fassungsschützer fordern die
Bundesregierung zudem auf,
dem Gericht nun bis zum 1. Sep-
tember einen Bericht über die
praktischen Folgen der Vorrats-
datenspeicherung vorzulegen.

Seit 1. Januar 2008 gilt das
Gesetz, das der Terrorabwehr
und Kriminalitätsbekämpfung
dienen soll. Demnach müssen
die Verbindungsdaten für Han-
dy-, Festnetz- und Internetver-
bindungen sechs Monate lang
gespeichert werden. Polizei und
Staatsanwaltschaft dürfen bei
der Strafverfolgung auf diese In-
formationen zugreifen. Gegen
diese gesetzliche Speicherpflicht
hatten mehr als 30.000 Bürger
geklagt. Mit der einstweiligen
Anordnung gibt das Gericht den
Beschwerdeführern teilweise
recht. „Dennoch darf nicht ver-
gessen werden, dass allein die
Speicherung Gefahren birgt.
Beispielsweise könnten Dritte
unbefugt auf die Daten zugreifen
und somit persönliche Informa-
tionen über Personen verwer-
ten“, sagt Joachim Jakobs, Spre-
cher von privatsphaere.org.

„Mit der Entscheidung ist klar
geworden, dass es Grenzen gibt,
an die sich auch Frau Zypries
und Herr Schäuble halten müs-

sen“, so Ricardo Remmert-Fon-
tes, Sprecher des Arbeitskreises
Vorratsdatenspeicherung (AK
Vorrat). Dort schlägt man scharfe
Töne an und fordert den Rücktritt
der Bundesministerin. Sie habe
einen vorsätzlichen Verfassungs-
bruchbegangen. Dieser mache
sie als Bundesjustizministerin
untragbar“, erklärte Patrick
Breyer vom AK Vorrat. �

13. Münchner Fortbildungsseminar Geoinformationssysteme:

Richtlinien und Stadtmodelle
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Es gibt einen

sicheren Weg bei der

Umstellung auf die DOPPIK führen Sie am besten mit DATEV ein. Schließlich

sind wir nicht nur führend beim Rechnungswe-

sen, sondern auch der Spezialist für ein zukunfts-

weisendes kommunales Finanzmanagement.

Wir begleiten Sie in allen Phasen der Umstellung auf die doppelte Buchführung:
Mit leistungsstarker Software, einem umfassenden Projektmanagement und in-
dividuellen Serviceangeboten. Und auch anschließend, im laufenden Betrieb ste-
hen wir Ihnen beratend zur Seite. Informieren Sie sich bei Ihrem Steuerberater,
Ihrem Wirtschaftsprüfer oder unter der Telefonnummer 0800 0114348.
www.datev.de/kommunal

Zukunft gestalten.Gemeinsam.

Auf der KOMCOM Süd in Karlsruhe, 06.-07.05.2008

Doppik-Erfahrungen online sammeln:

DATEV bietet interaktives
Kommunal-Planspiel im Internet

Ihr komplettes Angebot rund um das Finanzwesen von Kom-
munen und kommunalen Unternehmen präsentierte die Nürn-
berger DATEV eG auf der jüngsten CeBIT in Hannover. High-
light des diesjährigen Messeauftritts von DATEVkommunal
war das neue Planspiel online, mit dem Kommunalvertreter sich
am virtuellen Beispiel künftig die Auswirkungen der Doppik vor
Augen führen können. Das interaktive Online-Spiel ergänzt die
Brettspiel-Variante, die seit ihrer Einführung im vergangenen
Jahr rege nachgefragt wird.

Über das Internet können In-
teressierte sich nun einen ersten
Einblick in die praktischen Be-
lange der Doppik-Welt verschaf-
fen. Aus verschiedenen Perspek-
tiven (Bürgermeister, Kämme-
rer, Stadtrat) können sie die Ge-
schicke einer virtuellen Muster-
kommune steuern und so die
Unterschiede zwischen Kamera-
listik und Doppik in einer neuen
Darstellungsweise erleben. Da-
bei konfrontieren digital ani-
mierte Mitarbeiter und Bürger
sie mit ganz realen Fragestellun-
gen. Im dreidimensionalen Mo-
dell werden die Auswirkungen
der getroffenen Entscheidungen
plastisch nachvollziehbar.

Unterstützung
durch virtuellen Coach

Um die Besonderheiten der
neuen Rechnungslegung kennen
zu lernen, stehen in speziellen In-
foräumen auch Hintergrundinfor-
mationen zur Verfügung. Im Trai-
ningsraum können die Spieler die

so erlangten Kenntnisse anschlie-
ßend verproben. Darüber hinaus
steht ein virtueller Coach den
Nutzern ständig zur Seite. Je nach
Spielsituation vermittelt er Hin-
tergrundwissen und gibt Tipps,
die den Spieler sicher durch die
Doppik-Thematik führen.

Kostenlos im Internet

Das neue Online-Planspiel
steht Interessierten kostenlos im
Internet unter www.doppik-
ganz-einfach.de zur Verfügung.
Um zu starten muss sich der An-
wender lediglich registrieren.
Konzipiert ist das interaktive
Spiel als erster Kontaktpunkt für
kommunale Entscheider mit
dem Thema Doppik. Wer die vir-
tuellen Herausforderungen ge-
meistert hat, dem steht als Wei-
terführung das bewährte Brett-
spiel zur Verfügung. Dieses ver-
mittelt im Rahmen eines von
DATEV-Consultants durchge-
führten Workshops weiter-
führende Kenntnisse.

Software und Beratung

Neben dem neuen Online-
Planspiel präsentierte die DA-
TEV auf der CeBIT ihr gesamtes
Angebot für Kommunen und
kommunale Unternehmen. Im
Zentrum stand dabei das durch-
gängige Softwaresystem rund
um das doppische kommunale
Rechnungswesen. Neben bun-
deslandspezifischen Kontenrah-
men für die Finanzbuchführung
enthält es auch Anwendungen
für den Jahresabschluss, die Fi-
nanzrechnung und den Zah-
lungsverkehr.

Rechenzentrums-
und Druckdienste

Darüber hinaus ermöglicht es
eine unkomplizierte Budgetie-
rung, Mittelbewirtschaftung und
Haushaltssteuerung. Ergänzt
wird das Softwarepaket durch
die Kosten- und Leistungsrech-
nung, die Anlagenbuchführung
und die Veranlagung kommuna-
ler Abgaben wie Steuern, Ge-
bühren und Beiträge.

Die DATEV-Software können
Kommunen und kommunale
Unternehmen im Rahmen von
DATEVasp (für Application Ser-
vice Providing) auch komplett
bei der DATEV betreiben lassen.
Deren Rechenzentrum in Nürn-

27 Mio. Deutsche nutzen eGovernment-Dienste
„Fortschritte in vielen Bereichen, Situation aber noch nicht ideal“

27 Mio. Menschen in Deutschland haben im
ersten Quartal 2007 das Internet für private
Behördengänge und Kontakte mit öffentlichen
Einrichtungen genutzt; Tendenz steigend. Dies
ergibt eine aktuelle Untersuchung des Statisti-
schen Bundesamtes (destatis) http://www.de-
statis.de. Rund 43 Prozent der deutschen Be-
völkerung imAlter von 16 bis 74 Jahren haben
demnach in diesem Zeitraum eGovernment-
Dienste in Anspruch genommen. Die Bundes-
bürger nehmen dabei hauptsächlich über das
Internet Kontakt mit der öffentlichen Verwal-
tung auf, um Informationen auf den amtlichen
Webseiten zu suchen und Formulare herun-
terzuladen oder zu verschicken.

„Die Entwicklung in punkto eGovernment ge-
staltet sich insgesamt gesehen durchaus positiv“,
erklärt Manfred Klein, Redaktionsleiter des On-
line-Portals eGovernment Computing www.
egovcom.de, im pressetext-Interview. Obwohl
man heute in vielen Bereichen bereits Fortschrit-
te gemacht habe, sei die Situation derzeit aber
noch nicht ideal. „In vielen Fällen bleibt dem
Bürger heute der Gang zur Behörde auch durch
die Nutzung von eGovernment-Diensten nicht
erspart“, stellt Klein fest. Auch das auf Behör-
denseite erhoffte Einsparungspotenzial sei nicht
immer effektiv umsetzbar. Behörden können
auch in Zeiten des eGovernment beispielsweise
nicht ganz auf Ausdrucke verzichten, die einen
hohen Zeit- und Geldaufwand mit sich bringen.

Entscheidend für die zunehmende Verbreitung
von eGovernment-Angeboten sei neben wirt-
schaftlichen Aspekten vor allem das verstärkte
Engagement der Europäischen Union auf die-
sem Gebiet. „Die EU-Dienstleistungsrichtlinie
sieht bis 2009 einen einheitlichen Ansprechpart-
ner pro Land für Behördenangelegenheiten vor“,
erläutert Klein. Derartige Vorgaben aus Brüssel
seien ohne eGovernment nicht zu schaffen.
„Mittlerweile kann sich so kein Mitgliedsland
der EU dieser Entwicklung verwehren“, ergänzt
Klein. Wie stark solche digitalen Behörden-
dienste tatsächlich von den Bürgern genutzt wer-
den, hänge aber schlussendlich auch vom Alter
der jeweiligen Personen und dem damit verbun-
denen Zugang zum Medium Internet ab.

Im europäischen Vergleich hat sich die Idee
des eGovernment bislang am stärksten in Däne-
mark durchgesetzt. Daten des Statistischen Am-
tes der Europäischen Gemeinschaften Eurostat
http://epp.eurostat.ec.europa.eu zufolge gaben
58 Prozent der 16- bis 74-jährigen Dänen an, im
ersten Quartal 2007 online den Kontakt zu öf-
fentlichen Einrichtungen und Behörden zu su-
chen. Es folgen die Niederlande mit 55 und
Schweden mit 53 Prozent. Im EU-Durchschnitt
sparten sich 30 Prozent der Nutzer mit Hilfe des
eGovernment den Weg zum Amt. Dabei kom-
munizieren in der EU die Männer (33 Prozent)
häufiger als die Frauen (28 Prozent) online mit
den Behörden. �

berg steht zudem als zentrale Da-
tenplattform, revisionssicheres
Archiv und Datendrehscheibe
für den elektronischen Informa-
tionsaustausch mit Behörden zur
Verfügung. Darüber hinaus kön-
nen Städte, Gemeinden, Land-
kreise und Bezirke sowie deren
kommunale Unternehmen auch
von zuverlässigen Druck- und
Versanddienstleistungen der
DATEV profitieren. Umfassende
Beratungsleistungen, beispiels-
weise rund um die Doppik-Ein-
führung runden das Angebots-
spektrum ab.

Digitales Belegwesen

Zudem hat die DATEV ihr di-
gitales Belegwesen um eine Er-
kennungskomponente erweitert,
auf deren Basis aus eingelesenen
papierenen Rechnungen direkt
Buchungsvorschläge für das

Rechnungswesen erzeugt wer-
den. So wird die Erfassung-
stätigkeit minimiert, die nötig
ist um aus einem Papierbeleg
einen Buchungssatz zu generie-
ren. Die automatische Rech-
nungserkennung ist Teil des
browserbasierten Programmpa-
kets „DATEV-Unternehmen on-
line“. Von der Digitalisierung
des Belegs an gewährleistet die-
ses modular aufgebaute System
von Online-Anwendungen rund
um das Belegwesen und die Ge-
schäftsbücher für Unternehmen
nun einen medienbruchfreien
Informationsfluss.

Integrierte
Rechnungserkennung

Der neue Buchungsassistent
analysiert den zuvor digitalisier-
ten Beleg. Die automatische
Texterkennung stellt alle darin

enthaltenen relevanten Informa-
tionen wie beispielsweise das
Buchungsdatum, den Betrag, die
Rechnungsnummer und Ge-
schäftspartnerinformationen zur
Verfügung. Dabei entziffert das
System nicht nur die Informatio-
nen auf dem Beleg, sondern
prüft zudem die Plausibilität der
erkannten Werte.

So wird beispielsweise be-
rechnet, ob die Teilbeträge auf
der Rechnung auch wirklich den
angegebenen Endbetrag ergeben
und ob die ausgewiesene Um-
satzsteuer dazu passt. Sind die
Angaben konsistent, fließen sie
in die entsprechenden Felder im
Buchungssatz ein. Die erkannten
Werte stehen in den Online-An-
wendungen Rechnungseingangs-
beziehungsweise Rechnungsaus-
gangsbuch sowie auch im Buch-
führungsprogramm Kanzlei-
Rechnungswesen bereit. �

Voice Search Conference:

Text und Sprache verschmelzen
bei Internet-Suchfunktionen

Mobile Geräte als intelligente Ratgeber

Spracherkennungssysteme werden nach Ansicht von William S.
Meisel, Herausgeber der Speech Strategy News www.tmaa.
com/sru/index.htm für die Suche im Internet immer wichtiger.
„Brancheninformationen, Nachrichten, Aktienkurse, Straßen-
verkehr, Routenpläne, Wetter oder aktuelle Kinofilme können
über ein mehrstufiges Voice Menü navigiert und abgefragt wer-
den. Ein Alleinstellungsmerkmal dieser zentralen Anwendungen
ist der schnelle Zugang zu den gesuchten Informationen.

Die Navigation ist wesentlich
einfacher“, so Meisel auf der
Voice Search Conference (www.
voicesearchconference.com) in
San Diego. Eine weitere Variante
der Anwendungen, die als Teil
der Voice Search betrachtet wer-
den könne, ist das Wählen durch
Ansage eines Namens, das soge-
nannte Voice Dialing. „Zum Ein-
satz kommt das beispielsweise
bei der Suche nach einer Kon-
taktadresse im Telefonverzeich-
nis. Das System rubriziert nach
Namen, bei der zuerst der Ein-
trag bestätigt werden muss, be-
vor der Anruf durchgestellt wer-
den kann. Directory Assistance
greift auf eine sehr lange Na-
mensliste zurück, während das
Voice Dialing auf den Mobiltele-
fonen normalerweise eine weit-
aus kürzere Liste nutzt, in der
Regel ein persönliches Direc-
tory“, erklärte Meisel.

Sprachdialogsysteme

SemanticEdge-Geschäftsführer
Lupo Pape (www.semanticedge.
de) betonte in seiner Rede in San
Diego, wie man Sprachautomati-
sierung für mobileAnwendungen
einsetzen könne. „Wer kennt das
nicht: Unterwegs imAuto wäre es
eigentlich an der Zeit, einen wich-
tigen Anruf zu tätigen. Die Num-
mer ist allerdings gerade nicht
verfügbar oder ein Zugriff auf das

Adressbuch des Handys nicht ge-
fahrlos möglich - der Anruf wird
daher verschoben. Unter dem
Strich nicht nur ärgerlich, sondern
auch teuer. Denn zusammenge-
rechnet entstehen für mobile Mit-
arbeiter durch vergleichbare Ver-
säumnisse jährlich beträchtliche
Zeitverluste. Durch moderne
Sprachdialogsysteme soll sich
das ändern“, sagte Pape.

Audio Search

Der Berliner Sprachdialogex-
perte prognostiziert, dass inno-
vative Sprachanwendungen sich
zu einem ständigen virtuellen
Begleiter für mobile Menschen
entwickeln. Sein Unternehmen
arbeitet an entsprechenden Soft-
ware-Lösungen. Virtuelle per-
sönliche Assistenten sollen dabei
nicht nur per Spracherkennung
Telefonverbindungen herstellen
und das SMS-Diktat auf dem
Handy ermöglichen, sondern in
Verbindung mit einem Service
wie Wikipedia oder Google auf
anspruchsvollere Fragen wie
„Wer war Simone de Beauvoir?“
oder „Wo ist das nächste Star-
bucks-Cafe?“ Antwort geben.

Eine andere Möglichkeit be-
ginne mit einer Textanfrage.
„Auch unter dem Namen ‚Audio
Search’bekannt, durchsucht die-
se Variante Audios nach Sprach-
modulen oder Audiotracks und

transformiert sie in einen durch-
suchbaren Content. Man kann
damit feststellen, an welcher
Stelle in einem Video oder Pod-
cast ein spezielles Themengebiet
erwähnt wird. Firmen können so
archivierte Audio- oder Videoin-
halte in nutzbarere Informatio-
nen umwandeln, während die
Medienunternehmer von der
vereinfachten Nutzung ihrer Ar-
chive profitieren“, führte Meisel
weiter aus. Voice Search ist nach
seiner Ansicht bei all jenen Kate-
gorien anwendbar, die Spracher-
kennungssysteme nutzen, um ei-
nen schnellen Zugang zu Infor-
mationen und Transaktionen zu
bekommen. Durch den Reife-
grad der Sprachtechnologie sei-
en die Systeme mittlerweile für
den Markt verfügbar.

„Vorteilhaft ist, dass durch
Einsatz der Voice Search die Un-
terschiede zwischen den Text-
basierten Anwendungen und den
Voice-Anwendungen immer ge-
ringer werden. Web-basierte An-
wendungen wie beispielsweise
die eMail verdanken einen Groß-
teil ihres Erfolgs der Leichtigkeit
beim Scannen und Durchsuchen
von Texten, um bestimmte Con-
tents und Files zu finden“, resü-
mierte Meisel. Dabei gehe das
Textscannen mittlerweile viel
schneller als das Abhören eines
Voice-File. Spracherkennungs-
systeme könnten Voice Files in
scannbare Texte umwandeln
oder Voice Files mit bestimmten
Inhalten schnell und unkompli-
ziert abrufen. In Anwendungen,
bei denen der Voice Input sofort
in Text umgewandelt werde sei
der Synergieeffekt zwischen den
beiden Formen evident. �
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Papa spart jetzt 150 Euro beim Strom –

und ist wie E.ON Bayern großer Sport-Fan!

Im Rahmen unseres gesellschaftlichen Engagements unterstützen wir den Nach-

wuchs in unserer Region auf dem Weg zu ersten Erfolgen. Beim Fußball – und in

vielen anderen Sportarten.

Sparen Sie 150 Euro beim Strom –
wertvolle Tipps finden Sie im
EnergieSpar-Paket:

www.eon-bayern.com/energiesparen

IFAT 2008 in München:

Sanierung von Kanälen
immer gefragter

Die Reinigung und Sanierung von Abwasserkanälen ist in
Deutschland und Europa ein aufstrebendes Geschäft. Hier
treffen große Potenziale und technische Herausforderungen
auf kompetente Technologieanbieter und versierte Dienstlei-
ster. Auf der Umweltmesse IFAT, die von 5. bis 9. Mai 2008 in
München stattfindet, informieren die Marktführer und Ni-
schenanbieter über die neuesten Verfahren, Produkte und
Dienstleistungen. Darüber hinaus bietet die IFAT auch Fakten
zu den Bedingungen und Bedürfnissen in Auslandsmärkten.

Im Mai trifft sich die interna-
tionale Umwelttechnikszene in
München auf der IFAT, Interna-
tionale Fachmesse für Wasser,
Abwasser, Abfall und Recycling.
Die größte Umweltmesse der
Welt hat im Vergleich zur Vor-
gängerveranstaltung vor drei
Jahren nochmals um 22.000
Quadratmeter auf insgesamt

192.000 Quadratmeter Ausstel-
lungsfläche zugelegt.

Hoher Zuwachs

Einer der Themenbereiche mit
hohem Zuwachs ist die Sanie-
rung, Inspektion, Reinigung und
Wartung von Abwasserkanälen.
Hier wuchs die Standfläche um

knapp 32 Prozent auf 14.500
Quadratmeter. Die positive Ent-
wicklung in diesem Segment
korrespondiert sehr gut mit an-
deren Marktbeobachtungen.

Rückläufiger Kanalneubau

So hat das IKT - Institut für
Unterirdische Infrastruktur (Gel-
senkirchen) - Ende vergangenen
Jahres eine groß angelegte Be-
fragung unter deutschen Ka-
nalnetzbetreibern zum Thema
„Bauinvestitionen Kanalisation“
durchgeführt. Es zeigte sich, dass
der Neubau von Kanälen eine
rückläufige Tendenz aufweist,
während bei der Sanierung mit

Zuwächsen zu rechnen ist. Spe-
ziell der Kanalrenovierung und -
reparatur wird laut IKT im Jahr
2008 mehr Bedeutung zukom-
men.

DWA-Umfrage

Einer Umfrage der Deutschen
Vereinigung für Wasserwirtschaft,
Abwasser und Abfall (DWA,
Hennef) aus dem Jahr 2004 zu
Folge sind bundesweit rund 20
Prozent der etwa 486.000 Kilo-
meter langen, öffentlichen Kana-
lisation kurz- bis mittelfristig
sanierungsbedürftig. Eine IKT-
Studie hat für Nordrhein-West-
falen ermittelt, dass 14 Prozent
der öffentlichen Kanalisation
und neun Prozent der Schächte
schadhaft sind.

Hoher Sanierungsbedarf

Dr.-Ing. Bert Bosseler, Wis-
senschaftlicher Leiter des IKT,
umreißt das wirtschaftliche Po-

tenzial: „Der Sanierungsbedarf
beträgt für Nordrhein-Westfalen
innerhalb der kommenden zwölf
Jahre etwa sechs bis acht Milliar-
den Euro. Rechnet man dies auf
die bundesweite Kanalisation
hoch, kommt man auf Ausgaben
von 33 bis 44 Milliarden Euro.“

Hauptproblem Leckagen

Das Hauptproblem maroder
Kanalleitungen sind Leckagen, die
zum Austritt von Abwasser und -
je nach Lage des Grundwasser-
spiegels - zum Eintritt von Grund-
wasser führen können. Speziell bei
Verkehrsbelastung der Leitung
können auch Probleme mit der
Standsicherheit auftreten. Typi-
sche Schäden sind fehlende oder
verrottete Dichtungsmaterialien
zwischen den Rohren, Lageverän-
derungen der Leitungen, Risse,
Scherbenbildung und Leitungsein-
brüche, Abflusshindernisse durch
eingetragene Fremdkörper sowie
Wurzeleinwuchs.

Bei den Renovierungsverfah-
ren im Hauptkanal ist das
Schlauchlining besonders ver-
breitet. Hierbei wird ein mit
Kunstharz getränkter Kunststoff-
schlauch in den Kanal eingezo-
gen oder eingestülpt. Eine Alter-
native hierzu ist das Close-Fit-
Verfahren, bei dem ein in Längs-
richtung eingefaltetes PE-HD-
Rohr in die alte, gereinigte Lei-
tung eingezogen wird. Wärme
und Druck sorgen dann beim
weiteren Arbeitsablauf dafür,
dass sich der Inliner entfaltet und
sich fast spaltenfrei an die Innen-
wandung des alten Rohres legt.
Bei kleinräumigeren Reparatur-
arbeiten kommen hauptsächlich
Kurzliner und Innenmanschetten
sowie Injektions- und Spachtel-
verfahren zum Einsatz.

Starke Impulse

„Bei der Entwicklung neuer
Verfahren in der Abwassertech-
nik und im Kanalbau sind die
Einflüsse aus gesetzlichen Rege-
lungen von großer Bedeutung“,
sagt Bosseler. „Gegenwärtig gibt
es starke Impulse aus dem Be-
reich der Grundstücksentwässe-
rung. So wird zum Beispiel im
neuen Paragraf 61a des Landes-
wassergesetzes von Nordrhein-
Westfalen erstmalig die Grund-
stücksentwässerung ausdrück-
lich in die Sanierungsplanung
einbezogen. Darüber hinaus
kann im Falle einer ganzheitli-
chen Fremdwassersanierung die
Sanierung privater Leitungen
nach Investitionsprogramm Ab-
wasser NRW gefördert werden.“

Erforderliche Innovationen

Die weit verzweigten Netze
der Grundstücksentwässerung
stellen mit ihren kleinen Nenn-
weiten die Verfahrensanbieter
und Dienstleister vor neue Her-
ausforderungen. Oft erschweren
zum Beispiel Bögen in den Lei-
tungen den Zugang für Reini-
gungs-, Inspektions- und Sanie-
rungsgeräte. Probleme gibt es
auch dort, wo ein Zugang von
oben her nicht oder nur mit er-
heblichem Aufwand geschaffen
werden kann; nämlich unter der
Bodenplatte des Gebäudes. Häu-
fig wurden im Gebäude vorhan-
dene Revisionsöffnungen bei
der Kellernutzung verschlossen
und überbaut, zum Beispiel mit
Wandfliesen, Holzvertäfelungen,
Kachel- oder Laminatfußböden.

Neue Techniken

Aspekte, die Innovationen er-
forderlich machen. „Während im
öffentlichen Bereich der Kanal-
reinigung und -sanierung in den
letzten Jahren eher bewährte Pro-
dukte und Verfahren weiterent-
wickelt wurden, beispielsweise
durch die Modifikation einzelner
Werkstoffkomponenten und Ver-
fahrensschritte, fordert der Be-
reich der Grundstücksentwässe-
rung völlig neue Sanierungstech-
niken, um den speziellen Anfor-
derungen aus kleinen Nennwei-
ten, Bögen und schachtlosen Ver-
zweigungen gerecht zu werden“,
sagt Bosseler. Geschätzte 1,5 Mil-
lionen Kilometer an privaten Ab-
wasserleitungen in Deutschland
lassen die Dimensionen des Sa-
nierungsmarktes allein hierzulan-
de erahnen.

Blick über die Grenze

Beim Blick über die deutschen
Grenzen zeigen sich die EU-Bei-
trittsländer als besonders interes-
sante Märkte. „Diese Länder“, so
Bosseler, „verfügen seit langem
über umfassende Entwässerungs-
strukturen und haben in der Ver-
gangenheit nur wenig in den Er-
halt der Netze investieren können.
Sie bieten jetzt als Teil des EU-
Binnenmarktes gerade in den stark
regionalisierten Märkten des Ka-
nalbaus und der Kanalsanierung
optimale Voraussetzungen für den
Export von Technologien und die
Investition in neue Standorte.“ �
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ENVIRONMENTAL
SOLUTIONS
Die Weltmesse Nummer 1 für Umwelt und Ent-
sorgung bietet Ihnen ein internationales Angebot,
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Marktführer.
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Bayerische Abfall- und Deponietage 2008:

Mineralische Abfälle
und Deponietechnik

Bereits zum neunten Mal in Folge veranstaltete der Förderver-
ein KUMAS in enger Kooperation mit dem Ingenieurbüro Ab-
fallwirtschaft und Umwelttechnik (AU Consult GmbH), dem bi-
fa Umweltinstitut – BIfA GmbH sowie dem Bayerischen Lan-
desamt für Umwelt (LfU) die Bayerischen Abfall- und Depo-
nietage in Augsburg. Neben aktuellen Fragestellungen der Ab-
fallwirtschaft standen bei dieser praxisorientierten Konferenz
Lösungskonzepte und Praxisbeispiele im Zusammenhang mit
dem Abschluss und der Nachsorge von Deponien im Fokus des
Interesses. Begleitet wurde die zweitägige Veranstaltung von ei-
ner Fachausstellung, auf der sich den 300 Fachbesuchern bran-
chenspezifische Unternehmen und Dienstleister präsentierten.

Je nach Abgrenzungskriterium
fallen in Deutschland jährlich et-
wa 250 Mio. Tonnen minerali-
sche Abfälle zur Verwertung an.
Damit stellen sie mengenmäßig
die größte Verwertungsfraktion
überhaupt dar. Diese Verwertung
muss ökologisch sinnvoll und
gleichzeitig wirtschaftlich trag-
bar erfolgen. Bis heute wurden
und werden unterschiedlichste
Aufbereitungsverfahren für un-
terschiedlichste Verwertungsop-
tionen einer Vielzahl von Einzel-
fraktionen - von Bauabfällen bis
zu Müllverbrennungsschlacken -
entwickelt und eingesetzt. Die
rechtliche Situation stellt sich
hierbei kompliziert dar. Am er-
sten Tag der Bayerischen Abfall-
und Deponietage 2008 wurden
die wesentlichen Fachfragen im
Rahmen der Verwertung mine-
ralischer Abfälle, Aspekte zur
kommenden Verordnung und de-
ren Auswirkungen auf die Zu-
kunft diskutiert.

Gewaltiger Mengenstrom

Wie Umweltstaatssekretär Dr.
Marcel Huber eingangs be-
merkte, stünden allein in Bay-
ern 42 Mio. Tonnen Bodenaus-
hub, Straßenaufbruch, Bau-
schutt und Baustellenabfällen
rund 6,3 Mio. Tonnen Hausmüll
und 3,1 Mio. Tonnen Sonder-
müll gegenüber. Damit seien
mineralische Abfälle ein gewal-
tiger Mengenstrom und ein be-
deutender Wirtschaftsfaktor für
Erzeuger wie Abnehmer.

Paradigmenwechsel

Berthold Heuser, REMEX Mi-
neralstoff GmbH, Düsseldorf,
verwies darauf, dass mit dem
Paradigmenwechsel von der ein-
fachen Ablagerung in ausgebeu-
teten Rohstofflagerstätten, Gru-
ben und Deponien zu einer Res-
sourcen schonenden Kreislauf-
wirtschaft zur Mitte der 80er
Jahre es zu einem deutlichen

Anstieg einer funktionstechni-
schen Verbesserung der maschi-
nellen Ausrüstung von Aufbe-
reitungs- und Recyclinganlagen
für mineralische Abfälle ge-
kommen sei. Zudem habe man
einen signifikanten Entwick-
lungsschub bei entsprechenden
Behandlungsverfahren beob-
achten können.

Stand der Technik

Am Beispiel des Baustoff-
recyclings und der Aufbereitung
von MV-Schlacken zeigte Heu-
ser den Stand der Technik und
Entwicklungsoptionen auf. Die
Praxis von 25 Jahren Aufberei-
tung von mineralischen Mas-
senabfällen beweise, dass „nicht
immer alles, was technisch um-
setzbar ist, auch wirtschaftlich
sinnvoll ist“. Darüber hinaus
sollten postulierte „Königswe-
ge“ der Aufbereitung, wenn sie
von der Praxis nicht angenom-
men werden, deutlicher als bis-
her kritisch beleuchtet werden.

Markt für Baustoffe
und MVA-Schlacken

Der jährliche Bedarf von 500
Mio. Tonnen mineralischen
Massenbaustoffen in techni-
schen Bauwerken des Straßen-,
Tief- und Wegebaus sei der
Markt für Recyclingbaustoffe
und MVA-Schlacken, erkärte
Heuser. Bei praxisgerechter und
wie z. B. in Nordrhein-Westfa-
len seit Jahren praktizierter, um-
weltgerechter Bewertung der
stofflichen Beschaffenheit der
mineralischen Sekundärbau-
stoffe, der technischen Einbau-
bedingungen sowie der wasser-
wirtschaftlichen und hydrogeo-
logischen Verhältnisse im Be-
reich der jeweiligen Baumaß-
nahme seien hohe Recycling-
quoten für mineralische Abfälle
auch in Zukunft zu erzielen.

Am zweiten Veranstaltungs-
tag wurde, nach einem Über-

blick über die aktuellen rechtli-
chen Entwicklungen, die Ver-
wertung von mineralischen
Materialien in Gruben und
Brüchen bzw. Deponien aus
rechtlicher, technischer und
fachbehördlicher Sicht disku-
tiert. Dabei kamen auch prakti-
sche Erfahrungen und Konse-
quenzen, gerade auch durch die
laufenden Veränderungen bei
den Anforderungen an die Ver-
wertung, nicht zu kurz.

Abfallbilanz 2006

Zur Deponiesituation in Bay-
ern nahm Karl Johann Drexler
vom LfU Stellung. Von den 56
Deponien im Jahr 2004 und 40
Deponien im Jahr 2005 waren
nach seinen Worten Ende 2006
noch 36 Deponien in der Betriebs-
phase. Bei einigen Deponien er-
folgte keineAblagerung, sie stün-
den aber grundsätzlich zur Verfü-
gung. Dies seien die aktuellen
Zahlen derAbfallbilanz 2006. Ei-
nige Deponien planten auch,
2009 keineAbfälle anzunehmen -
dazu zähle „möglicherweise die
Deponie München Nord-West“.

Die Übersichten der abgela-
gerten Abfallmenge in den Jah-
ren 2003 bis 2006 zeigten, dass
ab 1. Juni 2005 die Ablagerung
behandelbarer Abfälle wegge-
fallen ist, betonte Drexler. Diese
Mengen seien jedoch gering.
Auch die Frage, ob durch die

Sanierung gemeindlicher Müll-
plätze sich die Ablagerungs-
menge erhöht, könne derzeit
nicht beantwortet werden. Zu-
mindest seien es in den vergan-
genen Jahren nur geringe Men-
gen gewesen.

Drexler verwies darauf, dass
die Errichtung neuer Deponien
nach den derzeitigen Prognosen
kurzfristig nicht erforderlich
scheine, „wenngleich regionale
Engpässe größere Transportent-
fernungen erfordern“. Der Aus-
bau an vorhandenen Standorten
werde bereits geprüft, hier seien
neben den möglichenAbfallmen-
gen auch wirtschaftliche Überle-
gungen für die Entscheidung be-
stimmend.

Deponien werden gebraucht

Langfristig könnten allerdings
neue Deponien notwendig wer-
den, wobei die Entwicklung der
Abfallmengen beobachtet wer-
den müsse. Deponien würden
aber in jedem Fall weiter ge-
braucht, umAbfälle einer endgül-
tigen Entsorgung zuzuführen,
„auch wenn es sich um Deponien
unter Tage handelt, denn die voll-
ständige Verwertung ist nicht
möglich, zumindest bei den der-
zeitigen Technologien und Zu-
ordnungswerten“.

Fazit: „Bayern besitzt ein aus-
reichendes Deponievolumen, um
eine umweltgerechte Ablagerung
zu ermöglichen“, so Drexler. Die
Entwicklungen in der Abfallwirt-
schaft blieben abzuwarten. Es be-
stehe die Hoffnung, „dass viel-
leicht im Deponiebereich etwas
Sicherheit eintritt, wenn die inte-
grierte Deponieverordnung und
die Regelungen zur Verwertung
vorliegen“. DK

Landkreistagspräsident Zellner fordert:

Der Bundesgesetzgeber
muss handeln!

Gewerbliche Altpapiersammlung für öffentliche
Abfallentsorger ein „Riesenärgernis“

Mit aller Entschiedenheit wehrt sich der Bayerische Land-
kreistag gegen gewerbliche Altpapiersammler. Seit sich her-
umgesprochen hat, dass mit Altpapier Geld zu verdienen ist,
bieten immer mehr gewerbliche Unternehmen den Bürgern
„Blaue Tonnen“ zur kostenlosen Altpapierentsorgung an.

„Das verhagelt den öffentlichen Abfallentsorgern und ihren
Auftragnehmern die Gebührenkalkulation, ehrenamtlichen
Altpapiersammlungen durch Vereine wird der Boden entzo-
gen. Oder anders ausgedrückt: Gewinne werden privatisiert,
den Kommunen verbleibt das Verlustgeschäft. Das kann so
nicht weiter gehen!“, empört sich der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Landrat Theo Zellner, Cham.

„Der Bürger muss sich bewusst sein, dass er letztlich die Ze-
che zu bezahlen hat“, stellt Zellner fest. Denn die gewerblichen
Unternehmer orientieren sich ausschließlich an der Rentabi-
lität, für den öffentlich-rechtlichen Betreiber bleibt die defi-
zitäre Entsorgung im dünn besiedelten Bereich. Gebührener-
höhungen werden die unausbleibliche Folge sein.

„Angesichts der gewandelten Rechtssprechung macht es kei-
nen Sinn, vor Gericht zu ziehen, nur um letztlich Zeit zu ge-
winnen. Wir brauchen eine Rechtsänderung, die der gegenwär-
tigen „Rosinenpickerei“ einen Riegel vorschiebt“, fordert Zell-
ner vom zuständigen Bundesgesetzgeber. �

Offenes Verfahren im Landkreis Fürstenfeldbruck:

Blaue Tonne für Papier
Das Bayerische Verwaltungsgericht München hat Anfang April
über die Klage eines privaten Entsorgungsunternehmens gegen die
Untersagungsverfügung des Landratsamts Fürstenfeldbruck zur
Aufstellung der Blauen Tonne für Papier verhandelt, aber noch
nicht entschieden. Damit ist der private Entsorger zunächst weiter
daran gehindert, Blaue Tonnen zur Altpapiererfassung im Land-
kreis Fürstenfeldbruck aufzustellen.

Ungeachtet dieses noch offenen
Verfahrens haben noch am glei-
chen Tag weitere private Entsor-
gungsunternehmen damit begon-
nen, den Bürgern im Landkreis
ungefragt Blaue Tonnen vor bzw.
auf das Grundstück zu stellen.
Zum Teil wird dabei wahrheits-
widrig der Eindruck erweckt, sie
würden im Auftrag der Gemein-
den handeln oder mit dem Land-
kreis zusammenarbeiten. Auf-
grund dieser Vorgehensweise
sieht sich derAWB dazu veranlas-
st darauf hinzuweisen, dass es der-
zeit keinerlei Zusammenarbeit mit
einer privaten Firma im Bereich
der Einführung einer Blauen Ton-
ne gibt.

„Häuserkampf“

Bis zu einer abschließenden
Entscheidung des Verwaltungsge-
richts wird das Landratsamt gegen
alle Firmen, die ungefragt mit der
Aufstellung Blauer Tonnen be-
ginnen, entsprechend der bisheri-
gen Praxis gewerblicheAltpapier-
sammlungen Untersagungsver-
fahren einleiten.

Da bereits weitere private Ent-
sorgungsfirmen angekündigt ha-
ben, Blaue Tonnen aufzustellen,
befürchtet Landrat Karmasin dem-
nächst Zustände wie in anderen
Landkreisen, in denen Bürgern
gleich mehrere Blaue Tonnen von
verschiedenen Entsorgern unge-
fragt vor das Grundstück gestellt
wurden. Somit hat auch im Land-
kreis Fürstenfeldbruck der so ge-
nannte „Häuserkampf“ begonnen,
der dazu führt, dass die mit der
Vermarktung von Papier erzielten
Erlöse direkt in die Taschen von
Privatunternehmen fließen, an-
statt zur Entlastung der Abfallge-
bührenzahler beizutragen.

Für den Landkreis Fürstenfeld-

bruck stellen die Papiererlöse
wichtige Einnahmen dar. „Alle
Erlöse, die der Landkreis mit dem
Verkauf des Altpapiers erwirt-
schaftet, kommen unmittelbar den
Gebührenzahlern über niedrigere
Abfallgebühren zu Gute“, stellt
Landrat Karmasin klar. Insoweit
profitiert jeder Abfallgebühren-
zahler von den Einnahmen für
Altpapier, das von den Bürgerin-
nen und Bürgern in den Contai-
nern der kleinen und großen Wert-
stoffhöfe gesammelt wird.

Vorschlag des Landrats

Für den Fall, dass die Entschei-
dung des Gerichts gegen den
Landkreis ausfällt, werden sich
die Kreisgremien bereits über-
nächste Woche mit der Änderung
des Papiererfassungssystems des
Landkreises befassen. Landrat
Karmasin wird den Kreisgremien
in diesem Fall vorschlagen, das
Erfassungssystem zu ergänzen
und selbst die Blaue Tonne zur
Papiererfassung im Holsystem
anzubieten.

Sammeleinrichtungen
weiter intensiv nutzen

Im Interesse gleichbleibend
günstiger Abfallgebühren appel-
liert er an die Landkreisbürgerin-
nen und -bürger, bis zu einer An-
passung des landkreiseigenen Pa-
piererfassungssystems die Sam-
meleinrichtungen des Landkreises
weiterhin intensiv zu nutzen.

Aufgrund zahlreicher Anrufe
von Bürgern betont der AWB,
dass niemand verpflichtet ist, un-
bestellt gelieferte Papiertonnen zu
benutzen oder auf seinem Grund-
stück zu dulden. Die Lieferanten
sind zur Rücknahme ungewollter
Papiertonnen verpflichtet. �
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Seit 1. März elektronische
Versicherungsbestätigung

Versicherungskammer Bayern bietet besondere
Leistungen in der kommunalen Kraftfahrtversicherung

Wer ein Fahrzeug zulassen will, benötigt dazu von seiner Versi-
cherung einen Nachweis über eine Kfz-Haftpflichtversicherung.
Diesen Versicherungsnachweis gab es bislang nur in Papierform.
Seit 1. März 2008 ticken die Uhren anders: Seitdem gilt als Nach-
weis einer Kfz-Haftpflichtversicherung eine siebenstellige Zahlen-
und Buchstabenkombination, kurz die VB-Nummer.

In einem vollständig elektroni-
schen Vorgang werden die not-
wendigen Daten für die An- oder
Ummeldung eines Kraftfahr-
zeugs zwischen Versicherungs-
unternehmen, Kraftfahrt-Bun-
desamt und den örtlichen Zulas-
sungsbehörden papierlos ausge-
tauscht. Damit wird Bürokratie
abgebaut und die Prozesse wer-
den bürgerfreundlicher sowie ef-
fizienter. Und: Nach Angaben
des Gesamtverbands der Deut-
schen Versicherungswirtschaft
lassen sich mit der neuen elek-
tronischen Versicherungsbestäti-
gung jährlich über 340 Tonnen
Papier einsparen.

Kommunales Extranet

Wenn eine Kommune ein
Fahrzeug zulassen möchte, bie-
tet die Versicherungskammer
Bayern ihren Kunden die elek-
tronische Versicherungsbestäti-
gung über das kommunale Ex-
tranet zum Abruf an. Alle Ein-
gaben erfolgen unter www.vkb-
extranet.de unter dem Menü-
punkt „Service/Material“. Im
Anschluss erhält der Nutzer des
Extranets sofort seine neue VB-
Nummer. Mit dieser kann die
zuständige Zulassungsbehörde
dann die Versicherungsbestäti-
gung elektronisch abrufen.

In einer Übergangszeit wird die
VB-Nummer allerdings noch in
den bekannten Versicherungs-
nachweis eingedruckt, da noch
nicht alle Zulassungsstellen elek-
tronisch arbeiten. So bleibt die
Papierform im Einzelfall weiter
gültig. Arbeitet die Zulassungs-
behörde noch traditionell, wird
das Fahrzeug mithilfe der Papier-
form zugelassen. Für diesen Fall
kann ebenfalls im kommunalen
Extranet die bisherige Versiche-
rungsbestätigung mit der neuen
VB-Nummer ausgedruckt wer-
den - und der Zulassung steht
nichts mehr im Weg.

Die Leistungen der kommuna-
len Kraftfahrtversicherung der

Versicherungskammer Bayern
sind besonders auf die speziellen
Bedürfnisse der Kommunen aus-
gerichtet. So bietet der Kommu-
naltarif bei sehr günstigem Bei-
tragsniveau und klarer Tarifstruk-
tur zahlreiche über den marktüb-
lichen Versicherungsschutz hin-
ausgehende Besonderheiten, die
auch für die Haushaltssicherheit
der Kommunen von hoher Be-
deutung sind.

Günstige Beiträge
bei hoher Leistung

Beispielsweise ist die Deckungs-
summe in der Kraftfahrt-Haft-
pflichtversicherung für Personen-,
Sach- und Vermögensschäden
unbegrenzt und - bis auf wenige
Ausnahmen -gilt der Verzicht auf
den Einwand der groben Fahrläs-
sigkeit in der Kaskoversicherung
sowohl gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer als auch dem Fah-
rer. Einen besonderen und bei-
tragsneutralen Schutz gibt es für
Feuerwehrfahrzeuge. Hier ist
die gesamte feuerwehrspezifische
Sonderausstattung, mit Ausnah-
me exponierter elektronischer
Sonderausstattung, mitversichert.

Leistungen im Schadenfall er-
folgen ohne Begrenzung der Ver-
sicherungssumme in der Kraft-
fahrt-Haftpflichtversicherung
auch bei Obliegenheitsverletzun-
gen vor dem Versicherungsfall
(wenn diese von der Kommune
nicht zu verantworten sind);
marktüblich ist in diesen Fällen
die Begrenzung der Leistungs-
pflicht auf die gesetzlichen Min-
destversicherungssummen. Nicht
zuletzt überzeugt der Service im
Schadenfall: Ein bei einem Unfall
nicht total beschädigter Pkw wird
bei einer Reparatur in einer Part-
nerwerkstatt nicht nur abgeholt,
sondern anschließend innen und
außen gereinigt wieder zurückge-
bracht. Während der Reparatur
wird ein Ersatzfahrzeug gestellt
und sogar drei Jahre Garantie auf
die Reparaturarbeit gewährt. �

Für den Verbraucher wird das Sortieren leichter:

Der Grüne Punkt fällt weg -
eine Chance für die Umwelt

Die 5. Novelle der Verpackungsverordnung wird Anfang April
verkündet. Das Engagement des Bundesverbandes für Um-
weltberatung hat sich gelohnt. Das Ergebnis ist ein erster
Schritt für Umwelt und Verbraucher. Für den Verbraucher
wird das Sammeln leichter und für die Umwelt effektiver. Als
einziger Verband hat der Bundesverband für Umweltberatung
e.V. (bfub) eine klare Ansage zugunsten der Wertstofftonne für
Kunststoff, Verbundmaterial und Metalle gemacht. Abgewehrt
ist die Gefahr, dass die haushaltsnahe Getrenntsammlung als
solche zur Disposition steht.

Mit der Novelle ist die recht-
liche Sicherheit gegeben, dass
Kommunen „stoffgleiche Nicht-
verpackungsabfälle gegen ein
angemessenes Entgelt“ im Rah-
men der dualen Systeme ge-
trennt vom Restmüll erfassen
können. Sie erhalten eine Op-
tion, werden aber nicht ver-
pflichtet. Erfolgreiche Pilotpro-
jekte mit gelben Wertstofftonne
wie z.B. in Hamburg und Berlin
könnten damit rechtssicher aus-
geweitet werden.

Neues Sortierverhalten

Daher appelliert der bfub aus-
drücklich an die Kommunen, die
Zeit vor Inkrafttreten der Novel-
le am 1.Januar 2009 frühzeitig
für die Erstellung eines Kon-
zepts zu nutzen und die Frage zu
klären, ob und ggf. welche Wert-
stoffe zukünftig miterfasst wer-
den sollen. Dies gilt insbesonde-
re, wenn neue Verträge anstehen.

Eine Ausweitung des Sam-
melspektrums in der „Gelben
Tonne“ macht auch deshalb
Sinn, weil zukünftig der Grüne
Punkt wegfällt und im Zuge
dieser Veränderung ein neues
Sortierverhalten kommuniziert
werden muss.

Was bedeutet
das Ergebnis konkret?

1.Die Kommunen, genauer ge-
sagt die öffentlich-rechtlichen
Entsorgungsträger haben nun
die Möglichkeit, Abfälle aus
Kunststoff, Verbundmaterialien
und Metall, die jetzt noch im
Restmüll landen, gemeinsam
mit Verpackungen erfassen zu
lassen. Das sind z.B. altes Spiel-

zeug, Werkzeug, Plastikeimer
usw. In der Konsequenz wird
dann -wie bei allen Wertstoffen
üblich- auch bei der Gelben
Wertstofftonne nicht mehr nach
Verpackungen und Nichtver-
packungen unterschieden, son-
dern der Stoff als solcher ist ent-
scheidend. Für den Verbraucher
gibt es dann kein Überlegen und
Zweifeln mehr. Alle Abfälle aus
Kunststoff, aus Verbundmateri-
al und aus Metall dürften in die
Gelbe Tonne bzw. den Gelben
Sack. Wer dies einmal konse-
quent durchgeführt hat, bemerkt
sehr schnell, dass das Sortieren
einfacher ist und kaum noch et-
was für die Restmülltonne übrig
bleibt. Genau diesen Effekt gilt
es zu stärken: Je mehr Abfall
dem Restmüll entzogen und an
der „Quelle“ der Verwertung zu-
geordnet wird, desto größer ist
die Chance für mehr Ressour-
censchutz.

Vorstellbares Entgelt

2.Eine haushaltsnahe Wertstoff-
sammlung verursacht Kosten,
die nicht allein über Verpackun-
gen aufgebracht werden können.
Vorstellbar ist ein Entgelt, das
separat mit dem Entsorger abge-
rechnet wird. Die Höhe des Ent-
geltes ist Verhandlungssache und
in der Verordnung nicht festge-
legt. Da die Gesamtkosten für ei-
ne Gelbe Wertstofftonne in je-
dem Fall unter denen einer Rest-
mülltonne liegen, hätte auch der
Verbraucher einen Vorteil. Sein
Sortieraufwand würde finanziell
belohnt, wenn das Restmüllauf-
kommen und damit die Rest-
müllgebühren gesenkt werden
können.

Anreiz erhöhen

3.Ein positiver Umwelteffekt
kann daher am besten erzielt
werden, wenn das Mindestvo-
lumen für Restabfall geprüft
und ggf. gesenkt und damit der
Anreiz zur optimalen Trennung
erhöht wird. Der öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger
hat nun die Möglichkeit, seine
Optionen abzuwägen und mit
Verhandlungsgeschick Vorteile
für sich, den Bürger und insbe-
sondere für die Umwelt zu er-
zielen.
4.Hinzu kommt, dass der Bun-
desrat die Kennzeichnungs-

pflicht für Verpackungen auf-
gehoben hat. Damit ist das Kenn-
zeichen „Grüner Punkt“ zukünf-
tig obsolet und wird nicht mehr
als Sortierkriterium herangezo-
gen werden können.

Option nutzen

Begründung ist, dass alle Ver-
packungen, die den privaten
Endverbraucher erreichen, ohne
Ausnahme bei einem der inzwi-
schen zahlreichen dualen Syste-
me lizenziert sein müssen. In
Zukunft ist der Grüne Punkt für
den Bürger also nicht mehr exi-
stent und wird nur noch be-
grenzt zu finden sein.

Daher sollten Kommunen die
neue Option der Verordnung zu
einer Motivations- und Infor-
mationskampagne für alle Wert-
stoffe nutzen und damit der
zu erwartenden Verunsicherung
der Bevölkerung frühzeitig ent-
gegentreten. �

Regenerative Energie für München:

Ökostrom aus
Bioabfall

Neue Trockenfermentationsanlage des AWM

Gerade in Zeiten, in denen das Thema Klimaschutz die Schlagzei-
len beherrscht, bildet die neue Trockenfermentationsanlage im
Entsorgungspark Freimann einen Meilenstein im ökologischen
Abfallwirtschaftskonzept desAbfallwirtschaftsbetriebs München
AWM, wie Kommunalreferentin und Erste Werkleiterin Gabrie-
le Friderich bei der Eröffnungsfeier betonte. Mit dieserAnlage sei
er Vorreiter im Bereich derAnlagentechnik für Bioabfälle.

Künftig entsteht aus Münchner
Bioabfällen über das Zwischen-
produkt Biogas sauberer Münch-
ner Biostrom.Auch die Reste der
Bioabfallvergärung können sinn-
voll genutzt werden. Sie werden
zu hochwertiger Blumenerde
verarbeitet.

Trotz der hierfür erforderlichen
Investitionen ist es dem AWM
laut Friderich gelungen, die Müll-
gebühren für die Münchner Bür-
ger auf gleich bleibend niedrigem
Niveau zu halten. Für den städti-
schen Abfallwirtschaftsbetrieb
München stünden nachhaltige
Konzepte, innovative Technologi-
en sowie Umwelt- und Ressour-
censchutz im Mittelpunkt. Der
AWM sei ein sehr gutes Beispiel
dafür, „dass es sich für die Städte
lohnt, um den Erhalt ihrer kom-
munalen Unternehmen zu kämp-
fen und damit die kommunale Da-
seinsvorsorge weiterhin auf ho-
hem Niveau sicherzustellen“.

Bereits 1989 hatte die Landes-
hauptstadt die Weichen zur Ver-
meidung und Verwertung von
Abfällen gestellt. Mit der Ein-
führung des Drei-Tonnen-Sy-
stems in den 90er Jahren wurde
die Voraussetzung für die Verwer-
tung der mengenmäßig stärksten
Fraktionen des Hausmülls ge-
schaffen, nämlich für Restmüll,
Bioabfälle und für Papier. Seither
werden die Münchner Bioabfälle
mit der braunen Tonne flächen-
deckend eingesammelt. Jährlich
erfasst der Abfallwirtschaftsbe-
trieb rund 300.000 Tonnen Rest-
müll, 100.000 Tonnen Papierab-
fälle und rund 40.000 Tonnen
Bioabfälle. Allein für die Erfas-
sung des Biomülls hat der AWM
rund 100.000 Biobehälter bei den
Münchner Haushalten und Ge-
werbebetrieben aufgestellt.

Die Gesamtanlage zur Tro-
ckenfermentation mit nunmehr
zehn Bioreaktoren (Fermentern)
ist in der Lage, zwei Drittel
der Münchner Bioabfälle - rund
25.000 Tonnen - zu verwerten
und damit 375.000 Liter Heizöl
zu ersetzen. Das Biogas wird in
dem integrierten Blockheizkraft-
werk zur Erzeugung von Strom-
und Prozesswärme genutzt. Die
erzeugte Strommenge reicht aus,
um rund 1.600 Münchner Haus-
halte ganzjährig mit Strom zu
versorgen.

Die verschiedenen Verfahren
zur Verwertung von Bioabfall
und Grüngut werden derzeit auf

den Öko-Prüfstand gestellt, wie
Umweltstaatssekretär Marcel Hu-
ber erläuterte. Er wies darauf hin,
dass sich in den vergangenen 15
Jahren die Sammelmenge von
Bioabfall und Grüngut fast ver-
dreifacht hat. „Mit Bioabfall lässt
sich heizen, düngen oder Strom
erzeugen. Zur Optimierung der
verschiedenen Verwertungsver-
fahren wollen wir den zuständi-
gen Kommunen eine praktische
Entscheidungshilfe an die Hand
geben“, machte Huber deutlich.
Die vom Umweltministerium in
Auftrag gegebene Arbeit mit ex-
emplarischen Fallstudien in zwei
Kommunen wird bis Ende des
Jahres vorliegen. Geplant sind da-
zu auch Informationsveranstal-
tungen für die entsorgungspflich-
tigen kreisfreien Städte, Land-
kreise und Zweckverbände. Auf-
tragnehmer ist das bifa Um-
weltinstitut in Augsburg.

Vorteile des Verfahrens

1.Die Technologie der Trocken-
vergärung erfordert einen ge-
ringeren maschinentechnischen
Aufwand als die bisher üblichen
Nassvergärungsverfahren.
2.Verschleiß und Wartungsko-
sten sind gering, da das Gärmate-
rial nicht oder nur grob zerklei-
nert und nicht durchmischt wer-
den muss.
3.Der Energieverbrauch einer
Trockenfermentationsanlage liegt
deutlich unter dem einer Nassver-
gärungsanlage.
4.Die Umwelt und der Abfall-
wirtschaftsbetrieb profitieren da-
von, dass im geschlossenen Ver-
arbeitungsprozess so gut wie kei-
ne Emissionen entstehen.
5.Der mit dem Abbau der Bio-
masse verbundene Ausstoß von
treibhauswirksamen Gasen in die
Atmosphäre wird durch die inno-
vative Technologie der Trocken-
vergärung stark vermindert. Der
Abfallwirtschaftsbetrieb leistet
hierdurch einen beachtlichen Bei-
trag zum Klimaschutz.
6.Durch das regionale Konzept
des Abfallwirtschaftsbetriebes
werden lange Transporte von
Bioabfall vermieden und damit
weitere Emissionen und Energie-
verbrauch.
7.Die Anlage macht den Abfall-
wirtschaftsbetrieb München un-
abhängiger von den Marktbedin-
gungen für die Bioabfallverwer-
tung. DK

bvse und VKS im VKU:

Einsatz für faire
Rahmenbedingungen

Die auf der Grundlage der 5. Novelle der Verpackungsverord-
nung von einigen dualen Systemen erarbeitete Konzeption zur
Ausgestaltung der Gemeinsamen Stelle Dualer Systeme ist
nach Ansicht des bvse (Bundesverband Sekundärrohstoffe
und Entsorgung e.V.) und dem Verband kommunale Abfall-
wirtschaft und Stadtreinigung im VKU nicht geeignet, Ver-
trauen in faire Rahmenbedingungen zu schaffen, wenn sich die
Gemeinsame Stelle wie geplant nur aus den festgestellten Sy-
stembetreibern zusammensetzt.

„Die Gemeinsame Stelle darf keinen Rückschritt in die Urzei-
ten der Verpackungsentsorgung bringen“, warnten bvse-Präsident
Burkhard Landers und der Vorsitzende des VKS im VKU, Dr.
Rüdiger Siechau, nach einem Spitzengespräch der beiden Ver-
bände. bvse und VKS im VKU fordern daher Informations- und
Beteiligungsrechte, um ein transparentes und diskriminierungs-
freies Vergabeverfahren sicherzustellen. Nach Meinung beider
Verbände soll dies mit Hilfe eines Beirats geschehen: Systembe-
treiber auf Auftraggeberseite und Vertreter der kommunalen und
mittelständischen Recycling- und Entsorgungswirtschaft aufAuf-
tragnehmerseite sollten in einem gemeinsamen festen Gremium
arbeiten. Zudem sei es erforderlich, im Nachgang zur Auftrags-
vergabe ein schnelles und unkompliziertes Überprüfungsverfah-
ren durchzuführen, um Zweifel an einer ordentlichen Vertrags-
vergabe auszuschließen.

Diese Forderungen könnten über die Institution eines Beirats
am besten erfüllt werden, da große Entsorger bereits durch ihre
eigenen Dualen Systeme Mitglied der Gemeinsamen Stelle
sind, so die Verbandsrepräsentanten. Dem sei durch eine breite
Interessenwahrnehmung der kommunalen und mittelständi-
schen Entsorgungswirtschaft durch die Vertretung ihrer Bran-
chenverbände zu begegnen. DK

In den vergangenen 15 Jahren:

Altpapier-Sammelmenge
verdoppelt

Umweltstaatssekretär Huber: „Wer Altpapier
sammelt, rettet jährlich einen Baum“

Die Papier-Sammelmenge in den Kommunen hat sich von
1991 auf 2006 insgesamt verdoppelt auf jährlich 83,5 Kilo-
gramm pro Person. Diese Bilanz zog Bayerns Umweltstaatsse-
kretär Marcel Huber heute auf der Jahresmitgliederversamm-
lung der Initiative ‘Pro Recyclingpapier’ in München. Huber:
‘Die Bürgerinnen und Bürger trennen ihren Abfall vorbildlich
und sammeln das anfallende Altpapier extra. So kommen al-
lein in Bayern rund 1 Millionen Tonnen pro Jahr zusammen,
die wieder verwertet werden können. Wenn man bedenkt, dass
eine Tonne Altpapier 13 Bäume entspricht, rettet jeder von uns
durch Altpapier-Sammeln jährlich einen Baum.’ Seit 1991 ist
dem Staatssekretär zufolge die bayerische Wirtschaft um 20
Prozent, die Einwohnerzahl um eine Million gewachsen. Bay-
ern habe dennoch das Abfallaufkommen vom Wirtschafts- und
Bevölkerungswachstum abkoppeln können: Das Abfallauf-
kommen ist seit den 90er Jahren bei etwa 6 Millionen Tonnen
konstant geblieben; die Restmüllmenge von 4,9 auf 2,4 Mil-
lionen Tonnen im Jahr mehr als halbiert.

Voraussetzung für Bayerns hohe Sammel- und Verwertungs-
quoten ist die flächendeckende kommunale und private Infra-
struktur: In Bayern besteht ein Netz von 1.700 Wertstoffhöfen
und 18.000 Containerstandorten sowie 300 Anlagen zur Sor-
tierung und Aufbereitung von Wertstoffen. Wertstoffe wie das
Altpapier sollen auch künftig von anderen Materialien getrennt
gesammelt werden. ‘Es gilt, unsere hohe Altpapierqualität zu
sichern: Je sortenreiner die Qualität, desto höher der Preis und
desto hochwertiger das Recyclingpapier. Die Staatsregierung
hält fest am System der Getrennt-Erfassung, das zudem seit
Jahren stabile Abfallgebühren ermöglicht’, so Huber. Recyc-
lingpapier sei zum einen Ressourcen schonender als Papier aus
frischen Holzfasern und zum anderen habe Altpapier-Recyc-
ling eine weit bessere Ökobilanz als z.B. Altpapier-Verbren-
nung zur Energiegewinnung. �
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Er braucht Wärme.
Und das auch noch
in 70 Jahren.
Geben Sie ihm Behaglichkeit mit Zukunft. Energie aus AQUA SOLEA
steht uns auch in 100.000 Jahren noch zur Verfügung – vorsichtig ge-
schätzt. Somit haben Sie es auch morgen und übermorgen immer schön
warm. Mehr über Energie für die Ewigkeit siehe: www.aqua-solea.com

Energie von AQUA SOLEA exklusiv bei:

Tagung der Europäischen Vereinigung von Sammel- und Verwertungssystemen in Wien:

Plädoyer für Harmonisierung
der Gesetzgebung

Rund 200 Vertreter europäischer Sammel- und Verwertungssy-
steme aus 27 Ländern tagten in Wien, um darüber zu beraten, wie
in Zukunft auf europäischer Ebene noch effizienter Elektroalt-
geräte gesammelt werden können. Veranstaltet wurde die Konfe-
renz vom WEEE Forum - WEEE steht für Waste Electrical and
Electronic Equipment-, einer Non-Profit-Vereinigung von aktuell
42 Sammel- und Verwertungssystemen.

„2,2 Millionen Tonnen Elektro-
altgeräte wurden im Jahr 2007 in
Europa recycelt, rund die Hälfte
davon von Mitgliedsunterneh-
men des WEEE Forums“, berich-
tete Dr. Andreas Röthlisberger,
Präsident des WEEE Forums, an-
lässlich eines Pressegesprächs im
Vorfeld der Konferenz.

Trotz dieser beeindruckenden
Zahlen gebe es aber noch großes
Potenzial, die Rahmenbedingun-
gen zu verbessern: „Speziell Her-
steller von Elektrogeräten, die
Produkte europaweit auf den
Markt bringen wollen, stehen vor
riesigen bürokratischen Hürden,
da sie mit 57 unterschiedlichen
nationalen Umsetzungen der EU-
Elektroaltgeräte-Richtlinie kon-
frontiert sind. Das schreit gerade-
zu nach Harmonisierung“, so

Röthlisberger weiter. Die anste-
hende Revision dieser Richtlinie
sei eine gute Gelegenheit für Ver-
einfachungen wie beispielsweise
die Möglichkeit, dass sich Her-
steller über das WEEE Forum in
allen europäischen Ländern zen-
tral registrieren lassen können.

Überaus wichtig sind für Röth-
lisberger auch Bestrebungen, ein-
heitliche Qualitätsstandards für
die Sammlung und Verwertung
von Elektroaltgeräten zu schaf-
fen: „Einen ersten Erfolg haben
wir hier bei Kühlgeräten erzielt,
für die es nun festgelegte, mit
Herstellern, Sammlern und Recy-
clern abgestimmte Qualitätsstan-
dards bei der Verwertung gibt.
Und noch 2008 wollen wir dieses
Ziel auch bei Bildröhren von
Fernsehern und Monitoren errei-

chen“. Um Behörden standardi-
sierte und vergleichbare Daten
über die Ergebnisse der Verwer-
tung von Elektroaltgeräten liefern
zu können, sei darüber hinaus das
vom WEEE-Forum geschaffene
Auswertungsinstrument RepTool
bereits erfolgreich im Einsatz.

Kühlgeräteverwertung
gegen Erderwärmung

„Die Sammlung und fachge-
rechte Verwertung von Elektro-
altgeräten leistet auch einen be-
deutenden Beitrag zum Klima-
schutz. Allein in Österreich wer-
den mit der Rückgewinnung von
FCKW aus Kühlgeräten jährlich
rund 900.000 Tonnen CO2 ver-
hindert“, erklärte Dr. Helmut Kol-
ba, Chairman System Manager
des WEEE Forums und Ge-
schäftsführer des UFH, Öster-
reichs Marktführer bei der Samm-
lung und Verwertung von Elek-
troaltgeräten. Pro Jahr werden in
Österreich 310.000 Kühlgeräte
verarbeitet, in denen FCKW in

Kühlmitteln und Isolierungen
enthalten sind. Sie haben ein be-
sonders hohes Treibhauspotenzial
(CO2-Äquivalent) von bis zu
14.400, d.h. dass ein Kilogramm
FCKW 14.400-mal stärker zum
Treibhauseffekt beiträgt als ein
Kilogramm CO2.

Nachfrage nach Sekundär-
Rohstoffen boomt

Immer größere Bedeutung er-
langt laut Kolba das Recycling
von Elektroaltgeräten angesichts
der weltweiten Rohstoffknapp-
heit speziell bei Metallen und
Kunststoffen. „Die Nachfrage
nach Sekundärrohstoffen boomt,
bereits jedes zweiteAuto wird aus
recycelten Stoffen erzeugt.“ Be-
sonders Metalle haben Konjunk-
tur, der Preis für eine Tonne Kup-
fer hat sich seit 2005 auf mehr als
8.200 Dollar verdoppelt. Kunst-
stoffe aus Elektroaltgeräten wer-
den entweder als Ersatzbrennstof-
fe genutzt oder fließen bei neuen
Produkten wieder in den Roh-
stoffkreislauf ein.

Österreich war eines der ersten
EU-Länder, das die europäi-
schen Vorgaben in nationales
Recht umgesetzt hat, und zählt
gemessen an den in Verkehr ge-
setzten Elektrogeräten zu den
fleißigsten Sammlern in der eu-
ropäischen Union. Bereits 2006
wurden pro Einwohner 7,65 Ki-
logramm Elektroaltgeräte bei
den Sammelstellen abgegeben
und einer umweltgerechten Ent-
sorgung zugeführt. Diese Ge-
samtsammelmasse entspricht ei-
nem Gewicht von 186 voll bela-
denen Jumbo-Jets.

2007 konnte Österreich diesen
Wert mit einer Sammelleistung
von 8,15 Kilogramm pro Ein-
wohner noch übertreffen. Die
Vorgaben der EU schreiben ein
Sammelziel von 4 Kilogramm
pro Einwohner und Jahr vor. �

Internationale 7. ASA-Abfalltage in Hannover:

MBA-Technologie im Visier
„Die Mechanisch-Biologische Restabfallbehandlung MBA hat
sich in der Abfallwirtschaft etabliert, aber ist das Potential auch
wirklich ausgeschöpft?“ Diese Frage stand hinter dem Titel „Lei-
stungsfähigkeit der MBA“ bei der dreitägigen internationalen
Veranstaltung derArbeitsgemeinschaft StoffstromspezifischeAb-
fallbehandlung ASA in Hannover.

Fast zwei Jahre Betriebserfah-
rungen in 50 bundesdeutschen
MBA Anlagen seit Inkrafttreten
der Technischen Anleitung für
Siedlungsabfall (TASi) zum 1. Ju-
ni 2005 unterstrichen deutlich:
Die MBA-Anlagen sind etabliert
und erfüllen mit 25 ProzentAnteil
an der Entsorgung die ihnen zuge-
dachten Aufgaben. Einen ähnli-
chen Erfolg konnte Herr Confalo-
nieri aus Italien vermelden, wo
mit 13 Millionen Tonnen mehr als
die doppelte Anlagenkapazität im
Vergleich zu Deutschland besteht.

Optimierungspotential besteht
jedoch weiterhin und wird das
Hauptaugenmerk der Entwicklung
sein. Mit Ansätzen zur Steigerung
der Energie-Effizienz, einer feine-
renAufteilung der Stoffströme zur
besseren stofflichen und energeti-
schen Verwertung und für den
Ausbau der MBA zur Stoffstrom-
Managementzentrale zeigte der
ASA-Beirat hier viel versprechen-
de Wege auf.

Großes Interesse fand die um-
fangreiche „Praktikersession“:
Alle wesentlichen Technologien
und Verfahren (MBA, MPS me-
chanisch physikalische bzw. bio-

logische Stabilisierung MBS, aer-
obe und anaerobe Nachbehand-
lung) wurden anhand von Erfah-
rungsberichten von Anlagenbe-
treibern vorgestellt - durchaus
auch mit den Schwierigkeiten,
mit denen die Anlagen zu kämp-
fen hatten. Ergänzt wurden die
Anlagenberichte durch eine Rei-
he von Vorträgen zum prakti-
schen Anlagenbetrieb wie Brand-
vorsorge, Reinigung, Wartung,
Korrosionsprobleme, Abluftbe-
handlung, Betriebsoptimierung
und Schulung des Betriebsperso-
nals. Einmal mehr wurde darauf
verwiesen, dass nur eine entspre-
chende Aufbereitung und Qua-
litätssicherung die Vermarktung
für die heizwertreiche Fraktion
langfristig sichert.

Auch die Einbindung der
MBA Technologie in das abfall-
wirtschaftliche Umfeld bis hin zu
politischen Entwicklungen bei
der EU-Kommission kam nicht
zu kurz. DieAuswahl der Refera-
te unterstrich das Ansinnen der
ASA, sich auch der Klimadiskus-
sion zu stellen. So erläuterte Dr.
Manfred Stock vom Potsdamer
Institut für Klimafolgeforschung

eindrucksvoll die Klimaverände-
rung und unterstrich die Verbin-
dung von Klimaschutz und Ab-
fallwirtschaft.

Dr. Uwe Lahl, der zum Emis-
sionsgeschehen in biologischen
Abfallbehandlungsanlagen aus
der Sicht des Umweltministeri-
ums Stellung nahm, betonte, dass
an der Abluftbehandlung in
MBAs mittels der Regenerativen
Thermischen Oxidation RTO der-
zeit kein Weg vorbeiführt. Dr.
Cuhls stellte dar, dass prinzipiell
auch die Ökobilanz für die RTO
spricht. Da diese noch nicht den
Anforderungen entsprechen, wird
die ASA Gespräche mit den Her-
stellern aufnehmen, um eine Wei-
terentwicklung zu koordinieren.
Einige Hersteller haben bereits
ihr Interesse bekundet.

Der zuständige Sachbearbeiter
für biologische Abfälle bei der
EU-Kommission stellte dar, wo
und wie sich der Stand der Tech-
nik in der biologischen Abfallbe-
handlung künftig in die Richtlinie
zur integrierten Vermeidung und
Verminderung von Umweltver-
schmutzung widerspiegelt. Zu-
dem erläuterte er den aktuellen
Stand der Überarbeitung der Ab-
fallrahmenrichtlinie. Hier prüft
die EU-Kommission derzeit die
Notwendigkeit einer eigenständi-
gen rechtlichen Regelung zum
biologischen Abfallstrom. DK

Aqua Solea -
unerschöpfliche Energie
Die natürlichen Ressourcen nehmen ab. Fossile Energieträ-
ger wie Erdöl und Ergas können den weltweit steigenden En-
ergiebedarf langfristig nicht mehr decken. Schmerzlich
sichtbar wird das schon jetzt durch die drastisch gestiegenen
Heizöl-, Gas- und Kraftstoffpreise. Dazu belasten die fossilen
Brennstoffe die Umwelt und das Klima ganz erheblich.
Alternativen sind also dringend notwendig.

Und es gibt sie. Die Natur stellt die Energie, die der Mensch
benötigt, in Hülle und Fülle zur Verfügung. Es liegt an ihm, sie
mit der richtigen Technik nutzbar zu machen, ohne das Öko-
system zu stören oder weiter zu belasten.

Aqua Solea ist unerschöpfliche Energie und behagliche
Wärme, bei der sich auch die Umwelt wohl fühlt. Und jeder
einzelne kann sich doppelt gut fühlen. Denn gegenüber her-
kömmlicher Heiztechnik spart er viel Geld aufgrund der we-
sentlich niedrigeren laufenden Kosten.

Und da sich jeder Bürger seine Energie gleichsam selbst
holen kann, ist er fast unabhängig von den Weltmarktprei-
sen für fossile Brennstoffe mit all den Unwägbarkeiten be-
züglich schwankendem Angebot und unvorhersehbaren
Wechselkursen.

Drei Vertriebspartner

Kein Wunder, dass alternative Energien voll im Trend lie-
gen. Darum hat es sich auch die Bayerische Landessiedlung
GmbH gemeinsam mit ihren Partnern Infraplan und Eiwobau
Real Estate zur Aufgabe gemacht, die Marke Aqua Solea ei-
nem großen Kundenkreis zugänglich zu machen. Dabei kon-
zentriert sich Aqua Solea insbesondere auf die oberflächenna-
he Geothermie, die speziell in Einfamilienhäusern, Doppel-
häusern und Wohnanlagen zum Einsatz kommt.

Neubauten der Bayerischen Landessiedlung, von Infraplan
und Eiwobau Real Estate lassen sich auch mit Blockheizkraft-
werk (BHKW) und Photovoltaik-Anlage ausrüsten - sie
gehören je nach Objekt und Modell den Käufern selbst oder
werden angemietet. Darüber hinaus werden kommunale Ein-
richtungen optimiert, in dem sie mit neuen Technologien nach-
gerüstet oder bei Neubauten zukunftsorientiert konzipiert wer-
den. Interessant wird dies für die Kommunen durch unter-
schiedliche Modelle von Contracting bis Leasing.

Natürlich können diese Energieformen nur angeboten
werden, soweit es den gesetzlichen Bestimmungen ent-
spricht und die technischen und geologischen Voraussetzun-
gen gegeben sind. �
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Kleiner Wendekreis.
Große Möglichkeiten.
Der neue Mercedes-Benz Unimog U 20.
Kompakt, wendig und günstig in Anschaffung und Unterhalt. Gerade wenn’s eng wird,

zeigt der neue Unimog U20 wahre Größe. Ein echter Mercedes-Benz Unimog bis

7,5 bzw. 8,5 t – wie gemacht für kommunale Einsätze, ob Bauhof oder Garten- und Land-

schaftsbau. Jetzt bei Ihrem Unimog-Partner. www.mercedes-benz.com/neuer-U20

Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG

Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt

Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.bassewitz.de

Carl Beutlhauser GmbH & Co. KG

Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach

Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.beutlhauser.de

Henne-Unimog GmbH

Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten

Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127

E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com

Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge

Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm

Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410

E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com

Internet: www.wilhelm-mayer.com

Der neue Unimog U 20 live!
5.–9. Mai 2008,
München, Halle C4, Stand Nr. 319IFAT
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Die neu gegründete „Stiftung Unimog-Museum“ läuft an und
wächst dank Zustiftungen. Von links: Michael Wessel, Dr. Ro-
man Glaser, Vorstandsvorsitzender Volksbank Baden-Baden.
Rastatt, Christina Palma Diaz, Siegfried Burow, Stefan und
Evi Schwaab sowie Werner Magin, Vorstandsvorsitzender
Sparkasse Gaggenau-Kuppenheim. ��

Stiftung Unimog-Museum gegründet:

Gesicherte Basis für
die Zukunft

Gaggenau. Noch vor dem zweiten Geburtstag des Unimog-Mu-
seums stellen die engagierten Museums-Macher Weichen für
die Zukunft: durch die Gründung einer eigenen Stiftung, so ei-
ne Pressemitteilung des „UM“. Nach einer Präsentation vor
Sponsoren und ehrenamtlichen Helfern sollen nun Zustiftun-
gen erfolgen.

Den Grundstock in Höhe von
10.000 Euro legte Stefan
Schwaab, 1. Vorsitzender des
Vereins, zusammen mit seiner
Frau Evi, bereits Ende 2007.
Weitere 15.000 Euro wurden
durch die Betreibergesellschaft
stellvertretend für 120 aktive
Ehrenamtliche eingezahlt. Auf
dieser finanziellen Basis erteilte
das Regierungspräsidium Karls-
ruhe im vergangenen Dezember
die Ernennungsurkunde für die
„Stiftung Unimog-Museum“.
Auch die beiden Banken vor
Ort, die Sparkasse Gaggenau-
Kuppenheim sowie die Volks-
bank Baden-Baden.Rastatt sind
mittlerweile Stifter, jeweils mit
3.000 Euro.

Aufbau von
Stiftungskapital

Das Besondere der Stiftung,
so Schwaab, sei der Aufbau von
Stiftungskapital, das angelegt
werde, um allein durch den Er-
trag zum Beispiel neue Projekte
zu finanzieren: „Unser Ziel ist
ein großer Stiftungsfonds, damit
wir über viele Jahre ein attrakti-
ves Museum garantieren kön-
nen.“

Der Vorstand

Den Vorstand der neuen Stif-
tung bilden Stefan Schwaab als
1. Vorsitzender, Siegfried Bu-
row sowie Michael Wessel. Im

Beirat sind Alfons Braun, Ri-
ta Eberle, Gaggenaus Oberbür-
germeister Christof Florus, die
Geschäftsführerin des Unimog-
Museums, Christina Palma
Diaz, Georg Pfeffer sowie
Andreas Renschler, Vorstands-
mitglied der Daimler AG ver-
antwortlich für den Nutzfahr-
zeugbereich.

Mit diesem Team hat man
Schwaab zufolge sowohl ehren-
amtliche Helfer für die Stif-
tungsarbeit gewinnen können
als auch wichtige Mandats-
träger und Persönlichkeiten
wie Florus und Renschler. Wei-
tere Informationen zur Stiftung
stehen im Internet: www.uni-
mog-museum.de

Zusätzlicher
attraktiver Baustein

Mit einem speziellen Flyer
wird für die Stiftung geworben.
Wer mindestens 1.000 Euro
zahlt, wird als neuer Zustifter
aufgenommen und mit seinem
Namen an einer Museumstafel
verewigt. Jedes Jahr sollen so
die Stifter gewürdigt werden.
Aber auch kleinere Spenden
seien weiterhin herzlich will-
kommen, führte Stefan Schwaab
aus. Schließlich bestehe der
Verein Unimog-Museum mit
seinen wichtigen Aktivitäten
fort. Die Stiftung bilde vielmehr
einen zusätzlichen attraktiven
Baustein. �

Auf diesem weitläufigen Areal erstrahlt der Bauhof des Land-
kreises Rosenheim in neuem Glanz. ��

Landratsamt Rosenheim:

Leistungsstarker Bauhof
Neu und modern präsentiert sich der Bauhof des Landkreises
Rosenheim. Mit einer Gesamtfläche von 12.000 m² bei der Zen-
trale in Riedering und 6.000 m² bei derAußenstelle Wasserburg
zählt er zu den modernsten und leistungsstärksten Bauhö-
fen Süddeutschlands. Nach seinem Umbau erstrahlen der Ver-
waltungstrakt mit Kfz-Werkstatt und Schreinerei, die LKW-
Halle mit Magazin und Stramotlager, die Halle für Verkehrs-
beschilderung und Bauunterhalt sowie zwei weitere offene Un-
terstellhallen im neuen Glanz.

Das besondere ist dabei auch
der Einsatz von Holz sowohl als
Baustoff als auch als Energieträ-
ger. Die Konzentration auf den
Werkstoff Holz war für einen
Landkreis mit ausgeprägter
Forst- und Holzwirtschaft nahe-
liegend. Mit der ansprechenden
Holzbauweise heben sich die
Gebäude wohltuend von übli-
chen Zweckbauten ab.

Insgesamt 5,4 Millionen Euro
investierte der Landkreis in den
Aus- und Umbau. „Mit diesem
modernen Standard schuf der
Landkreis die Voraussetzung für
einen zeitgemäßen und effizien-
ten Arbeitsablauf. Für unsere
Mitarbeiter ist die herausragen-
de Ausstattung ein Zeichen der
Wertschätzung ihrer Tätigkeit“,
so der Leiter des Bauhofs Lothar
Schüsselbauer. Insgesamt 60 Mit-
arbeiter betreuen von dort aus 360
Kilometer Kreisstraßen.

Große Herausforderungen
an den Winterdienst

Die Straßen des 247.000 Ein-
wohner starken Landkreises Ro-
senheim unterliegen dabei unter-
schiedlichsten äußeren Bedin-
gungen. Das Höhenprofil der Re-
gion reicht von etwa 420 m bis
knapp 1500 m, dabei wechseln
schneereiche Gebiete des Voral-
penlandes mit Niederregionen ab.
Dies stellt den Winterdienst, der
durchschnittlich von Oktober bis
April im Einsatz ist, vor eine
große Herausforderung. Aber
auch die Umleitstrecken zweier
Bundesautobahnen sowie 140
Brückenbauwerke gehören zum
Aufgabengebiet des Bauhofs.

Vollelektronisches
Salzmanagement

Zur rationelleren Abwicklung
wurde der Winterdienst inzwi-
schen bei allen zwölf Fahrzeugen
auf den Ein-Mann-Betrieb umge-
stellt. Außerdem erfolgt das Salz-
management über eine deutsch-
landweit einmalige vollelektroni-
sche Siloanlage mit Lastzellensy-
stem aus emaillierten Stahl; da-
durch ist die Salzbefüllung im
Ein-Mann-Betrieb möglich.

Auch während der Sommer-
monate gibt es für die Mitarbei-
ter des Bauhofs eine Menge zu
tun. Die kompletten Mäharbei-
ten im Bankettbereich entlang
des gesamten Kreisstraßennet-
zes werden mit einem Mulag-
Gespann sowie einem Schlep-
per mit Vorbaugerät abge-
wickelt. Außerdem betreut der
Bauhof Badeplätze, erledigt
Holzarbeiten in den landkreisei-
genen Wäldern und kümmert
sich um Außenanlagen sowie
Handwerksarbeiten im Innenbe-
reich der 22 Landkreisschulen
sowie des kreiseigenen Schlos-
ses Hartmannsberg.

Eine weitere Besonderheit im
Aufgabenfeld des Landkreisbau-
hofs ist die Asphaltierung der
Fahrbahnen im Rahmen des
Straßenunterhalts mit einem As-
phaltfertiger. So verbaute der
Bauhof im vergangenen Jahr
knapp 4.000 t Asphalt im Kreis-
straßennetz. Im Streckenunterhalt
erneuert der Landkreis durch-
schnittlich 15 km zum Beispiel in
Form einer Oberflächenbehand-
lung und Erneuerung von As-
phaltflächen. �

Sicherheit
im Omnibus

Gewerbeaufsichtsamt der Regierung der Oberpfalz
überprüft Busunternehmen

Täglich benutzen eine Vielzahl
von Schülern, Arbeitnehmern,
Urlaubern und sonstigen Fahr-
gästen das Transportmittel Om-
nibus, denn es ist pünktlich,
günstig und sicher. Und jeder
erwartet einen freundlichen
und ausgeruhten Busfahrer der
jedoch oft mit Termindruck,
vollen Straßen, ungünstigen
Witterungsbedingungen und
den Kundenwünschen zu-
rechtkommen muss. Um Un-
fälle, ausgelöst durch über-
müdete Fahrer, zu vermeiden,
hat der Gesetzgeber die An-
forderungen an die Lenk- und
Ruhezeiten verschärft.

Planung im Visier

Im Rahmen einer bayernwei-
ten Überprüfungsaktion werden
von April bis September auch
Busunternehmen in der Ober-
pfalz durch das Gewerbeauf-
sichtsamt der Regierung aufge-
sucht, um die Einhaltung der ge-
setzlichen Bestimmungen zu
überprüfen. Dabei wird ein gro-
ßes Augenmerk auch auf die Pla-
nung der durchgeführten Fahrten
gelegt. Denn oft sind schon im
Vorfeld Abweichungen von den
Vorschriften über Lenk- und Ru-
hezeiten erkennbar.

Lenk- und Ruhezeiten

Die seit 2007 geltenden ver-
schärften Vorschriften lassen für
Omnibusfahrer eine tägliche
Lenkzeit von neun Stunden und
zweimal in der Woche von zehn
Stunden zu. Gleichzeitig sind
die Bestimmungen der Tages-
ruhezeit einzuhalten, die grund-
sätzlich 11 Stunden vorsehen,
allerdings darf dreimal pro Wo-

che auf bis zu neun Stunden
verkürzt werden. Neu sind auch
die Anforderungen an die Wo-
chenruhezeiten. Fahrer müssen
jede Woche eine 45-stündige
Ruhezeit erhalten, die höchstens
jede zweite Woche auf 24 Stun-
den verkürzt werden darf.

Erfassung der Tätigkeiten

Neuerungen gibt es auch bei
der Erfassung der Tätigkeiten
des Fahrpersonals. Während
Omnibusse, die älter als zwei
Jahre sind, noch ein analoges
Kontrollgerät mit einer Tacho-
scheibe als Aufzeichnungsme-
dium besitzen, sind neue Busse
mit einem digitalen Kontroll-
gerät ausgerüstet.

Digitales Kontrollgerät

Dieses System wird mit einer
Fahrerkarte in Scheckkartenfor-
mat betrieben, auf dem sich alle
Tätigkeiten des jeweiligen Fah-
rers wiederfinden. Die gespei-
cherten Daten sind vom Unter-
nehmen regelmäßig auszulesen
und ermöglichen bei Straßen-
und Betriebskontrollen eine
lückenlose Überprüfung aller
Lenk- und Ruhezeiten.

Neue Broschüre

Rechtzeitig zum Start der
Omnibusaktion ist ein neues
Faltblatt zu den Sozialvorschrif-
ten im Straßenverkehr durch
das Bayerische Staatsministeri-
um für Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz aufge-
legt worden.
Die Broschüre ist im Internet
unter www.stmugv.bayern.de
zu finden. ��

Blick in die großzügig gestaltete Kfz-Werkstatt mit angrenzen-
der Schreinerei. ��
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7,48Mrd. neue Kredite
an Unternehmen und Selbständige
10,7%mehr als 2006

123,5Mrd. Euro Kundeneinlagen
3,8%mehr als 2006

Steigende Geldvermögensbildung

Moderne Finanzdienstleistungen für alle
und überall

Statt schneller Gewinne
verlässliche Geschäftsbeziehungen

Erfolgsbilanz 2007
der bayerischen Sparkassen

Bayerische
Sparkassen

Sicher. Stab
il. Beständi

g.

Sparkassen. Gut für Bayern.

Ein gebrauchtes Fahrzeug der Würzburger Stadtreiniger wird
demnächst in Würzburgs Partnerstadt Mwanza seinen Dienst
aufnehmen. Freude bei: Musa Kaboni (4.v.l.), stellvertreten-
der Feuerwehrchef Mwanza, Michael Stolz (5.v.l) vom
M.W.A.N.Z.A. e.V., Tobias Bujiku, Cityingenieur der Stadt
Mwanza, Oberbürgermeisterin Dr. Pia Beckmann (4.v.r.),
Kommunalreferent und Werksleiter Wolfgang Kleiner (3.v.r.)
und Franz-Josef Hench, Leitender Branddirektor der Würz-
burger Berufsfeuerwehr (rechts). Foto: Christian Weiß

Ein Müllfahrzeug für
Partnerstadt Mwanza

Übergabe durch Würzburgs OB Dr. Pia Beckmann
und Werkleiter Wolfgang Kleiner

Das Fahrzeug wird im Frühjahr 2008 nach nunmehr 15 Jahren
Einsatz bei der Stadt Würzburg durch eines modernes umwelt-
freundliches Fahrzeug ersetzt. Das außer Betrieb gestellte drei-
achsige Fahrzeug verfügt über einen Müllpressaufbau mit einem
Volumen von 20 Kubikmetern (entspricht rund 11,7 Tonnen
Nutzlast) und eine Schüttung zur Behälterentleerung.

Mit der Spende des Müllfahr-
zeuges unterstützt die Stadt
Würzburg unter anderem die
ordnungsgemäße Entsorgung
der Krankenhäuser und medi-
zinischen Einrichtungen in ihrer
Partnerstadt.

Damit in Mwanza ein ord-
nungsgemäßer Betrieb, eine fach-
kundige Wartung und Reparatur
sichergestellt ist, absolviert der-
zeit Thobias Bujiku, Trans-
port Office Mwanza City, ein
dreiwöchiges Praktikum im städ-
tischen Fuhrpark.

Spezielle Einweisung

Bujiku wird in den Werkstatt-
betrieb des städtischen Fuhr-
parks im Betrieb „Die Stadtreini-
ger“ eingebunden und speziell
in die Bedienung und Technik
des Müllfahrzeuges eingewie-
sen. Dies umfasst die komplette
Fahrzeugtechnik (Hydraulik und
Elektrik) vom Fahrgestell über
den Müllpressaufbau bis zur
Schüttung. Auch werden techni-
sche Informationen in englischer
Ausfertigung mit übergeben. Die
technische Betreuung des Fahr-
zeuges in Mwanza ist somit für
die Zukunft sichergestellt.

Logistische Abläufe

Darüber hinaus lernt Bujiku
auch die organisatorischen und
logistischen Abläufe des Fuhr-
parks und derAbfallsammlung in
Würzburg kennen.

Für die Unterstützung bei der
Abwicklung und dem Transfer
des Fahrzeuges nach Mwanza be-
dankt sich die Stadt Würzburg
beim Verein M.W.A.N.Z.A. e.V.
und dessen Vorsitzenden, Micha-
el Stolz.

Ausgleich von Lebenschancen

Der Verein M.W.A.N.Z.A.
e.V. steht für: Menschen aus
Würzburg Arbeiten für Nachhal-
tiges Zusammenwirken mit un-
serer Afrikanischen Partnerstadt.
Er wurde am 24. Mai 2000 ge-
gründet. Zweck des Vereins ist
die Verbesserung der Lebensbe-
dingungen, der Ausgleich von
Lebenschancen und das nachhal-
tige Zusammenwirken mit Ein-
richtungen und Menschen in
und um Würzburgs afrikanische
Partnerstadt Mwanza.

Baldige Überführung

Die Überführung des Fahrzeu-
ges nach Mwanza erfolgt bald-
möglichst. Die Transportkosten
werden mit staatlichen Zuschüs-
sen gedeckt.

Bei dem Transport wird auch
ein Prüfstand fürAtemschutzgerä-
te dabei sein, den die Würzburger
Berufsfeuerwehr gespendet hat.
Auf dem Gerät, in das sich der
Stellvertretende Feuerwehrchef
der Stadt Mwanza, Musa Kaboni,
derzeit einweisen lässt, können al-
le Atemschutzgeräte überprüft
und eingestellt werden. �

Eine besondere Werbung:

Löschfahrzeug auf Schienen
Eine spektakuläre Maßnahme macht auf das 150-jährige Be-
stehen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Würzburg auf-
merksam. Ein Straßenbahnzug der Würzburger Straßenbahn
GmbH (WSB) rollt seit kurzem im Design eines Löschfahrzeu-
ges durch die Stadt und wirbt unter anderem für Nachwuchs.

Innerhalb von vier Tagen be-
klebten Spezialisten einer Burg-
haslacher Firma zusammen mit
Feuerwehrleuten einen 32,5 Me-
ter langen Straßenbahnzug der
WSB. Über 429 Quadratmeter
Spezialfolie machen das schwe-
re Gefährt mit 64 Tonnen Ge-
samtgewicht zum „Eye-Catcher“
auf Würzburgs Straßen. Der Zug
wurde liebevoll bis ins Detail ge-
staltet - sogar Blaulichter wurden
montiert.

Identifikationsobjekt

Vereinsvorsitzender Christian
Schulz, der die Aktion ins Leben
rief, wies darauf hin, dass die
Straßenbahn bewusst als Feuer-
wehrfahrzeug gestaltet wurde.
Sie solle „ein Identifikationsob-
jekt für die Bürger mit ihrer Feu-
erwehr“ sein. Außerdem soll der
internationale Notruf 112 weiter
bekannt gemacht werden.

Im vorderen Bereich der Stra-
ßenbahn ist ein Schaumrohran-
griff unter schwerem Atem-
schutz zu sehen. Darüber steht
die Information „Unsere Freizeit
für ihre Sicherheit“. Der Mittel-
teil des Zuges ist der „Feuer-
wehrfamilie“ gewidmet: Er zeigt
Aktive der Würzburger Wehr
und macht deutlich, dass Ju-
gendliche und Frauen als gleich-
wertige Mitglieder angesehen

werden. Der Spruch „Wir fördern
den Nachwuchs“ soll Jugendliche
dazu anregen, sich in der Feuer-
wehr zu engagieren. Im hinteren
Bereich des Schienenfahrzeuges
ist ein modernes Mercedes-
Löschfahrzeug LF 10/6 abgebil-
det und bietet Einblick in die um-
fangreiche Beladung. Für min-
destens ein Jahr wird der unge-
wöhnliche Straßenbahnzug ge-
nau durch die Stadtteile fahren, in
denen die Löschzüge der Freiwil-
ligen Feuerwehr Stadt Würzburg
beheimatet sind. DK

Erfreuliches Jahr für
den BayWa-Konzern
Agrargeschäft florierte / Steigerungen bei Umsatz

und Ergebnis im Jahr 2007
München. Trotz eines schwierigen wirtschaftlichen Umfelds
hat der Mischkonzern BayWa im vergangenen Jahr seine
Marktposition weiter verbessert. Bei der Bilanzvorlage in
München berichtete der scheidende Vorstandschef Wolfgang
Deml, dass der Umsatz 2007 um 1,3 Prozent auf 7,3 Milliarden
Euro gestiegen ist. Der Jahresüberschuss erhöhte sich um ein
Viertel und erreichte bei knapp 72 Millionen Euro eine neue
Höchstmarke.

Die Bilanzsumme stieg wegen
höherer Bestände im Agrarbe-
reich von 2,8 auf 3,1 Milliarden
Euro. Demls Gesamturteil: „Ein
erfreuliches Jahr für den Kon-
zern, unsere Ziele wurden deut-
lich übertroffen“.

80 Prozent höherer Gewinn

Der Boom im Agrarsektor
brachte in diesem Segment eine
Umsatzsteigerung um über 16
Prozent auf 3,3 Milliarden Eu-
ro. Der Gewinn schoss um 80
Prozent auf 47 Millionen Euro
nach oben. Der Grund war vor
allem die starke Nachfrage nach
Getreide. So wurde Getreide im
vergangenen Jahr um 74 Pro-
zent, Mais um 56 Prozent und
Raps um 53 Prozent teurer. Um
gegen starke Preisschwankun-
gen an den Rohstoffmärkten
gewappnet zu sein, erhöhte die
BayWa ihre Lagerbestände
deutlich.

Die Sparte Technik erreichte
nicht ganz die vorjährigen Ver-
kaufszahlen, da viele Landwirte
wegen der Mehrwertsteueranhe-
bung Investitionen in das Jahr
2006 vorgezogen hatten. Außer-
dem bremsten längere Lieferzei-
ten und sogar Lieferengpässe der
Industrie den Absatz. So erzielte
die Sparte mit 736 Millionen Eu-

ro einen Umsatz, der um 3,7 Pro-
zent unter dem Vorjahr lag. Der
Absatz von Traktoren und Kom-
munalfahrzeugen blieb im we-
sentlichen auf Vorjahreshöhe.
Die Werkstättenoptimierung wird
laut Deml fortgesetzt, die Ziel-
struktur 2009 liegt bei 76 Ser-
vicezentren und 135 Servicesta-
tionen.

Bau und Energie

In den anderen Geschäftsbe-
reichen wie Bau und Energie
und sonstigen Handelsaktivitä-
ten wurden die Vorjahreszahlen
nicht erreicht. Im Baugeschäft
machte sich besonders der Weg-
fall der Eigenheimzulage be-
merkbar, die Zahl der Bauanträ-
ge liegt derzeit, so Deml, auf
dem Niveau von 1946, „das ist
der niedrigste Stand, der je in
der Bundesrepublik erreicht
wurde“. Der Umsatz im Sektor
Bau ging um fünf Prozent auf
1,7 Milliarden Euro zurück. Im
Energiehandel sank der Umsatz
sogar um 15 Prozent auf 1,8
Milliarden Euro. Für den Rück-
gang machte Deml vor allem
den hohen Ölpreis und die star-
ken Preisschwankungen verant-
wortlich.

In der Sparte Bau und Garten-
markt wurden 14 unprofitable

Standorte geschlossen und zwei
Märkte in Fürth und Pfarrkir-
chen neu eröffnet.

Elf Marktoptimierungsprozes-
se sind abgeschlossen. Insge-
samt erzielten die Gartenmärkte
des Konzerns ein Umsatzplus
von knapp sechs Prozent auf 443
Millionen Euro.

Lutz folgt auf Deml

Konzernchef Wolfgang Deml,
der nach fast 20 Jahren an der
Spitze des Unternehmens in den
Ruhestand geht, sieht auch
für das laufende Geschäftsjahr
gute Chancen für die Fortsetzung
des profitablen Wachstumskurses.
Er übergibt seinem Nachfolger
Klaus Josef Lutz, bis vor kurzem
Leiter des Süddeutschen Verlags,
ein wirtschaftlich gesundes Un-
ternehmen mit über 16000 Mit-
arbeitern. Deml kündigte ab-
schließend ein „phänomenales
erstes Halbjahr 2008“ an, gerade
zeichne sich ab, dass Januar, Fe-
bruar und März das erfolgreich-
ste erste Quartal in der 85-jähri-
gen Firmengeschichte markieren
werden. Der Hauptversammlung
der BayWa Ende Mai wird er-
neut eine Dividendenerhöhung
von 30 auf 32 Cent je Aktie vor-
geschlagen. E. Scholl

Würzburger Unternehmen
unterstützen die Stadtreiniger

Die Stadtreiniger konnten vor kurzem ein neues Dienst-
fahrzeug in Betrieb nehmen, das vollständig über Wer-
bung finanziert wurde. Es handelt sich dabei um einen
Kleinwagen der Marke Smart. Insgesamt neun Firmen
sind auf der fahrenden Litfasssäule präsent. Dieses Fahr-
zeug ist ein lebendiges Beispiel für die Identifikation von
ortsansässigen Unternehmen mit der Stadt Würzburg.

Der Smart wird täglich für dienstliche Fahrten (Kundenbe-
suche, Außendiensttätigkeiten, Kontrollfahrten, etc.) des Be-
triebes „Die Stadtreiniger“ im Stadtgebiet eingesetzt. Zustande
kam diese Partnerschaft durch die Firma MOBIL - Sport und
Öffentlichkeitsarbeit aus Neustadt an der Weinstraße.

Das Fahrzeug fährt die nächsten fünf Jahre als rollende Lit-
fasssäule durch Würzburg. Anschließend geht das Fahrzeug in
das Eigentum der Stadtreiniger. �

Landtechnische Spitzenforschung:

Sicherung des Agrarstandorts
Die landtechnische Spitzenforschung ist für die Sicherung des
Agrarstandorts Bayern unerlässlich. Das hat Landwirtschafts-
minister Josef Miller bei einer Pressekonferenz des TU-Lehr-
stuhls Agrarsystemtechnik in Weihenstephan deutlich gemacht.

Deutschland ist nach Aussa-
ge des Ministers inzwischen
weltweit die agrartechnisch
führende Nation. An dem glo-
balen Gesamtumsatz von rund
50 Milliarden Euro ist Deutsch-
land mit 5,2 Milliarden Euro
beteiligt, ein Drittel der Pro-
duktion kommt davon allein
aus Bayern.

„In der Agrartechnik beob-
achten wir nach wie vor ein
hohes Innovationstempo zur
Verbesserung von Maschinen
einerseits, aber immer mehr
auch von ganzen Produktions-
systemen“, so Miller. Neben
der Effizienzsteigerung stün-
den dabei auch zunehmend
neue Aufgaben wie Rückver-
folgbarkeit der Produkte oder
der Bereich der Agrarener-

gietechnik im Mittelpunkt.
Der Trend zur Hochtechni-

sierung wird sich nach Aussa-
ge des Ministers in vielen Be-
reichen fortsetzen. Als Bei-
spiele nannte er GPS-basierte
Fahrhilfen, Sensoren zur opti-
mierten Düngung, automati-
sche Melksysteme oder die sa-
tellitengestützte Erstellung von
Ertragskarten durch Mähdre-
scher. Miller: „Die moderne
Agrartechnik mit ihren neuen
Möglichkeiten kann einen wich-
tigen Beitrag dazu leisten, die
Bedingungen für Mensch und
Tier, aber auch für die Umwelt
weiter zu verbessern.“ Der
Agrarwissenschaftsstandort
Weihenstephan habe dazu be-
reits in der Vergangenheit für
wichtige Impulse gesorgt. �
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1. Reihe von links: Oberbürgermeister Hermann Faul, Nörd-
lingen, Günther Zwerger, Geschäftsführer Geopark Ries, Hei-
ke Burkhardt, stellvertretende Geschäftsführerin, Dr. Sabine
Heuschkel, Leiterin Expertenteam 4, Wirtschaft.
2. Reihe: Ralf Barfeld, Prof Dr. Dieter Stöffler, Leiter des Ar-
beitskreises, Gisela Pösges, Leiterin Expertenteam 1, Geologie.
3. Reihe: Dr. Thomas Kenkmann, Geschäftsführer ZERIN,
Museum für Naturkunde Berlin, Bürgermeister Rainer Schal-
ler, Steinheim, Prof. Dr. Rüdiger Krause, Archäologische Wis-
senschaften, Uni Frankfurt.
Reihe hinten: Manfred Abele, Hauptamtsleiter Steinheim, Dr.
Jörg Orschiedt, Historisches Centrum Hagen, Dr. Wilfried
Sponsel, Leiter Expertenteam 3, Johannes Ruf, Vertreter Lei-
ter Expertenteam 2. ��

Nationaler Geopark Ries:

Forscher erarbeiten
Rahmenplan

Zu einem ganztägigen Workshop im Rathaus der Stadt Nördlin-
gen traf sich der vor kurzem im Auftrag von Landrat Stefan
Rößle (Landkreis Donau-Ries) gegründete Arbeitskreis „Rah-
menplan Geopark Ries“. Dem Arbeitskreis gehören internatio-
nal renommierte Wissenschaftler aus ganz Deutschland an, die
auf verschiedenen Fachgebieten aktuelle Forschung im Nördlin-
ger Ries betreiben.

Die Teilnehmer des Workshops
wurden vom Oberbürgermeister
der Stadt Nördlingen, Hermann
Faul, und vom Koordinator des
Workshops, Prof. Stöffler be-
grüßt. Nach einem Einführungs-
referat von Dieter Stöffler zu den
Aufgaben und Zielen der Natio-
nalen Geoparks und der Aufga-
benstellung des Workshops wur-
den von den Fachwissenschaft-
lern Kurzreferate über die geolo-
gischen und kulturgeschichtli-

chen Bodendenkmale gehalten,
die in künftige Besichtigungstou-
ren und anderen Projekte für Ge-
opark-Touristen aufgenommen
und präsentiert werden sollen.
Die Referate behandelten die fol-
genden Themen: Geologie und
Bedeutung des Meteoritenkraters
„Nördlinger Ries“, Industrielle
Nutzung der Riesgesteine, Natur-
und Geotop-Schutz im Ries, die
Steinzeit im Ries, Bronzezeit und
Keltische Zeit im Ries, Die Rö-

mer und Germanen im Ries, Bur-
gen, Schlösser und Sakralbauten
im Ries , Museen im Ries.
Anschließend referierte der Ge-
schäftsführer des Geoparks Ries,
Günther Zwerger über die Orga-
nisation, die finanzielle Ausstat-
tung und das Marketing des Geo-
parks Ries.

Inhaltliche Ausführung

Am Nachmittag widmete sich
der Arbeitskreis einer ausführli-
chen Diskussion über die inhaltli-
che Ausführung eines „Rahmen-
plans Geopark Ries“. Dabei wur-
de ein grundsätzliches Einverneh-
men darüber erzielt, wie z. B. die
Gestaltung von Besichtigungs-
touren (Wander-, Fahrrad-, und
Auto-Rundtouren) auf dem Ge-
biet des Geoparks und die Aus-
bildung von Geopark-Führern
durchgeführt werden soll. Darü-
ber hinaus wurden mögliche Ver-
anstaltungen für Besucher des
Geoparks (Vorträge, Sommerkur-
se, GeoPark-Tage, Veranstaltun-
gen in Schulen etc.), die fachlich
korrekte Erstellung von Informa-
tionsmaterial (Geopark-Führer,
Begleitbroschüren, digitale Medi-
en) und die Inhalte der Öffent-
lichkeitsarbeit (Presse, Funk und
Fernsehen) des Geoparks bespro-
chen. Hierbei wurde auch die
operative Entwicklung des Geo-
parks Ries, wie z. B. die Umset-
zung der Planungen, die Aufga-
ben, Rechte und Pflichten der Fa-
chexperten und der Geschäfts-
führung und die Qualitätskontrol-
le aller Produkte des Geoparks
besprochen.

Dem Arbeitskreis war es auch
ein wichtigesAnliegen, die beste-
hende Kooperation mit dem Geo-

park Schwäbische Alb vor allem
im Hinblick auf das Steinheimer
Becken zu intensivieren. Be-
kanntlich liegt der „kleinere Bru-
der“ des Nördlinger Rieses, das
Steinheimer Becken, welches
gleichzeitig mit dem Ries vor
14,3 Millionen Jahren durch den
Einschlag eines Doppel-Astero-
iden entstanden ist, im Gebiet des
Geoparks Schwäbische Alb.

Spitzenstellung

Geplant ist, bis Mai 2008 den
„Rahmenplan Geopark Ries“ in
schriftlicher Form unter der Fe-
derführung von Prof. Stöffler zu
erstellen und als verbindliche
Empfehlung dem Landkreis Do-
nau-Ries als dem Träger des Geo-
parks Ries vorzulegen. Alle Teil-
nehmer waren sich in den Ziel-
setzungen einig und brachten
zum Ausdruck, dass der Geopark
Ries eine Spitzenstellung unter
den insgesamt 11 Nationalen
Geoparks in Deutschland ein-
nehmen wird.

Arbeitskreis und Workshop
wurden von dem Planetologen
und Riesforscher Prof. Dieter Stöf-
fler (Museum für Naturkunde,
Humboldt-Universität zu Berlin)
in Absprache mit dem Geschäfts-
führer des Geoparks Ries, Günther
Zwerger, organisiert. Es gelang,
bekannte Vertreter der Kulturwis-
senschaften für die Mitarbeit zu
gewinnen, die bisher nicht in die
Planungen des Geoparks einbezo-
gen waren. Als Gäste verfolgten
Nördlingens OB Hermann Faul
und der Bürgermeister der Stadt
Steinheim am Albuch, Rainer
Schaller, und sein Mitarbeiter
Manfred Abele die Diskussionen
mit großem Interesse. �

Schwäbische Kinderschutzkonferenz:

Starke Eltern,
starke Netze

Groß war das Interesse an einer Kinderschutztagung bei der
Regierung von Schwaben. Knapp 200 Gäste, darunter Vertre-
ter von Kinderkrippen, -gärten und -horten, von der sta-
tionären Kinder- und Jugendhilfe, Repräsentanten von Ju-
gend- und Gesundheitsämtern und Allgemeinem Sozialdienst,
von Beratungsstellen für Kinder, Jugendliche und Familien so-
wie Vertreter von Schulen, Justiz, Gesundheitswesen und El-
ternvereinen hatten den Weg nach Augsburg gefunden.

Nach der Begrüßung durch
Regierungspräsident Ludwig
Schmid berichtete Isabella Gold,
Leiterin des Referates Jugendpo-
litik und Jugendhilfe im Bayeri-
schen Staatsministerium für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie
und Frauen, über den Kinder-
schutz in Bayern. „Kinderschutz
braucht starke Netze“ lautete ihr
Appell. Wichtig seien eine mög-
lichst frühzeitige Unterstützung
von Familien sowie eine stärkere
Verzahnung aller relevanten Ak-
teure vor Ort. Starke Eltern seien
die besten Garanten für ein ge-
sundes und gedeihliches Auf-
wachsen von Kindern.

Gerade in der ersten Phase
nach der Geburt erfolgten zentra-
le Weichenstellungen für die
kindliche Entwicklung, fuhr Isa-
bella Gold fort. Risiken späterer
Entwicklungsverzögerungen und
Verhaltensauffälligkeiten könnten
entscheidend gemindert werden,
wenn entsprechende Risiken so
früh wie möglich erkannt und die
Eltern bei ihrem Erziehungsauf-
trag kompetent unterstützt wer-
den. Vor dem Hintergrund stei-
gender Problemfälle - u. a. Kinder
psychisch kranker Eltern - sei vor
allem eine stärkere Verzahnung
des Gesundheitsbereichs mit der
Kinder- und Jugendhilfe dringend
erforderlich.

Soziale Frühwarnsysteme

Sei Hilfe notwendig „und kön-
nen oder wollen Eltern dabei nicht
ausreichend zur Sicherstellung
des Kindeswohles mitwirken“,
müsse konsequent gehandelt wer-
den - „wenn es sein muss auch ge-
gen den Willen der Eltern“, so die
Referentin. Gerade bei krisenhaf-
ten Zuspitzungen bestehe hoher
Handlungsdruck, verbindliche
Absprachen und abgestimmte
Verfahrensabläufe im Vorfeld sei-
en hier umso wichtiger. Zur Si-
cherstellung des Kindeswohls
könnten auch familiengerichtliche
Maßnahmen vonnöten sein. Be-
reits in Planung sei derzeit „die
konkrete Umsetzung zur Unter-
stützung der Kommunen bei der
flächendeckenden Etablierung
sog. sozialer Frühwarnsysteme“.
Somit könnten Risikofamilien
besser erfasst werden.

Für die Stadt Augsburg stellte
der stellvertretende Jugendamts-

leiter Manfred Klopf das neue
Modell „Herzlich willkommen
Augsburger Kinder“ im Stadtteil
Lechhausen vor. So freundlich be-
grüßt der Bürgermeister heuer alle
Neugeborenen von Familien aus
dem Stadtteil Lechhausen. In ei-
nem Brief gratuliert er zur Geburt
des Kindes und kündigt den Be-
such einer Mitarbeiterin an, die
dann u. a. ein Buch über alles
Wissenswerte rund um das Kind
mit Unterstützungsangeboten,
wichtigen Adressen etc. über-
reicht. Außerdem informiert die
Mitarbeiterin über alle Hilfsange-
bote zur Unterstützung der Erzie-
hung und positiven Entwicklung
des Kindes. Bei Bedarf stehen Fa-
milienpaten zur Seite, die in wich-
tigen Fragen beraten und helfen.

Stadtteilmütter

Unterstützung erhält das Team
von Stadtteilmüttern, Migrantin-
nen, die schon jetzt in Lechhau-
sen hervorragende Arbeit leisten.
Sie helfen, sprachliche Barrieren
zu überwinden und kulturelle Ei-
genheiten zu beachten. Der Kin-
derstützpunkt K.I.D.S. in Lech-
hausen soll zu einem lebendigen
Treffpunkt für Familien mit Kin-
dern ausgebaut werden. Eltern-
kurse und Vorträge werden das
Angebot bereichern. Klopf zu-
folge „wollen wir mit diesem
Projekt, das später auf ganz
Augsburg ausgedehnt werden
soll, allen Kindern einen guten
Start ins Leben ermöglichen“.

Die Kinderärzte Dr. Martin
Lang und Dr. Hermann Wittrock
berichteten anschließend vom Zu-
sammenschluss der Kinderärzte in
und um Augsburg in der Vereini-
gung „pädnetz“. Auch hier steht
der Kinderschutz im Fokus. Mit
diesem kinder- und jugendärztli-
chen Netz wird den Kindern die
bestmögliche ambulante Gesund-
heitsversorgung mit einheitlich
hohen Qualitätsstandards geboten.
Die enge Kooperation mit anderen
Facharztgruppen und Spezialein-
richtungen der Kinder- und Ju-
gendmedizin ermöglicht es, die
ambulanten Verfahren der Unter-
suchung und Therapie voll zu nut-
zen und die Zahl und Dauer der
Klinikaufenthalte gering zu halten.

Nachdem Susanne Keller vom
Josefinum Augsburg die vertrau-
ensvolle Position der Hebamme

in der Familie dargestellt hatte,
machte Dr. Michael Hennig, Lei-
ter des Gesundheitsamtes Aich-
ach-Friedberg, darauf aufmerk-
sam, dass das Gesundheitsamt
ggf. auch in den Kinderschutz in-
volviert ist, wenn „auffällige“ Fa-
milien gemeldet werden, z.B.
bei Verwahrlosung, Substanz-
missbrauch oder einer Unterbrin-
gung aufgrund psychischer Er-
krankung.

MamaBabyHilfe

Peter Fröschl, Leiter desAmtes
für besondere Soziale Angele-
genheiten des Landratsamtes
Aichach-Friedberg, berichtete aus
Sicht der Schwangerenberatung
über den Kinderschutz. Klaus
Kratzer, Jugendbeauftragter der
Polizeiinspektion 5, Augsburg,
erzählte anschaulich über seine
Einsätze und die Prävention von
Kinderschutz im Stadtteil Ober-
hausen und in den Schulen. Dag-
mar Conrad, Vorsitzende Richte-
rin der JugendkammerAugsburg,

plädierte ihrerseits für mehr recht-
zeitige Hilfen für Familien und
für ein konsequentes Umsetzen
des Entzuges der elterlichen Sor-
ge, wenn Kinder in Gefahr sind.

Als Hilfe für Eltern, denen in
den ersten drei Lebensjahren der
Kinder alles über den Kopf zu
wachsen droht, haben der Land-
kreis Unterallgäu, die Stadt
Memmingen und die Katholi-
sche Jugendfürsorge (KJF) der
Diözese Augsburg das gemein-
same Projekt MamaBabyHilfe
ins Leben gerufen.

Für den Start der MamaBa-
byHilfe war ausschlaggebend,
dass bei manchen älteren Kin-
dern Erziehungsdefizite offen-
sichtlich werden, die aus den er-
sten Lebensjahren stammen und
nicht mehr aufholbar sind. Ziel
ist es, die Beziehung zwischen
Eltern und Kind so zu beeinflus-
sen, damit das Leben noch gelin-
gen kann. Die Teilnahme an dem
MamaBabyHilfe-Projekt ist frei-
willig; den Eltern entstehen kei-
ne Kosten. DK

Förderagentur im Visier
Europaminister Markus Söder: Erfahrungsaustausch

mit niederbayerischer Regierung und Landräten

Europarechtliche Fragen gehören für die Verwaltung in Bayern
zum täglichen Brot - von Förderprogrammen über Wettbe-
werbsrecht bis zum Natur- und Artenschutz. Nicht selten über-
lagern sich mehrere Rechtskreise - bayerisches, Bundes- und
EU-Recht. Trotz komplexer Problemlagen müssen Infrastruk-
turentscheidungen vorangetrieben und Förderungen genutzt
werden, z. B. im inzwischen voll angelaufenen EU-Förderzeit-
raum 2007 bis 2013. Der Staatsminister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Dr. Markus Söder und der Europaabgeord-
nete Manfred Weber diskutierten bei einem Meinungsaustausch
in Landshut mit Landrätin Bruni Mayer (Rottal-Inn), ihren
Kollegen Hanns Dorfner (Passau), Heinz Wölfl (Regen) und
stellvertretendem Landrat Ludwig Lankl (Freyung-Grafenau)
sowie Walter Keilbart von der IHK und Hans Pschorn (Hand-
werkskammer) brisante Punkte.

Themen des Gesprächs waren
vor allem Förderungen, Verkehrs-
fragen und die Vergabe öffentli-
cher Aufträge. Dazu zählten auch
die Problematik des Fördergefäl-
les zur Tschechischen Republik
oder der Donauausbau zwischen
Straubing und Vilshofen.

Wie Söder betonte, sei es gera-
de für Niederbayern und das
Grenzland enorm wichtig, die
von der EU zur Verfügung ge-
stellten Gelder auch abzurufen.
Der Freistaat habe für die laufen-
de Förderperiode die nötigen
Voraussetzungen geschaffen und
die Mittel für die Kofinanzierun-
gen um 38,5 Millionen Euro auf
135 Millionen Euro erhöht. Da-
von gingen 25 Millionen Euro
direkt nach Niederbayern.

Darüber hinaus sei es aber
auch vonnöten, bereits jetzt die
Weichen für die nächste Förder-
periode ab 2013 zu stellen. Bis
dahin sollte Söder zufolge auch
der Gedanke der Europaregio-
nen stärker aufgegriffen werden.
Er denke dabei an die Dreilän-
derregion Niederbayern, Oberö-
sterreich und Südböhmen. Eine
stärkere Zusammenarbeit könnte
durchaus Lösungen bei aktuellen
Problemen wie grenzübergrei-
fenden Krankenhaus-Koopera-
tionen, Führerscheintourismus
oder der Produktpiraterie brin-
gen. Auch Weber sah in einer
Dreiländerregion eine große
Chance: „Für die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit
muss aber auch entsprechende
Lobbyarbeit in Brüssel geleistet
werden, damit können wir die-
sen Raum interessant machen.“
Signale für die Bereitschaft zur
Zusammenarbeit gebe es bereits
sowohl aus Südböhmen als auch
als Oberösterreich.

Forschung und Mittelstand

Mit einer noch zu gründenden
Förderagentur will sich Nieder-
bayern in Zukunft mehr Mittel aus
den Brüsseler Fördertöpfen si-
chern. Damit wurde der Vorschlag
von Regierungspräsident Heinz
Grunwald aufgegriffen, der eine
Art Europaagentur für die Förde-
rung von Forschung und Mittel-
stand eingerichtet haben will. Im-
merhin flössen über 20 Prozent
der europäischen Fördergelder
über die Mitgliedstaaten direkt zu
den Unternehmen. Zuvor sei al-
lerdings ein sehr aufwändigesAn-
tragsprocedere durchzuführen,
das von mittelständischen Unter-
nehmen oder einzelnen Fach-
hochschulen alleine nicht bewäl-
tigt werden könne. Laut Grun-
wald läuft derzeit einAntrag beim
bayerischen Wirtschaftsministeri-
um auf Errichtung einer Fördera-
gentur. Wie diese ausgestaltet
werden soll, sei noch offen. „Da
wir auch bei Projektentwicklun-
gen Hilfestellung geben wollen,
soll dieAgentur in jedem Fall von
staatlichen Institutionen getrennt
errichtet werden.“

Bei Minister Söder stieß dieser
Vorschlag auf offene Ohren. Ge-
radezu begeistert zeigte sich der
Europa-Parlamentarier Manfred
Weber: „Für kleine oder mittlere
Unternehmen, aber auch für Fach-
hochschulen, ist es ein Riesenauf-
wand, an derartige Mittel zu kom-
men, da wäre eine Förderagentur
ein spannenderAnsatz.“

Dass er Europapolitik nicht als
„Feiertagspolitik“ und sich selbst
weder als „Briefträger“ noch als
„Botschafter“ der EU, son-
dern die Aufgabe des Europa-
ministers vielmehr als politische
Managementfunktion versteht,
stellte Söder abschließend klar.
Sein Augenmerk richte sich dar-
auf, Bayern und die Regionen
„besser aufzustellen und zu
strukturieren, professioneller zu
gestalten“. Europapolitik bedeu-
te, die Eigenheiten von 27 Mit-
gliedstaaten zu vereinen. Es gel-
te, mehr Entscheidungsfreiheit
vor Ort zu sichern. DK
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„Man glaubt, es mit einer
Alchemistenformel zu tun zu
haben. Wie mache ich aus
Dreck Geld!“ Mein Chef, der
Bürgermeister, saß stirnrun-
zelnd vor seiner Tageszeitung,
die auf einer Sonderseite die
Begriffe der aktuellen Finanz-
krise zusammengestellt hat.
Von A wie Abschreibung bis V
wie Verbriefung wurden alle
Stichworte aufgelistet, die in
der aktuellen Diskussion eine
Rolle spielen. Ein echtes Glossar der Gier.

Es ist schon wahr : Wie soll ein „Provinz-Po-
litiker“ und einfacher Sparkassen-Aufseher
schon durchsteigen in dem Gestrüpp von Fi-
nanzinnovationen, die so verwirrend aufge-
baut wurden, dass man als normaler Mensch im
Grunde nur Bahnhof versteht: Kredite an in-
solvente Schuldner, Hypotheken auf mög-
liche Wertsteigerungen von Einfamilienhäu-
sern, Anlageportfolios, die wie ein Baumku-

chen mit verbranntem Boden aufgebaut sind.
Eines allerdings versteht auch ein so einfa-

ches Gemüt wie ich: Finanzkrisen entstehen,
wenn es den Leuten nicht mehr reicht, durch
Produktivitätsfortschritt, Innovation oder Sub-
stanzvermehrung den Wohlstand zu steigern. Im
Laufe der Geschichte haben die Menschen mit
Tulpenzwiebeln spekuliert, auf die Langlebig-
keit von Fräulein der Genfer Gesellschaft ge-
wettet und im Vertrauen auf angebliche
Reichtümer in der Neuen Welt ihr Vermögen
aufs Spiel gesetzt. Wir selber erinnern uns doch
noch an die Neue-Markt-Blase, als eine Tele-
kom-Aktie 100 Euro wert war und uns die Bank-
berater Aktien von Dreieinhalb-Zimmer-Firmen
zu astronomischen Preisen als heißen Geheim-
tipp unterzujubeln versuchten. Keiner - weder
Politiker noch Journalist -, der damals beherzt
zugegriffen hat, sollte heute das große Wort
führen, wenn es um die saftigen Verluste größe-
rer und kleinerer Banken geht.

Vielmehr sollten wir uns wieder auf die Basis
nachhaltigen Wirtschaftens auch in Bezug auf
Investments besinnen. So sollte man es sich

zweimal überlegen, den Spar-
kassen-Berater zu belächeln,
der als Basis-Investment Kom-
munalobligationen oder Pfand-
briefe empfiehlt, statt mit ei-
nem Azubi, einem Häuslebau-
er oder einer Rentnerin eifrig
über die Hebelwirkung bei be-
stimmten Investment-Zertifika-
ten zu diskutieren.

Wir sollten auch wieder die
in manchen Ohren antik klin-
gende ökonomische Regel be-

achten, dass sich jeder Wertzuwachs primär auf
eine reale Veränderung der Marktlage stützen
muss und man die Finger von Investments las-
sen sollte, die von der Hoffnung leben, dass die
Marktlage dereinst die heute gezahlten Preise
widerspiegeln werde.

Vor allem aber sollten wir uns davor hüten,
unseren eigenen Verstand an der Garderobe ab-
zugeben und in der gleichen Weise wie ein Bub
in kurzen Hosen der Blechmusik hinterherläuft,
blind den Einschätzungen von selbsternannten
Experten in Rating-Agenturen zu vertrauen.
Schaut man nämlich auf das Rating der Papie-
re, die heute den Groß- und Landesbanken so
hohe Verluste bescheren, reibt man sich die Au-
gen: Reihenweise traumhafte Bewertungen, die
diese Papiere eigentlich als bombensicher, so-
gar geeignet für Pensionsfonds ausgewiesen
haben. Umso größer ist jetzt der Knall, mit de-
nen diese Spekulationen platzen. Merke: Jeder
Test ist subjektiv, keine Bewertung gefeit vor
Fehlern und das hypnotisierte Starren auf Tri-
ple-A und A+ kann leicht die Sinne vernebeln.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist am Neuen
Markt auf die Schnauze gefallen und seither
eher der konservative Anlegertyp. Ob die Bank-
bosse, Fondsmanager und Finanzjongleure
auch aus Fehlern lernen? Die Erfahrung zeigt,
dass nicht enttäuscht wird, wer skeptisch ist.
Für die hartnäckigen Pessimisten spricht das
Zitat von Machiavelli auf dem heutigen Kalen-
derblatt: „Den Völkern schadet viel mehr die
Habgier der eigenen Bürger als die Raubgier
der Feinde. Dieser lässt sich bisweilen ein Ziel
setzen, jener aber nicht.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Spekulation und
Nachhaltigkeit

OB Ivo Holzinger zum 60. Geburtstag:

Taten statt Worte
Dr. Ivo Holzinger, seit 1980 Oberbürgermeister der kreisfreien
Stadt Memmingen, feierte am 4. April seinen 60. Geburtstag. Mit
fünf gewonnenen Oberbürgermeisterwahlen zählt der SPD-Poli-
tiker zu den dienstältesten Oberbürgermeistern Deutschlands.
Nicht Worte, sondern Taten kennzeichnen seit jeher seine kom-
munalpolitischeArbeit in und für das schwäbische Oberzentrum.

Der in Aalen geborene Holzin-
ger promovierte nach seinem Ju-
ra- und Volkswirtschaftsstudium
1974 mit einem kommunalwis-
senschaftlichen Thema an der
Universität Würzburg zum Dr.
jur. utr. und trat in den Dienst der
Bayerischen Finanzverwaltung
in Würzburg und Nürnberg ein.
Zuletzt war er in dieser Funktion
im Jahre 1980 am Bundesfinanz-
ministerium in Bonn tätig. Im
selben Jahr wurde Holzinger mit
32 Jahren zum ersten Mal zum
Oberbürgermeister von Mem-
mingen gewählt und war damit
jüngster Rathauschef einer kreis-
freien Stadt in Deutschland. Da-
nach wurde der Familienvater in
den Jahren 1986, 1992, 1998 und
2004 in seinem Amt bestätigt.

Überzeugende Siege

In den ersten drei Wahlen er-
zielte Holzinger jeweils etwa
80 % der abgegebenen Stimmen,
in der Wahl 2004 setzte er sich
mit der absoluten Mehrheit von
50,5 % der Stimmen im ersten
Wahlgang gegen drei Gegenkan-
didaten durch. Ivo Holzinger be-
kleidet zahlreiche Ehrenämter,
so unter anderem im Vorstand des
Bayerischen Städtetages und im
Hauptausschuss des Deutschen
Städtetages. Er ist Bezirksvor-
sitzender der schwäbischen
Städte und Vorsitzender der So-
zialdemokratischen Gemein-
schaft für Kommunalpolitik
SGK in Bayern.

In Memmingen ist Holzinger
in zahlreichen Vereinen veran-
kert. Seit mehreren Jahren fun-
giert er als Kreisvorsitzender des
Bayerischen Roten Kreuzes in
Memmingen und dem Unterall-
gäu. Neben weiteren Ehrenäm-
tern ist er Mitglied im Diözesan-
rat der Diözese Augsburg.

Während seiner Amtszeit ent-

wickelte sich die Stadt Memmin-
gen zu einer der wirtschaftsstärk-
sten Städte im Regierungsbezirk
Schwaben. Mit dem Industriege-
biet Nord verfügt das Oberzen-
trum über das zweitgrößte zu-
sammenhängende Industriege-
biet Bayerisch-Schwabens. Be-
reits vor sechs Jahren konstatier-
te Bayerns damaliger Wirt-
schaftsminister Dr. Otto Wies-
heu bei der Eröffnung des Exis-

liche Gemeinden ausgezeichnet.
Die Stadt wurde für ihre Be-
mühungen geehrt, „die Wirt-
schaft von unnötiger Bürokratie
zu entlasten und die Standortbe-
dingungen zu optimieren“.

„Fakt ist, dass die solide Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik der
vergangenen Jahre uns Hand-
lungsspielräume für Investitions-
maßnahmen erhalten hat“, so der
Jubilar vor kurzem bei der Verab-
schiedung des Haushalts 2008.
Mit einer Verschuldensquote von
512 Euro pro Einwohner liegt
Memmingen weiterhin weit unter
dem Durchschnitt der Städte mit
vergleichbarer Größenordnung.

Investitionsmaßnahmen

Zu den größten Einzelposten
bei den Investitionen gehört der
Neubau der staatlichen Real-
schule. Für das Projekt, das bis
zum Schuljahr 2009/2010 fertig
gestellt sein muss, werden in die-
sem Jahr über 9,3 Millionen Eu-
ro veranschlagt. Daneben ist die
Sanierung des Vöhlin-Gymnasi-
ums vorgesehen. In die Erweite-
rung und Ertüchtigung des Grup-
penklärwerks sollen heuer eben-
falls Millionenbeträge fließen.
Auch für den Neu- und Ausbau
von Straßen, für Kanalbauten,
für die Stadtsanierung sowie für
den Neubau der Werkstätten des
Stadttheaters werden Gelder
locker gemacht - um nur einige
Beispiele zu nennen.

Dass diese Investitionen mög-
lich sind, führt Oberbürgermei-
ster Holzinger neben der soliden
Finanz- und Haushaltspolitik
auch auf die anhaltende Stär-
ke der Memminger Wirtschaft
zurück. So rechnet der Stadt-
kämmerer in diesem Jahr mit
Gewerbesteuereinnahmen in
Höhe von 25,5 Millionen Euro –
eine Größenordnung, die es
trotz unverändert niedrigem Ge-
werbesteuersatz in Memmingen
noch nie gegeben haben dürfte.
Ein weiterer Superlativ in einer
langen Reihe von Erfolgsmel-
dungen. DK

Dr. Ivo Holzinger. ��

tenzgründungszentrums: „Mem-
mingen ist ein attraktiver Stan-
dort. Memmingen und seine
Umgebung zählen zweifelsfrei
zu den Aufsteigerregionen -
nicht nur im Allgäu oder in
Schwaben, sondern auch bayern-
und bundesweit. In einer Rei-
hung von 167 Arbeitsmarktre-
gionen nach ihrer Strukturstärke
hat sich Memmingen seit 1990
um 50 Ränge verbessern kön-
nen. Es befindet sich mittlerwei-
le im oberen Fünftel Deutsch-
lands.“

Seither hat sich die positive
Entwicklung der Stadt noch fort-
gesetzt. 2004 wurde Memmin-
gen mit dem Bayerischen Qua-
litätspreis für wirtschaftsfreund-

Eröffnung des Fürstenbaus der Veste Coburg:

Regionales Bewusstsein pflegen
„Der Freistaat Bayern hat ein vitales Interesse daran, dass die Ge-
schichte und damit das regionale Bewusstsein der historisch so
unterschiedlichen Teile unseres Staates gepflegt und in der Bevöl-
kerung verankert werden. Die Veste Coburg, eine der größten
und eindrucksvollsten Burganlagen Deutschlands, eignet sich
dafür in hervorragender Weise. Der Freistaat ist hier seiner 1920
übernommenen Verpflichtung zur Pflege des baulichen Erbes des
Coburger Landesteils in hervorragender Weise nachgekommen“,
erklärte Finanzminister Erwin Huber bei der Eröffnung des Für-
stenbaus der Veste Coburg. Der Fürstenbau der Veste Coburg
war in den vergangenen sechs Jahren von der Bayerischen
Schlösserverwaltung für 7,77 Millionen Euro saniert worden.

Huber betonte, dass man sich
bewusst dazu entschlossen habe,
den Fürstenbau nicht radikal zu
entkernen und modern einzu-
richten, sondern die historischen
Raumformen und damit das An-
denken an die enge Verbindung
zwischen Coburg und der briti-
schen Krone zu Beginn des 20.
Jahrhunderts zu bewahren. Der
Fürstenbau bietet damit heute
nicht nur einen stilvollen Rah-
men für die Ausstellungen, son-
dern ist auch selbst wesentlicher
Teil des historischen Museums
Veste Coburg.

Krönender Abschluss

„Seit 1918 sind die Kunst-
sammlungen der Veste Coburg
der wichtigste Nutzer des histo-
rischen Bauwerks, der „Krone
Frankens“. Ihr Bereich wird
mit dem Fürstenbau abgerundet
und erheblich erweitert. Mit
der Übernahme des Fürsten-
baus durch die Kunstsammlun-
gen, eines der wichtigsten Mu-
seen des Landes, erfährt die
Nutzung der Veste ihren krö-

nenden Abschluss“, so Huber.
Der Fürstenbau gehöre, wie

Huber erinnerte, zu den Kern-
bauten der einstigen Dynasten-
burg, die sich die Grafen von
Henneberg ab der Mitte des 13.
Jahrhunderts auf den „Coberg“,
dem uralten Herrschaftsmittel-
punkt zwischen Franken und
Thüringen, errichteten. Der Bau
war einst der Palas, der Saal- und
Repräsentationsbau der mittelal-
terlichen Burg.

Historisches Zeugnis

Zu Beginn des 16. Jahrhun-
derts, als Coburg zum Kurfür-
stentum Sachsen gehörte und es
zu einer stärkeren Verbindung
der Region mit Mitteldeutsch-
land kam, sei der Fürstenbau sei-
ner repräsentativen Funktion be-
raubt und zum Wohnbau umge-
wandelt worden.

Als schließlich Herzog Carl
Eduard, ein Enkel der Königin
Victoria, 1905 volljährig wurde
und heiratete, wollte ihm das
Land die Wiederherstellung der
Lutherkapelle auf der Veste zum

Geschenk machen. Aus diesem
Vorhaben entwickelte der Her-
zog die Idee, auf der Burg sei-
ner Ahnen residieren zu wollen.
1909 beauftragte er den Archi-
tekten Bodo Ebhardt mit der
Planung und Durchführung der
Umgestaltung zur Residenz.
Ebhardt war damals ein sehr be-
kannter Forscher und Spezialist
für die Herstellung mittelalterli-
cher Burgen. Sein wohl bedeu-
tendstes Werk war der Wieder-
aufbau der Hochkönigsburg im
Elsass für Kaiser Wilhelm II.
Ebhardt schuf damals die, so
Huber, vielleicht letzte reprä-
sentative Wohnung für einen
regierenden Fürsten in ganz
Deutschland und damit ein hi-
storisches Zeugnis von beson-
derem Rang. Das Wohnrecht im
Fürstenbau währte bis zum To-
de des Prinzen Friedrich Josias
1998.

Schwierige Gratwanderung

Es sei nicht immer einfach
gewesen, einen gangbaren Weg
zwischen Denkmalpflege und
den Erfordernissen eines mo-
dernen Museumsbetriebes zu
finden. Huber dankte deshalb
den Mitarbeitern der Bauab-
teilung und des Restaurierungs-
zentrums der Bayerischen Schlös-
serverwaltung, die in Zusam-
menarbeit mit den Kollegen
des Staatlichen Bauamts Bam-
berg und den Kunstsammlun-
gen hervorragende Arbeit ge-
leistet hätten. �

Bayerischer Städtetag/Bezirksversammlung Niederbayern:

Fairness beim Büchergeld!
Mit den Themen Büchergeld, Krippenausbau und verstärkte
Hauptschul-Förderung befasste sich die Bezirksversammlung
Niederbayern des Bayerischen Städtetags bei ihrer jüngsten Sit-
zung in Straubing. Dabei forderte der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Regensburgs Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger, „eine faire Regelung beim Büchergeld“. Die Kommunen
erwarteten, nicht mehr bezahlen zu müssen, als vor Einführung
des „unseligen Büchergeldes“.

Konkret solle der Freistaat
künftig von den anfallenden Ko-
sten für Schulbücher nicht nur
zwei Drittel, sondern drei Viertel
übernehmen. Zudem fordern die
Städte, dass sich das Land an den
Ausfällen beim Büchergeld des
laufenden Schuljahres 2007/
2008 beteiligt. Schaidinger zufol-
ge will man somit „zu den frühe-
ren Verhältnissen zurückkehren“.

Konnexitätsprinzip

Die Kommunen wehren sich
dagegen, dass sie mit dem neuen
Gesetz Mehrkosten von mehr als
6 Millionen Euro jährlich über-
nehmen müssen. Dies wider-
spricht laut Städtetagsvorsitzen-
dem dem Konnexitätsprinzip, wo-
nach der Verursacher die Kosten
zu tragen hat. Im Vorblatt des Ge-
setzes zur Änderung der Verfas-
sung heiße es, dass das Konne-
xitätsprinzip dazu dient, „die
Kommunen vor Ausgabenmeh-
rungen ohneAusgleich von Mehr-
lastungen zu schützen“. „Das
muss auch gelten, wenn das Bü-
chergeld abgeschafft und dafür das
neue Lernmittelgesetz eingeführt
wird“, hob Schaidinger hervor.

Ausdrücklich begrüßt wurde
hingegen die neue Förderrichtli-
nie des Freistaats für den Krip-
penbau. Im Dezember vergange-
nen Jahres hatten sich die kom-
munalen Spitzenverbände und
der Freistaat auf einen Kompro-

miss bei der Krippenförderung
verständigt. Im Durchschnitt be-
deutet dies eine Verdreifachung
der bisherigen Förderung der In-
vestitionskosten für Kinderta-
geseinrichtungen. Der Freistaat
Bayern stockt die Mittel des Bun-
des um mindestens 100 Mio. Eu-
ro aus dem Programm „Zukunft
Bayern 2020“ auf. Zusätzlich
wird dieses bayerische Sonderpro-
gramm nach Ausschöpfung der
hierfür vorgesehenen Bundes- und
Landesmittel mit denselben För-
derkonditionen fortgesetzt, bis das
Ziel eines bedarfsgerechten Aus-
baus der Betreuungsplätze für
Kinder dieser Altersgruppe er-
reicht ist. Gefördert wird mit ei-
nem Mindestfördersatz von 60
Prozent, der bei den finanzschwa-
chen Kommunen auf bis zu 80
Prozent erhöht wird.

Kinderbetreuung

Pfarrkirchens Erster Bürger-
meister Georg Riedl, Vorsitzender
des Bezirks Niederbayern des
Bayerischen Städtetags, meinte
hierzu: „Der Ausbau der Krippen
ist ein wichtiger Teil des Gesamt-
pakets für die Familienpolitik.
Unsere Gesellschaft braucht ver-
nünftige Netzwerke in der Kin-
derbetreuung.“

Was wiederum die Förderung
der Hauptschulen anbelangt,
muss der Freistaat nach Ansicht
des Bayerischen Städtetags

„deutlich mehr Ganztagsschulen
einrichten, anstatt die Kommu-
nen und freie Träger in die
Pflicht zu nehmen“. Die Städte
bemängeln, dass die staatlichen
Zuschüsse für eine „verlängerte
Mittagsbetreuung“ an Grund-
schulen von 7000 Euro bei wei-
tem nicht ausreichen, um die
tatsächlichen Kosten zu decken.

„Wenn der vom Ministerpräsi-
denten geforderte pädagogische
Anspruch verwirklicht werden
soll, muss der Staat für die Mit-
tagsbetreuung und nachmittägli-
che Betreuung bei Hausaufgaben
pädagogisches Personal zur Ver-
fügung stellen“, erklärte Schai-
dinger. Die verbesserte individu-
elle Förderung von Schülern sei
eine Aufgabe des Staates und
nicht der Kommunen.

Hauptschule

Der Ausbau der Hauptschule
zur Ganztagsschule sei der richti-
ge bildungspolitische Weg. Aller-
dings: „Wenn der Freistaat - aus
gutem Grund - einen ganztägigen
Ausbau der Schulen propagiert,
muss er die Kommunen dabei
finanziell unterstützen“, stellte
Schaidinger klar. Das Nebenein-
ander verschiedener Modelle sor-
ge für Verwirrung und gefährde
den Bestand kleinerer Schulen.
Der Städtetag fordert ein Sonder-
programm zur Finanzierung des
Ausbaus der Ganztagshauptschu-
len von 600 Millionen Euro.

„Ich sehe in der Zukunft erheb-
liche Probleme auf die Haupt-
schulen zukommen“, meinte Be-
zirksvorsitzender Riedl: „Die
Einführung der sechsstufigen Re-
alschule hat der Hauptschule den
Boden entzogen.“ DK
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Vorschau auf GZ 8
In unserer Ausgabe Nr. 8, die am 24. April 2008 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
zz Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
zz Schulungen . Büchereien

Beilagenhinweis
DieserAusgabe liegt ein Prospekt der Bayerischen Gemeinde-
zeitung bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. ��

Bürgerunternehmen
auf Erfolgskurs

Das Kommunalunternehmen des Landkreises Würzburg
feierte zehnjähriges Bestehen

Veitshöchheim. Mit einem Festakt in den Mainfrankensälen feier-
te der Landkreis Würzburg das zehnjährige Bestehen seines
Kommunalunternehmens (KU). Zum Abschied seiner politischen
Laufbahn durfte sich der scheidende Landrat Waldemar Zorn
über den Erfolg eines Landkreiskindes freuen, bei dem er nach ei-
genen Worten „als Geburtshelfer und Erzieher“ gewirkt hat. Dem
Bürgerservice auf den Gebieten Gesundheitswesen (Mainklinik
Ochsenfurt), der stationären Altenpflege (mehrere Heime sowie
betreutes Wohnen), des Öffentlichen Personennahverkehrs (Nah-
verkehr Würzburg-Mainfranken GmbH undAPG) sowie derAb-
fallentsorgung (team orange) wurden durchweg gute Noten erteilt.

Waldemar Zorn erinnerte dar-
an, dass der Landkreis Würzburg
mit seinem Kommunalunterneh-
men ein Stück Verwaltungsge-
schichte geschrieben hat.

Als eines der ersten in Bayern
und das erste mit dieser Struktur
und Größe sei das KU im Februar
1998 an den Start gegangen. Was
er selbst in seiner Amtszeit seit
1996 energisch betrieben habe,

könne heute auf der ganzen Linie
Erfolge aufweisen: „Die Ergeb-
nisse nach zehn Jahren übertreffen
die Erwartungen von damals“.
Vor 140 geladenen Gästen, darun-
ter Kollegen aus der Kommunal-
politik der Region, der Wirtschaft,
der Pflege und des Gesundheits-
wesens sowie die Mandatsträger
und Führungskräfte aus dem
Landratsamt, wünschte der schei-

dende Landrat seinem KU und
den über 800 Mitarbeitern alles
Gute für die Zukunft.

Stärkung durch
Partnerschaften

Der KU-Vorstandsvorsitzende
Dr. Alexander Schraml dankte
Zorn dafür, dass er die Reform-
ziele „nicht mit Heerscharen von
Beratern“ zum Ziel geführt, son-
dern seinen eigenen Mitarbeitern
und Führungskräften vertraut ha-
be. Am Ende sei man bayernweit
mit Vorträgen und Beratungen
anderer Kommunen unterwegs
gewesen und fördere inzwischen
über die Mitwirkung an einem
wissenschaftlichen Handbuch die
Entwicklung kommunaler Unter-
nehmen im Freistaat. Schraml
ging auf zahlreiche Partnerschaf-
ten ein, die das KU nach außen
und innen stärken. So habe man
zum Beispiel, gefördert durch die
Regierung von Unterfranken, die
Nahverkehrs-Planvorstellungen
in der Region harmonisiert. Ein
greifbares Ergebnis verspreche
sich das KU über die Verbunder-

weiterung um den Nachbarland-
kreis Kitzingen, die zum 1. Janu-
ar 2009 erwartet werde.Auch mit
dem Landkreis Main-Spessart
und darüber hinaus mit den Land-
kreisen der Region Main-Rhön
sei man im Gespräch.

Ein bemerkenswertes Referat
unter dem Titel „Das Kommunal-
unternehmen - eine Rechtsform
auf Erfolgskurs“ trug Dr. Josef
Ziegler, Vorsitzender der Bayeri-
schen Verwaltungsschule, bei der
Jubiläumsfeier des Kommunalun-
ternehmens (KU) des Landkreises
Würzburg vor. Darin stellte er fest,
dass sich die Betriebsergebnisse
seit der Übernahme vorhandener
Strukturen durch das KU entschei-
dend verbessert haben. Damit ha-
be sich die Belastung des Land-
kreises und seiner Gemeinden
spürbar verringert - und das bei
gleichzeitigen Investitionen in
Modernisierung undAusbau.

Unterschiedliche Maßstäbe

Allerdings sei der Erfolg eines
KU als öffentliches Dienstlei-
stungsunternehmen nicht mit den
selben Maßstäben zu messen wie
der eines Privatunternehmens,
schränkte Ziegler ein. Deshalb
stellte er die Erwartungen und Be-
fürchtungen abwägend gegenü-
ber. Mit der neuen Organisations-
form, die der Gesetzgeber 1995
eröffnete, habe der Landkreis
Würzburg, Originaltext Landrat
Waldemar Zorn vom 7. Februar
1997, folgende Ziele verfolgt:
„Abbau von Entscheidungsebe-
nen, selbstständige Geschäfts-
und Betriebseinrichtungen ohne
Aufgabe der Trägerkompetenz
des Landkreises, Verkürzung der
Dienstwege, Flexibilität bei lau-
fenden Geschäften und im Verga-
bewesen, Betonung unternehme-
rischen Handelns und Priorität des
Kosten- und Leistungsdenkens
bei konsequenter Orientierung an
den Bedürfnissen der älteren und
kranken Menschen in den Ein-
richtungen und nicht im Wege
frühkapitalistischer Ausbeutung
der Mitarbeiter“.

Zorn habe keine der Fraktionen
im Kreistag geschlossen hinter
sich gebracht. Die Entscheidung
für das KU sei nach hitzigen De-
batten sehr knapp gefallen. Geg-
ner befürchteten Demokratieab-
bau und ein Nebenlandratsamt.
Das Wort Holding als Bezeich-
nung für die Steuerung der KU
sei zum Unwort erklärt worden.
Zudem befürchtete man als Folge

Gratulierten zum Erfolg: Der Würzburger Bürgermeister Dr. Adolf Bauer, Dr. Josef Ziegler
(Vorsitzender der Bayerischen Verwaltungsschule), Paul Lehrieder MdB, der scheidende Land-
rat und „Vater“ des Kommunalunternehmens Waldemar Zorn, Walter Kolbow MdB, Manfred
Ach MdL, Dr. Alexander Schraml (Vorsitzender des Kommunalunternehmens) und der neue
Landrat Eberhard Nuß. Text und Bild: wkn

der wirtschaftlichen Orientierung
ein soziales Defizit bei den Dienst-
leistungen für die Bürger und nicht
zuletzt bei den Rechten und Be-
sitzständen des Personals.

Inzwischen seien Entschei-
dungswege tatsächlich kürzer ge-
worden, trotz Mehrung derAufga-
ben. Das liege an den Kompeten-
zen des KU-Vorstandes und der
Übersichtlichkeit der Gremien.
Der Verwaltungsrat beschränke
sich auf Grundsatzentscheidungen
und die Kontrolle des Vorstandes.

Besondere Problematik

Dem Kreistag komme eine ver-
änderte Rolle zu. Sein Aufgaben-
spektrum sei schmäler geworden.
Es gehe beispielsweise nicht
mehr darum, über jeden Standort,
Größe und Öffnungszeiten ein-
zelner Wertstoffhöfe zu entschei-
den. Die Steuerung des KU finde
nur noch formal durch den Kreis-
tag statt. Wichtig sei die Zielvor-
gabe, nicht aber die Festlegung
des Weges. Damit habe man die
Demokratie nicht abgeschafft
sondern „großmaschiger ge-
strickt“. Das sei aber besser, als
öffentliche Verantwortung ganz
an den freien Markt zu übergeben
und damit auf die Beeinflussung
von Standards zu verzichten.

Wirtschaftspläne und Bilanzen
seien allerdings eine trockene und
komplexe Materie, schwierig für
ehrenamtliche Mandatsträger, un-
interessant für Bürger und weni-
ger attraktiv für die Medien, als et-
wa die Frage, ob um Mitternacht
noch ein Linienbus von A nach B
fahren soll. Ziegler sieht darin ei-
ne besondere Problematik. Zwi-
schen der politischen Notwendig-
keit, wählerwirksam aufzutreten
und vom Bürger als Sachwalter
erkannt zu werden und der not-
wendigen Selbstbeschränkung auf
steuerrelevanteAktivitäten im Be-
schlussgremium habe man noch
nicht die Lösung gefunden.

Unternehmerisches Handeln sei
gegenüber dem Verwaltungshan-
deln im Vorteil, ist sich Ziegler si-
cher. So werde der schleichende
Wertverzehr über die kaufmänni-
sche Abschreibung laufend sicht-
bar. Überraschungen, wie beim
gelegentlichen genaueren Hinse-

hen in Schulgebäuden, seien aus-
zuschließen. So sei es nicht ver-
wunderlich, dass das KU einen
höheren Modernisierungsschub
erlebt habe als im selben Zeit-
raum die Kernverwaltungen des
Landkreises. Damit sei durch das
Vorbild des KU der vor wenigen
Jahren noch als unaufhaltsam
scheinenden Tendenz, bisher öf-
fentliche Bereiche in private Hän-
de geben zu müssen, die Spitze
genommen. Der sozialen Ver-
pflichtung gegenüber dem Bürger
werde man durch ein Qualitätsm-
anagement gerecht. Freilich sei
man beim ÖPNV oder der Dichte
des Wertstoffhofnetzes weiterhin
in einem Spannungsfeld zwi-
schen Gemeinwohlverpflichtung,
ökologischer Orientierung und
betriebswirtschaftlicher Effizienz.

Für die Zukunft gerüstet

Sein Fazit: „Das KU liefert den
Nachweis, dass die öffentliche
Verwaltung den Vergleich mit der
Privatwirtschaft nicht scheuen
muss. Sie ist für die Zukunft gerü-
stet, wenn sie nicht an überhol-
ten Denkweisen festhält, sondern
für die jeweiligen Aufgaben die
richtigen Organisationsstrukturen
und handelnden Personen findet.
Wenn dies gelingt, ist das für die
Versorgungssicherheit der Bürger
und die soziale Absicherung der
Beschäftigten allemal der bessere
Weg als die Übergabe in private
Hände, ohne die demokratische
Kontrolle durch gewählte Volks-
vertreter“. �

Neuer Traunsteiner OB
begeht Selbstmord

Der neu gewählte Oberbür-
germeister der oberbayeri-
schen Kreisstadt Traunstein ,
Wilfried Arsan, hat Selbst-
mord begangen. Der Kom-
munalpolitiker von den Un-
abhängigen Wählern Traun-
stein wurde tot in seinem
Haus gefunden. Arsan war
bei der Kommunalwahl vor
wenigen Wochen zum Nach-
folger des bisherigen Ober-
bürgermeisters Fritz Stahl ge-
wählt worden. �


